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Vorwort. 
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I n den Schickſalen einzelner Menſchen bietet ſid uns 


häufig die Grundurſachen für plötzlich zu Tage tretende 
Schäden der ſtaatlichen Ordnung an Orten, wo fie nicht 
weil man vergißt oder überſieht, daß die Gegenwart ſtets 
Folge der Vergangenheit iſt. Zu den Aufſehen erregenden | 
ſprechungen des jetzt zu Ende gehenden Jahres iſt der \ 
vor mm als Ray Dezenium gelegt . aber nur al 1 


haltbarkeit des roͤmiſch ⸗ jüdiſchen Rechts für das vaſt 
Swar wird Recht und Geſetz immer von Menſchen far Men 


Leute Primzipien in das Recht ber zu laſſen, die cin $ 
Volk nicht verſteht, weil fie ſeinem Nationalcharafter {chnm A 
werbe deshalb nur bewirken können, daß aus dem 2 


ein Unrecht wird zum Beſten der Wenigen, welche auf den eig 


| bus, aus der Zöglinge hervorgehen, welche alles Das 5 
r Gerechtigkeit ausgeben, was durch die augenblickliche Gewalt 
und Macht zu decken iſt. Wehe dem Rechtsſtaate , deſſen Schiff 
in ein ſolches Fahrwaſſer gerathen iſt! Noch mehr Wehe aber 
denjenigen Bürgern eines ſolchen Staates, welche mit irgend einem 
; der Machthaber des Rechtes wegen in Konflift oder Meinungs⸗ 
7 verſchiedenheit gerathen : die müſſen die herrſchende „Gerechtigkeit“ 
bis zur Neige auskoſten, damit ſie für alle Zeit kurirt find und 
nie mehr wider den Stachel löcken können! „Stirb, damit ich 
8 leb en kann,“ iſt das ewige Geſetz der Natur, — man überträgt 
5 es immer mehr auf das Leben der einzelnen Menſchen, ohne zu 
bedenken, daß die Natur in erſter Cinie ſchafft und erhält, aber 
* nirgend das Prinzip hat, leiden und vorzeitig ſterben zu 
. laſſen, wie es die Menſchheit untereinander durch Einrichtungen 
und eigene Geſetze bezweckt, bezw. nicht zu verhindern trachtet, 


5 welch letzteres doch allein naturgemäß und infolgedeſſen ver⸗ 
nünftig wäre. Naturgemäß und vernünftig ſoll auch jedes 
x © Staatsweſen — eine Vereinigung von Geſchöpfen der Natur — 
= ſein, es verſtößt des halb gegen die Cebensbedingungen und Grund- 
lagen eines ſolchen, wenn das Prinzip der Gerechtigkeit als oberſter 
Grundſatz aufgeſtellt, aber den Mitgliedern des Staatsweſens die 
1 genommen wird, unbeſchränkten Gebrauch davon zu 


5 w Wie es in dieſer Beziehung ſeit längerer Seit beſtellt iſt, 
. ſoll der Inhalt dieſes Buches einen Hommentar liefern. 
Bemerkt ſei, daß es ſich bei der Veröffentlichung durchweg um 
1 aktenmäßiges Material handelt, deſſen Originale im Befitz der 
leidenden Perſon ſind. Bedenkt man, daß Derjenige, der dieſen 
„Kampf um die Gerechtigkeit“ — wie man es nennen kann -- 
i ben fünf Jahre geführt hat, ein Mann in der Vollkraft des Lebens, 


„noch die geltenden Geſetze und Wege kennen, welche 
ö laung des modernen Rechts in Betracht kommen, allein 
einem Dezenium der „Gerechtigkeit“ zum Opfer gefallen 3 8 
werden und täglich weiter zum Opfer fallen müſſen, denn es 
wird nicht beſſer im Punkte dieſer ſogenannten Gerechtigfeit, - 
ſondern von Tag zu Tag ſchlechter, da es der Fluch jeder — 
Chat iſt, fortzeugend Böſes zu gebären. Nur von einem 0 
kopf oder Heuchler kann abgeleugnet werden wollen, daß die. 
jenigen Elemente und Anſchauungen immer mehr in den Staats⸗ 
organis mus eindringen, welche vor dem Kichterſtuhle der wahren 
Vernunft verdammt würden als Gift des Menſchengeſchlechts und E: 
Feind der Menſchenwürde, weil fie Moral und Sitte, San 
und Religion vorerſt untergraben, nach und nach aber ganz ver⸗ 
nichten müſſen, denn beiſpielsweiſe beruht jede Religion nl 
kann nur beruhen auf dem Glauben an eine ewige — alſo 3 
wandelbare — Gerechtigkeit, kein Cebeweſen kann aber auf die 
Dauer an eine ewige Gerechtigkeit glauben, wenn die zeitliche nicht 
vorhanden iſt, denn die Erſtere bedingt die Letztere, ſonſt iſt keine 
Allmacht denkbar, die wir in den ewigen Geſetzen der Natur 
ſehen, fühlen und begreifen. Deshalb erſchallt immer und immer 
wieder der Kuf nach menſchlicher Gerechtigkeit, die im 
klang ſtehen muß mit der verheißenen göttlichen: ſtrafen bis ins 
vierte Glied wad ſegnen bis ins TY Der b 


> 5 * gm Jos cetztere iſt ſchuld am Erſteren! - 
p wieder eine menſchliche — alſo der Natur nachgebildete, 


ein, pflegt ſie unter der Deviſe: Gleiches Recht fiir Alle, die _ 5 8 
der Natur entnommen iſt, — dann ſtellt ſich die wahre ane 
ungerufen ein, denn je gerechter der einzelne Menſch — alſo auch 
eine Gemeinſchaft von Menſchen untereinander, das heißt der 
Staat — iſt, um ſo edler, reiner wird ſeine Religion ſein, weil : 
alle Religion nur das Streben iſt, Gott ähnlicher zu werden Bo ge” 
ſeine Kinder zu heißen. Gottes Kinder ſind es nie, die von ihren 
Machtmitteln einen Gebrauch machen, der gegen göttliches Recht 
verſtößt; es verſtößt aber gegen göttliches Recht, einen Sünder zu 
beſtrafen, den anderen aber nicht nur nicht zu beſtrafen, ſondern 
zu belohnen. In einem Staatsweſen, wo dies paſſirt, herrſcht 
nicht Gerechtigkeit, ſondern vollſtändige Keligionsloſigkeit, denn. 
Religion bedingt Gerechtigkeit. Wer das deutſche Volk zur Reli- 
gionsloſigkeit führt und zu einem großen Theile ſchon geführt 
hat, mag jeder Leſer am Schluſſe dieſes Buches durch Abwägung 
der Handlungen eines Edelmannes und eines der hervorragendſten 
Juden der Jetztzeit feſtſtellen; der Edelmann verleugnet den Typus 
des Germanen nicht: furchtlos und gradeaus, direkt auf den 
Feind, — der Andere zeigt alle Eigenſchaften ſeiner Raſſe : frivole . | 
Wolluſt, Mißachtung von Sitte und Moral, Ubleugnung ein⸗ 5 
gegangener Verpflichtungen, Meineid, Hinterliſt, Feigheit, kriechen, 
beſtechen und Anwendung jedes Mittels, um die verdiente * 
drohende Strafe abzuwenden. 3 5 
Thatſache iſt, daß dieſer hier vorgeführte Jude in den 
Adels ſtand erhoben, eine Unzahl Orden und Ehrenzeichen erhalten, 85 
noch heute im Adelsſtand iſt, trotzdem alles Das, was hier 8 
aktenmäßig an die Oeffentlichkeit gebracht wird, maß gebenden : 
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dich auf, deutſches Volk, und erkämpfe dir eine g 
tigkeitspflege, ſonſt biſt du verloren für alle Zeit. 
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dem K6nigl. Polizeipräſidium zu Berlin war ſeit 
Jahre 1870 Herr Hugo von Schwerin als 
: - fommiſſarius angeſtellt. Am 23. Dezember 1872 erhielt 
55 von ſeinem höchſten Vorgeſetzten — Herrn | Polizeipr 
| yon Madai — den Befehl, mit dem Nachtcourirzuge von 
Berlin nach Hamburg zu fahren, um am nächſten Nachmittage 
gegen 4 Uhr eine Dame Namens Frau Dorothea Croner 31 
erwarten; vorher habe er zu dem Polizeifommiſſar Weiß z1 
gehen, "I die Dame kenne und fie ihm auf dem Bahnhof zeige 
werde. Dieſer Dame ſolle er ſich dann als irgend ein belie 
Haufmann aus Berlin vorſtellen, der von Herrn von Ble 
, : röder beauftragt ſei, ihre Schulden zu bezahlen und ihre verſe 
Sachen einzulsſen, ſie dann aber nach Hopenhagen zu 
ag Hopenhagen wurden dann beſondere Inſtruktionen ge 
Sur Beſtreitung der Geldausgaben wurden Herrn 
Schwerin von ſeiner Behsrde (Regierungsrath von 
circa 6000 Mark übergeben. ' | 
Herr von Schwerin, | dieſem Befehl gehorchend, fuhr am 
25. Dezember nach Hamburg und begab ſich am nachſt ttag 
zu dem Polizeikommiſſar Weiß. Beide gingen um 3 
ach dem Bahnhofe. Dort wurde Herrn von Schwerin die 
roner von dem Polizeifommiſſar Weiß gezeigt, und Herr 
werin verfolgte ſie bis zu ihren Derwandien; bei dener 
Wohnung nahm. Am andern Tage, dem 25. Dezember (We 
nachtenh), wurde Frau Croner zu dem Polizeikommiſſar 
5 beordert, der ihr Herrn von Schwerin als einen Kaufmann 0 
Hamburg vorſtellte. Schwerin erklärte der Dame, 


von Schwerin und Bleichröder. 


Dies 8 Fenn auch. Un - 26. ingen 6 
Herr Bankier Schmidt, woſelbſt für 375 Mark verſetzte E 
bochen eingelsſt wurden. Darauf machte Herr von Schwert 3 
Dame bemerklich, daß er ſie nach Uopenhagen geleiten müſſe, um i 
dort für ſie ein Unterkommen zu beſchaffen; folge ſie gutwillig, 5 
ſo werde ſie an Ort und Stelle noch 3000 Mark erhalte. 
Nach einigem Sträuben willigte Frau Croner ein und beide be. 
gaben ſich am 26. Dezember Abends nach dem Bahnhof, fuhren 
nach Kiel, von dort per Dampfer nah Korſsr und am 27. von 
Korſsr mit der Bahn nach Kopenhagen, woſelbſt ſie in dem 
Hotel d' Angleterre auf dem Kongens Nytoro Wohnung nahmen. 
Am folgenden Tage beſorgte Herr von Schwerin Norgesgare 68 
eine Wohnung und begab ſich ſeiner Inſtruktion gemäß zu dem 
Polizeikommiſſar Herz, der ſeinerſeits von Berlin über dieſe 
Angelegenheit in Henntniß geſetzt worden und für den ſpäteren 
Lebensunterhalt der Croner mit Geld verſehen war. Herz erwirkte 
der Dame ſofort eine Aufenthalts berechtigung für Kopenhagen und 
Herr von Schwerin händigte derſelben noch vor ſeiner Kückreiſe 
am 29. Dezember 5000 Mark ein. Bei dieſer Gelegenheit wurde 
Herr von Schwerin in die ganzen Verhältniſſe der Dame, von 
denen er bisher nicht das Geringſte wußte, eingeweiht. Zu ſeinem 
größten Erſtaunen zeigte ſie ihm Briefe, ſämmtlich gezeichnet 
G. S. Bleichröder, theilweiſe nach Paris, Wien, Frankfurt a/ Nl. 
gerichtet und auch Anweiſungen, ſich von verſchiedenen Perſonen, 
hauptſächlich von Kothſchild, Geld geben zu laſſen, falls ſie 
mit ihrem Gelde nicht auskäme. Herr von Schwerin erfuhr ſo, 
daß ſie nicht nur die offizielle Geliebte des Herrn von 
Bleichröder geweſen, ſondern auch als geheime politiſche 
Geſchäftsträgerin zwiſchen von Bleichröder und den 
verſchiedenen Häuſern der Rothſchilds fungirt hat. 
Wenn man bedenkt, daß dies hauptſächlich im Jahre 1866 und 
ſpäter geſchah, und daß Herr von Bleichröder zu jener Zeit ein 
maſzgebender Faktor in der preußiſchen Politik war, ſo wird man 
begreifen, welche Bedeutung dieſe Reiſen der Frau Croner hatten. 
Weiter erfuhr Herr von Schwerin, daß Frau Croner in Berlin 


von zwei Polizeibeamten wider ihren Willen aus der Wohnung 55 8 : 
abgeholt und nach dem Bahnhof gebracht worden ſei. Dort hatte 


+ 5 habe, and der infolge ihres Ehebruch mit e von L a : 
* von ihr getrennt ſei, ganz auf demſelben Wege 2 ; 
die Polizei nach London transportirt worden iſt! RE 
Herr von Schwerin kehrte nah Ausführung ſeines amt- . 
lichen Auftrags nach Berlin zurück und hat ſich dann ſpaler 

um dieſe Ungelegenheit nicht mehr gekümmert. Sein mor 


5 Weiſe zu Schergendienſten eines läſternen Juden 

und ſprach dies ſeinen Vorgeſetzten gegenüber auch 
unumwunden aus. Ins beſondere erklärte er denſelben, . 8 
er es für ſchändlich halte, ihn gerade zu Weihnachten aus ſeiner 
Familie herauszureißen, um mit einem lüderlichen n 

in der Welt umherzureiſen. Er halte nicht nur ſeine Verwendung 

in dieſer Angelegenheit für eine ungeſetzliche, ſondern . 

das ganze Verfahren gegenüber der Croner. 

Welche Früchte Herr von Schwerin für dieſe offene Sprinks.. 
erntete, wird ſich nunmehr zeigen. Herr von Schwerin glaubte 
auch in der nächſten Zeit Wahrnehmungen zu machen, daß das 
Polizeiweſen durch die Juden überhaupt corrumpirt ſei, und da 
er als eine echte pommerſche Natur ſich hierüber in unzwei. 
deutigen Ausdrücken ausließ, ſo zog er ſich bald die Feindſchaft 
mächtiger Perſonen zu. Swar blieb ihm dieſer Umſtand nicht 2 
unbekannt, hatte aber jahrelang keinen merklichen Einfluß auf die 
dienſtlichen Verhältniſſe, trotzdem inzwiſchen Graf Pückler nt 
der Kriminalabtheilung geworden war und er mit dieſem zur „ 
Zeit ſeiner ſtaats anwaltlichen Thätigkeit ein perſönliches Refontre 
gehabt hatte, deſſen ſich der Herr Graf bei Uebernahme der S. 8 
ſchäfte ſehr wohl erinnerte — vielleicht nicht zum Beſten Schweriy = 
denn Thatſache iſt, daß es ihm nicht gelang, liebes Hind bei +> 
ſemem Vorgeſetzten zu werden, wie das beiſpielsweiſe mit 8 
Hollegen Schuchhardt und von Meerſcheidt⸗Hülleſſem der Fall | Ha 
war und heute noch iſt. 3 

Da kam eines Tages der Rentier Pierau aus der Belle. 5 
: Allianceſtraſie zu Schwerin und theilte Folgendes mit: 8 


| Finer Spielergeſellſchaft in die Hande es” Mir "| dort 1 
nur das geſammte baare Geld abgenommen worden, ſon : 
135 habe auch noch Wechſel in höheren Beträgen aus ſtellen muͤſſen; 

auch ein Amtskollege von Ihnen war als Hauptſpieler dabei a 
betheiligt.“ S 
| Pierau bat, Herr von Schwerin mochte doch einmal dorthin. 
kommen, um ſich davon zu überzeugen; ſo begab ſich dieſer in 
die betreffende Weinhandlung und fand dort in einem Simmer 


den Herrn Uriminalfommiſſar Schuchhardt mit mehreren : Z 


Herren und in einem andern_Herrn Pierau, ebenfalls in Herren- 
geſellſchaft. Geſpielt haben die Herren in ſeiner Gegenwart 
nicht, wohl aber ſah er, daß ſich eine gewiſſe Aufregung aller 
dieſer Herren bemächtigte und daß bald darauf Herrn Pierau 
ſeine Wechſel ohne jegliche Bedingung aus freien Stücken zurück⸗ 
gegeben wurden. Deranlaſſung zu amtlichem Einſchreiten hatte 
er ſomit nicht. 

Bald darauf wurde der Kellner Richter aus dieſer Uneipe 
entlaſſen. Derſelbe denunzirte nun den Wirth Siebert wegen 
Duldens von Hazardſpiel, wobei er angab, daß der Kriminal- 
mſpektor Schuchhardt an dieſen Spielen dauernd betheiligt geweſen 
und ſchließlich Herr von Schwerin dieſe Sache geſchlichtet habe. 
Zufolge dieſer an das Hönigl. Polizeipräſidium gerichteten Denun⸗ 
ziation ließ der Chef der Kriminalpolizei — Herr Regierungsrath 
Graf Pückler — den Uriminalkommiſſar von Schwerin rufen und 
ſtellte denſelben darüber zur Rede. Herr von Schwerin gab an, 
daß nach Cage der vorgefundenen Verhältniſſe er keine Veran⸗ 
laſſung gehabt hätte, in irgend welcher Eigenſchaft ſchlichtend 
einzugreifen, zumal in ſeiner Gegenwart nicht geſpielt worden ſei. 
Darauf wurde der Kriminalinſpektor Schuchhardt zum Herrn 
Grafen beſchieden. Als er von dieſem entlaſſen war, kam er 
direkt in Schwerins Dienſtzimmer und bat, über die Spielgeſchichte 


Stillſchweigen zu beobachten, um ihn nicht unglücklich zu machen; N : 


bei ſeinem Vorgeſetzten, dem Herrn Grafen Pückler, hätte er die 
Geſchichte ſchon todt gemacht. Schwerin verſprach Stillſchweigen 
r hatte keine Ahnung davon, daß ſich in allernächſter Zeit Dinge 

reignen ſollten, welche ihn ein für alle Mal una 
ig wiirden! | 


DEITY Alle 1 die bei how riminalpolizei eing. 
f von dem Chef der Uriminalpolizei den verſchiedenen Urin 

= inſpeftoren und Uriminalkommiſſaren zugeſchrieben a eic 

zeitig mit dem Datum, an welchem die Zuſchreibung folat,” e 
ſehen. Zur Erledigung der betreffenden Sachen hat jeder di 
Beamten in der Kegel vier bis ſechs Wochen Zeit. 

Herr von Schwerin gab nun ein ganzes Packet ſolcher 

vor Ablauf der ihm geſetzten Erledigungsfriſt durch den UH 


ſei hier gleich, daß dieſe Akten in den Dienſtzimmern offen — 5 
und für jeden Kriminalbeamten zugänglich find. Unter dem 
ganzen Aktenſtoß fand nun Herr Schuchhardt merkwürdigerweiſe 
zwei Anzeigen, bei denen das Fuſchreibungsdatum geändert war, 5 
aus einer 4 war eine 14 und aus einer 5 eine 15 gemacht. 
Wie dieſe Entdeckung möglich geweſen iſt, iſt Herrn von Schwan 
allerdings heute noch ein Käthſel, zumal doch die urſprünglichen 
Daten nicht vom Herrn Schuchhardt, ſondern vom Hern 
Grafen Pückler herrührten. : 
Noch räthſelhafter aber iſt es, daß man Herren von 
Schwerin dieſer Fälſchung berichtigen konnte, denn 
auch vom urſprünglichen Datum an gerechnet waren die fraglichen 
beiden Anzeigen noch lange vor dem üblichen Erledigungstermimn 
zurückgereicht worden. Es lag alſo gar kein Grund vor, 
daß Herr von Schwerin dieſe Datumsänderung, um eine Vers : 
ſchleppung zu verdecken, vorgenommen haben könnte. Gleich⸗ 
wohl ward er ſofort vom Amte ſuspendirt und die 
Disciplinaruuterſuchung gegen ihn eingeleitet, in der allein nur 
Herr Schuchhardt zum Eide kam. Herr von Schwerin wurde 
im Jahre 1880 ohne penſion entlaſſen und ſomit zu einem . 
todten Mann gemacht, dem fernerhin kein Menſch vor Gericht 
etwas zu glauben brauchte. e 
Jetzt natürlich hatte Herr von Schwerin ein großes Jnterſſe 1 
daran, den Eid des Herrn Schuchhardt zu erſchüttern. Er richtete 
deshalb die Bitte an das Hönigl. Polizeipräſidium um gefallige - — 
Mittheilung, was aus der Richter ſchen Denunziation e 
ſei, ihm auch Einſicht in dieſelbe zu geſtatten. Er erhielt ab⸗ 
ſchlägigen Beſcheid. Nunmehr wandte ſich Herr von Schwer 
in einem Briefe an den Herrn Polizripriiſident von Madai 


| Da ew von XP" e tia Urſache zu hi 
glaubte, in Herrn von Madai den eigentlichen Urheber ſeines 
| ganzen n Unglücks zu ſehen, ſo enthielt dieſer Brief allerdings Be⸗ 
leidigungen ſchwerer Art. „ 
Herr von Madai antwortete zurück: „Sie beleidigen mich fort⸗ 
während und wenn dies kein Ende nimmt, ſo muß ich Sie. 
verklagen.“ _ 
Hierauf antwortete B von Schwerin ungefähr in folgenden = 
Worten: | 
„Wenn Sie glauben, daß ih Sie beleidige, fo 
machen Sie es doch ſo mit mir, wie Herr von Hinckeldey 
es mit Herrn von Rochow gemacht hat, mein Name iſt 
dem von Kochow'ſchen ebenbürtig. Dieſe Mode herrſcht 
doch auch bei den Magyaren, es müßte ſich denn um 
einen magpariſirten und nobiliſirten Juden handeln; 
die Waffe und der Ort iſt mir gleich, entweder unter 
dem Denkmal von Hinckeldey's, oder unter den Fenſtern 
der Pompadoura Hagen, Wallnertheaterſtraße 84.“ 
Auf dieſen Brief hin wurde Herr von Schwerin vom Herrn 
von Madai wegen Beleidigung und Aufforderung zum Swei⸗ 
kampfe verklagt, und in erſter Inſtanz wurde ſeitens des Herrn 
Staatsanwalts eine Gefängnißſtrafe von 1 Jahr, ſowie 
eine Feſtungshaft von 2 Jahren beantragt. Der Staats⸗ 
anwalt motivirte dieſes hohe Strafmaß damit, daß wir in einem 
gerechten Staate leben und zweitens, daß der Angeklagte mit den 
diesbezüglichen Geſetzesparagraphen genau vertraut und daß 
drittens von Hinckeldey in dem Sweikampfe gefallen ſei. Herr 
von Schwerin beſtritt, daß wir in einem gerechten Staate 
leben und wollte dieſes mit vielen Vorkommniſſen in dem Reſſort 
des Polizeipräſidiums beweiſen, was ihm allerdings nicht geſtattet 
wurde; ferner erklärte Herr von Schwerin, daß er Herrn von Madai 
nicht bansgefordert, ſondern ihm nur die Alternative ge⸗ 


ſtellt habe. Auch würde der Zweikampf unter den Fenſtern N 


der Pompadoura Hagen gewiß keinen ſo blutigen Verlauf 8 


genommen haben, da dieſelbe für ihren Wohlthäter ſiher | 


eingetreten ſein würde. Herr von Schwerin wurde für die 
Beleidigung zu 2 Monaten Gefängniß und für die Heraus fee 
zu 2 Monaten Feſtungshaft pernrthellt 


Ale Wen 0 . 
e etwas über die Licher — zu 
waren vergeblich. | , as 
- + -- Herr von Schwerin verbiifte dieſe Strafe, hes da er 
immer nichts über den Verbleib der Kichter ſchen Denn 
erfahren hatte, griff er in einem Briefe den Herrn von Madai. ot. 
noch viel ſchärfer an. Selbſtverſtändlich wurde er von Neuem 
angeklagt und verurtheilt. Diesmal legte Herr von Schwerin 
wLMBleviſion ein, und i in der Reviſionsinſtanz ſetzte er es endlich durch, dag : 
die Ricter'ſhe Denunziation zur Stelle geſchafft wurde. 
Der Zeuge Richter war ſelbſt zugegen, erkannte dieſelbe 
1 als von ihm herrührend an und erklärte, daß er den _ 
Sjchuchhardt unmöglich für einen hohen Polizeibeamten habe 
= halten können, ſondern immer geglaubt habe, er ſei ein Bauern⸗ = 5 
fänger, trotzdem ſein Chef, der Wirth Siebert, wiederholt darauf hin⸗ 
| gewieſen habe, daß nichts paſſiren könne, ſo lange Schuchhardt mitſpiale... 
Auf die Frage des Präſidenten an den Vertreter der bn + NY 
beh5xde, warum Schuchhardt nicht beſtraft ſei, erklärte dieſer oe” | 
Zeuge, daß Schuchhardt nicht beſtraft ſei, weil auch Siebert keine 
Strafe erlitten habe. Der Angeklagte erklärte dies für unwahr. 
Die ſofort herbeigeholten Akten beſtätigten, daß p. Siebert wegen 
Diuldens von Hazardſpiel - zu 500 Mark Geldſtrafe verurtheilt 
worden war. Der Vertreter der Polizeibehörde, über dieſen 
Widerſpruch ſeiner Ausſage mit den Akten befragt, erklärte, daß er 
dann falſch berichtet ſein müſſe. (111) Hierauf erklärte der Angeklagte: 
„Es iſt traurig, daß dieſes ſehr häufig vorkommt.“ 
Der Vertreter der Polizeibehörde befragt, ob die Fälf chung 
JS der Daten, wegen welcher Herr von Schwerin auf dis 
IJiplinariſchem Wege aus dem Amte entfernt ſei, noth⸗ 
wendig von Herrn von Schwerin herrühren müſſe, erklärte 
„ unter ſeinem Eide: Es iſt die Möglichkeit nicht ausge⸗ 
cſchlsoſſen, daß es auch ein Anderer gethan haben tann. 5 
9 25 | Auf dieſe Ausſage hin haben wir allen Grund anz nen, 
daß an Herrn von Schwerin eine unerhörte Vergewaltigung : : 
it : begangen worden iſt, weil er dem Judenthum und ſeinen Söld⸗ 
lingen gefährlich zu werden drohte, beſonders auch, weil er in der 
Croner'ſchen Angelegenheit Herrn von Madai zu tief in de 


Harten geguckt und fic nicht als williges Werkzeug N hae: 
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540 N von e 3 von def” „ wegen 


eine entſprechende amtliche Stellung zu erhalten. 


Er hatte umſomehr ein Recht zu dieſem Glauben, als er bis 


dahin das größte Vertrauen aller ſeiner Vorgeſetzten beſaß und 
mit den diskreteſten und ſchwierigſten Miſſionen in den ver⸗ 
ſchiedenſten £andern, nicht nur Europas, ſondern auch Amerikas, 
betraut worden war und ſtets Erfolg gehabt hatte. 

Als der Poſtaſſiſtent Geib mit einer ungeheuren Summe der 
Poſt durchgegangen war, wurde Herr von Schwerin nach London 
kommandirt, wo er über vier Wochen verweilte und ſchließlich 
den Dieb mit faſt dem geſammten Gelde feſtnahm. Die Poſt 
zahlte ihm 3000 Mark Belohnung. Was half das aber alles! 
Er hatte Miene gemacht, gegen das Treiben eines reichen 
Juden aufſäſſig zu ſein, und da mußte er zu Boden getreten 
werden. Wäre er hier folgſam geweſen, ſo hätte ihm die größte 
Unfähigkeit, ſelbſt der Verdacht der Bauernfängerei oder der 
viehiſchſten Unſittlichkeit, wie dies bei einem andern Uriminal- 
kommiſſar der Fall iſt, nichts weiter geſchadet. Selbſt Leute, 
gegen die Erkenntniſſe dieſer Art thatſächlich vorliegen, 
ſind noch heute in Amt und Würden der Polizeild“) 

Herr von Schwerin wandte ſich um ein entſprechendes Anit 


an das Polizeipräſidium, an den Miniſter des Innern, an den 


Fürſten Bismarck, an Se. Majeſtät den Maiſer und ſchließlich auch 


2 Der Berliner Kriminalkommiſſar Laſer zog ſich auf Mittheilung ihm zu Gehör ge- 
kommener Unſittlichkeit des Kriminalkommiſſar Schulz an den Präſidenten von Madat eine 


Beleidigungsklage zu. In dieſer Sache wurden die behaupteten Unſittlichkeiten vollſtändig er⸗ 

- wieſen und Laſer freigeſprochen Da der unſittliche Kollege noch immer in Amt und rden 

—.— e der Ausgang des Prozeſſes dem Präſidenten von Madai durch Zufertigung einen 
ßabſchrift mitgetheilt worden, wandte ſich Laſer an den Präſidenten niit der nzeige, 3 

— er nunmehr auch den Vorgang Sr. Majeſtät dem Kaiſer oder Sr. Kaif. Königl. Hoheit dem 

Kronprinzen unterbreiten werde. Hierauf erhielt Laſer folgenden Eng, „Berlin, den 21. Sep- + 

tember 1881. Auf die Eingabe vom 20. d. Mts, erwidere ich Ihnen, daß Ihnen hiermit aus 


drücklich dienſtlich unterſagt wird, das in der wider Sie wegen Beleidigung 2 Kriminalkommiſſarins 
Schulz erga ngene gerichtliche Erkenntniß, 1 defſen das Weitere von hieraus veranlaßt 
werden wird, Sr. Majeſtät dem Kaiſer oder Sr Königl. Hoheit dem Kronprinzen einzureichen, 
bezw. von demfelben irgend einen andern für die Oeffentlichkeit beſtimmten Gebrauch zu machen. 
Der Polizeipräſident. gez. von Madai. An den Kriminalkommiſſarius Laſer“ — Das Erkenntniß 
ſelbſt aus der lichterlich 

wiedergegeben werden. Die Thatſachen ſind jedo e Ein Verfahren gegen Schulz 


immer in ſeiner Stellung. 


en Entſcheidungsſchrift kann eg en ſeines ſchmutzigen Inhalts hier nicht 25 
iſt aber bis heute, nach 10 Jahren, meines Wi — nicht eingeleitet — n eee noch 5 


dae freigeſprochen. Da er ſomit gründlich rehabilttirt 
war und das Erkenntniß, das er vom Disziplinargerichts hof 
erhalten hatte, ausdrücklich dahin lautete, daß die Verurtheilung * 
zu ſeiner Dienſtentlaſſung auf eine bloße Annahme hin erfolgt 
ſei, ſo durfte Herr von Schwerin nunmehr hoffen, baldigſt wieder 
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| Eingabe an Se. Majeſtat bereits abſch agg 25 
ſei. Herr von Schwerin, dieſer Mann, gegen den auch 


Geringſte vorlag, war ſomit ſozuſagen dem Hun 


und die jüdiſchen Zeitungen, d. h. mit wenigen Aus nahm i 
Zeitungen überhaupt, ſorgten dafür, daß er auch dem ? mi kan” 
trauen und der Schande vor der Welt, ſeinen verwandt en 
und Standesgenoſſen überliefert wurde. 1 SN 
Seine Mutter ſtarb vor Gram. Seine if 
gehörigen zogen ſich von ihm als einem Geächteten _ 
Aus geſtoßenen aus der menſchlichen Geſellſchaft zuruck 
Ja! hätte er geſchwelgt, gehurt, Bauernfängerei getrieben, un 


dabei den Juden treu gedient, was würde er dann jetzt ſein? . 
Als zähe pommerſhe Natur erlag er aber nicht gleich. Ex 


wandte ſich in den verſchiedenſten Schreiben, die die gröblich 
Beleidigungen enthielten, an den Polizeipräſidenten von M ade 
um noch einmal verklagt zu werden, und hierbei Gelegenheit 
haben, die Wahrheit zu beweiſen. Er drang, da ihm Audienzen x 

weigert wurden, gewaltſam bis zum Polizeipräſidenten von Ma 2 
ſchließlich auch bis zum Chef des Geheimen Civilkabinets Sei 
Majeſtät des Kaiſers, von Wilmowsky, vor. Er wurde hir nau 
geworfen, aber trotz aller ſeiner Bemühungen nicht N 
Als Herr von Madai einmal zu einer Audienz bei £ 81 
Majeſtät den Uaiſer Wilhelm I fuhr, fuhr von Schwe 
ohne Weiteres nach und drang mit Herrn von ny 
zugleich in das Palais ein. Dem dienſtthuenden Fil 
adjutanten erklärte er in Gegenwart des i a 
er um eine Audienz bitte, um ſich über den Polizeipräſidente 
zu beſchweren. Leider konnte an dieſem Tage Seine Maj 


8 weder den Polizeipriſidenten noch Herrn von 8 


pfangen, da ſoeben Ihre N die Kaiſerin von einer 2 | 
zurückgekehrt war. Es 
Alle ſpäteren Verſuche, em Schreiben in die Hande Seine 
Majeſtät des Kaiſers gelangen zu laſſen, ſchlugen vollſtändig fehl 
Dieſelben wurden Anfangs aus dem Geheimen Civilkabinet, 
von Wilmowsky oder Anders, und geſchrieben hSchſt 


a wenn man an der Abe ſe 2 den Abſender erkannte, , un „ 


4 | hp zurückgeſchickt. 


Außerdem erhielt Herr von Schwerin viele Jahre hindurch Res 


- © eine Polizeiwache, die ihn auch während der Nacht nicht verließ. 
Erſchien er Unter den Linden zu einer Zeit, wo möglicherweiſe 
Se. Majeſtät vorüberfahren konnte, ſo war er gleich von einer 
Anzahl Kriminalſchutzleuten umringt. Als er einmal mit einem 
Briefe dort auf- und abging, wurde er ſofort verhaftet und 
auf die Revierwache geführt. Sonach war um Seine 
Majeſtät durch die herren von Wilmowsky, Manch, 
von Madai zu Gunſten Bleichröders und der anderen Juden 
ein King gezogen, den kein deutſcher Mann durch- 
brechen konnte. Swiſchen Fürſt und Volk ſaß die Juden⸗ 
ſippe, wirkte täuſchend und betäubend nach allen Seiten. Er⸗ 
hielt Seine Majeſtät der Kaiſer einmal eine den Juden un⸗ 
erwünſchte Nachricht trotz aller Gegenmaßregeln, ſo machte der 
Herr Juſtizminiſter von Friedberg, an den die Sache 
dann zum Bericht ging, alles wieder gut. Die Juden konnten 
das ganze Volk ausbeuten, knechten, corrumpiren und ſelbſt die 
ungeheuerlichſten Verbrechen ſtraflos begehen, aber die 
ehrenwertheſten Germanen, die den Juden verdächtig 
vorkamen, wurden wegen irgend welchen fingirten Ver- 
brechen beſeitigt und ins Elend geſtoßen. Die jüͤdiſche 
Preſſe, d. h. die Preſſe überhaupt, beſorgte dann das Weitere. 
Aronprin; Friedrich Wilhelm hat, wie ſeine Briefe 
an von Dieſt⸗Daber und von Schwerin beweiſen, dies Treiben 
gründlich durchſchaut, aber er war ohnmächtig, den Juden viele 
Millionen ſchuldig, und ſein Herz mag ſich oft zwanghaft gegen 
den unerträglichen Schmerz aufgebäumt haben. Religisſe Duldung 
hätte er bei ſeinem Kegierungsantritte ſicher geübt, aber das 
jüdiſche Corruptionsneſt würde er gründlich aus⸗ 


. genommen haben. Die oberſten Zuden wußten dies 


recht gut, daher ſeine grauenvolle, nach allen Regeln der Kunſt - 
erfolgte Ermordung durch den Zuden Mackenzie. 
Welcher Art der Briefwechſel zwiſchen Herrn von Schwerin 
und hohen behördlichen Perſonen war, mögen die Anlagen von 
A bis Z beweiſen. Man erſieht daraus, daß das Herz des Herrn 


N 


war, und 1 wer ſie bis zu Ende geleſen hat 9 2 75 


s 3 8 


beer, rechtlich denkender Mann iſt, wird begreifen, daß be 


h Charakter das innerſte Gefühl in einer Weiſe verletzt 

8. 5 muß, die jeder Beſchreibung ſpottet. Trotz ſeiner grauſig 
e Nothlage, die ſoweit ging, daß er zwar nicht e Pay be 
er viel, ſehr viel gehungert hat, ſuchte er Jahr aus Jahr 
n : idiom fiir ſem erbittertes N eine Sühne für e 

0 erlittene Unrecht! 


1 : Herr von Schwerin ſieht in ſeiner Mitwiſſenſchaft bezüglie 
he 1 ſtrafbarer Handlungen ſeiner Vorgeſetzten den direkten Grund den 
l Entfernung vom Amte; ob er Recht hat, möge jeder Leſer am 
a . Schluſſe dieſes Buches entſcheiden. Feſt ſteht, daß die Henn 

= von der privaten Thätigkeit eines höher ſtehenden Mollegen, 
2 amtlich die Ueberwachung derjenigen Elemente oblag, die man 
1 mit dem Sammelnamen „Bauernfänger“ bezeichnet, in notor iſch en 
1SFhpielerkreiſen, die ſoweit ging, daß ein Kellner vor Ht er 
= BE | klärte, er habe dieſen Herrn für einen Bauernfänger halten 
hs da er hervorragend an der Ausplünderung der Gimpel : 
genommen hat, und der Umſtand, daß thatſachlich bei der Uri 
polizei eine Denunziation wegen verbotenen Glückſpiels gegen d 


. 1 | 85 „Hollegen“ trotz aller Vorſichtsmaßregeln eingelaufen war, | r 
. Herrn von Schwerin verhängnißvoll geworden iſt. Ferner 


. * CThatſache, daß der damalige Polizeipräſident von Berlin — 
Lp Madai — den Eingang dieſer Anzeige Schwerin gegenüber 
ſtitten hat und erſt nach erdrückenden Beweiſen S 

88 geſtand, ſie perſönlich erhalten zu haben! Auch iſt es 


5 15 feſtgeſtellte Thatſache, daß wohl der in der Anzeige 
Wirth wegen Dulden von Hazardſpiels beſtraft wurde, 
5 der in derſelben Anzeige als Spieler namhaft gemachte Urim 
inſpektor Schuchhardt! Segen dieſen Herrn iſt ein Strafverf 
ö überhaupt nicht eingeleitet worden, nicht mal eine Dis zig 


5 Aunterſuchung! Demnach trifft alles Das haarſcharf als 
was von Schwerin in ſeinen Briefen an den damaligen Polzer 
präſidenten von Berlin behauptet hat; dagegen ſtellten ſich dit 
Erwiderungen des Polizeipräſidenten an Schwerin als thatſächlie 
? der Wahrheit nicht entſprechend heraus. Hieran ändert der Um 


: I 5 ſtand, daß von Schwerin im Verlaufe 


7s und eee zum Duell beſtraft worden iſt ; 3 8 8 | 
=: das Geringſte, im Gegentheil, die Beſtrafung ſpricht für Herrn 
vin Schwerin, denn durch dieſelbe iſt es erſt möglich geworden, 
; = = *-feſtuſtellen wo die Wahrheit lag. Es wäre Herrn von Schwerin ' 
x, vielleicht nie gelungen, nachzuweiſen, was nunmehr nachgewieſen 
iſt, wenn er nicht den Muth gehabt hätte, ſo zu ſchreiben, wie 
er geſchrieben hat, unbekümmert um die Folgen. Er war im 
Rechte, das ſteht bombenfeſt; er ſollte dumm gemacht werden, 
das wollte er ſich nicht gefallen laſſen! Man trat die Wahrheit 
mit Füßen, dagegen bäumte ſich ſein Ehrgefühl und ſpornte ihn 
an, Hopf und Uragen auf's Spiel zu ſetzen, um ſeine Gegner zu 
entlarven. Er hat ſie entlarvt, alle Konſequenzen mit beiſpielloſer 
Unerſchrockenheit getragen, aber genützt hat es ihm und ſeinent 
Vaterlande nichts! Seine Gegner ſind mächtiger als er, die Sache 
und der Mann wurden „totgemacht“, während Diejenigen, welche 
an der Unterdrückung der Wahrheit und Gerechtigkeit betheiligt 
waren, noch heute in Amt und Würden ſind. 
Laſſen wir nun die aktenmäßige Darſtellung der Schwerin'⸗ 


ſchen Erlebniſſe folgen, es ergiebt ſich dann, daß man dieſelben 
in mehrere Theile zerlegen und ihnen charakteriſtiſche Titel geben 
muß, die anzudeuten haben, was im Großen und Ganzen durch 
die einzelnen Schriftſtücke behandelt wird. Wir beginnen mit der 
- Korreſpondenz über die Bauernfängeraffaire und geben derſelben 
folgenden Titel: 


* Schuchhardk als Pazardſpieler. 


Berlin, den 3. März 1880. 


An das Königl. Polizeipräſidium, hier.“ 

In der Spielgeſchichte, die in dem Weinlokale von Siebert, 
Oranienſtraße 144 ſtattgefunden, und worüber mich der Regierungs⸗ 
rath Graf Pückler kürzlich befragt hat, kann ich jetzt nähere Aus⸗ 
kunft ertheilen. 

Es iſt richtig, wie in der Denunziation von dem Kellner 
Richter angegeben, daß in dem dortigen Cokale Glückſpiele ge⸗ 
trieben werden, und daß der Polizeiinſpektor Schuchhardt auch an 
dem Tage mitgeſpielt hat, als dem Rentier Pierau, Bellealliance- 
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und die Herausgabe des von Pierau gegebenen Wechſels 
anlaßt haben. Ich bitte, den pp. Pierau über vorſtehi 
Angaben eingehend zu vernehmen, aber dieſe Sache bei 5 
1. Abtheilung zu verhandeln, damit dem pp. Schuchhardt 
Gelegenheit geboten wird, auf Pierau einzuwirken, reſp. 


i um Schonung . anzuflehen. Außerdem können noch mehrere N 


ſpieler angegeben werden, die es ebenfalls bezeugen mil 
Sollte wider Erwarten die Sache der IV. Abtheilung zur R. 
gegeben und nicht geheim gehalten werden, dann bin ich 
zeugt, daß auf Pierau von einer oder der anderen Perſon 
wirkung geſchieht. 

von Schwerin. 


Berlin, den 7. Januar 1881. 3 


ws * 


An den Polizeipräſidenten von Madai, hier. 
Ew. Hochwohlgeboren wage ich es, unter Bezugnahme der ; 


geſtrigen Unterredung, Sie mit meiner Bitte ſchriftlich zu beläf 
da mir Ew. Hochwohlgeboren geſtern den Beſcheid erth' 
mein Geſuch ſchriftlich einzureichen, und mir das gütige 
ſprechen gaben, meine Bitte zu erfüllen und nach der Sad 
recherchiren zu laſſen, die ja doch in der Regiſtratur eingetrag 
und aufzufinden ſein muß. Am 15. Januar v. J. iſt nam 
von Seiten des Hellners Kichter eine Anzeige wegen Hazart 
welches beim Weinreſtaurateur Siebert, Oranienſtraße ag, 
gefunden hat, beim Dirigenten der IV. Abtheilung, Re egicrung: ri 
Graf Pückler, eingereicht worden. Ich bin auch vom Grafe 
Pückler darüber befragt, 
worden, und habe dann auch weiter nichts mehr von der 
gehort. Am 5. März vorigen Jahres habe ich dem P 
bm über dieſe Spielgeſchichte nähere Angaben gem 
habe aber auch darauf keine Antwort erhalten. 
Ew. Hochwohlgeboren bitte ich nun hoͤflichſt, nach der 
recherchiren zu laſſen, welches Sie mir auch geſtern verſpr chen 
haben. In der Hoffnung, daß meine Bitte nicht übel gedeutet, 


5 15 hy mb Lande bald Beſcheid 4 id, wo ie Sahe 9. 1 

5 | blieben iſt, * ich mich ganz ergebenſt | : : 8 

SE H. von Schwerin. 
Sionskirchſtr. 41. 


a N Polizeipräſidium, Journal Nr. 37, P. J. IL 


Berlin, den 12. Januar 188]. 

Auf die Eingabe vom 7. d. Mts. erwidert das Polizei- 
präſidium Ew. Hochwohlgeboren, daß die Eingabe des Hellners 
Gottfried Richter vom 14. Januar vorigen Jahres, welche ſich 
auf die Abänderung eines demſelben von ſeinem Dienſt⸗ 
herrn ausgeſtellten Atteſtes bezog, durch Beſcheidung des pp. 
Richter bereits am 30. Januar vorigen Jahres ihre Erledigung ge⸗ 
funden hat. Infolge Ihrer Denunziation vom 3. März v. J. gegen 
den Uriminalpolizeiinſpektor Schuchhardt ſind ſowohl die gericht- 
lichen Unterſuchungsakten gegen den Reſtaurateur Siebert, wegen 
Geſtattens von Glückſpielen in ſeinem Lokale, eingeſehen, als auch 
der von Ihnen bezeichnete Pierau hier vernommen worden. Weder 
der Letztere, noch die in der gerichtlichen Unterſuchung gehörten 
Zeugen haben jedoch die von Ihnen gegen den Kriminalpolizei⸗ 
inſpektor Schuchhardt erhobenen Beſchuldigungen zu beſtätigen 
vermocht. 

Hönigl. Polizeipräſidium. 
von Madai. 
Herrn von Schwerin, 
hier. 


Journ. Nr. 37, P. J. II. 


Berlin, den 19. Januar 1881. 

An den Polizeipräſidenten Herrn von Madai, hier. 
Ew. Hochwohlgeboren kann ich nicht unterlaſſen, auf die 
mir zugegangene hochgeehrte Verfügung vom 12. d. Mts. noch⸗ 
mals zurückzukommen. In der gedachten Verfügung iſt geſagt, 
daß ſich die Eingabe des Kellners Gottfried Richter vom 
14. Januar v. J. auf die Abänderung eines demſelben von 
ſeinem Dienſtherrn ausgeſtellten Atteſtes bezogen hat. Wenn dies 
Ew. Hochwohlgeboren geſagt, reſp. referirt worden iſt, ſo iſt es 
mir unerfindlich, wie der Regierungsrath Graf Pückler dazu ge⸗ 


dem iſt, 8 — 55 Vorhalt ow von hom icht 

1 2 65 ingegangenen Schreibens zu befragen: Oh ich einen Reſt 
Siebert, deſſen Kellner und einen Rentier Bdrner kenne 
iich eine Spielſache in dem Siebert'ſchen e 
habe?“ Hierauf habe ich dem Grafen Pückler e 0 tet, da 
mir weder Siebert, deſſen Kellner, noch Börner bekannt find, - 
aber erinnerlich iſt, daß mir der Rentier Pierau geſagt hat, : 
ihm im betrunkenen Juſtande eine bedeutende Summe Geldes in 
der Weinhandlung Granienſtraße 144 beim Glückſpiel 1 © 8 
worden iſt. Daraufhin wurde ich vom Grafen Pückler entlaſſen. PR, 
und Schuchhardt gerufen. Nachdem der Letztere in ſein a 
zimmer, nach ſtattgefundener Unterredung beim Grafen, 
gekehrt war, ließ mich Schuchhardt zu ſich bitten, und erſuch ke: 
mich, nachdem er mir die Mittheilung gemacht, daß ihm der 
Graf Pückler geſagt habe: „er ſolle in der Weinhandlung Oranien . 
ſtraße 144 Glückſpiele betrieben haben“, über die Sache zu ſchweigen, 
denn 4 würde dieſelbe {hon beim Grafen Pückler tot machen 

w. Hochwohlgeboren erlaube ich mir die Anfrage Wes - 
3 in meiner damaligen Eigenſchaft als Uriminalkommiſſarius 5 
veranlaßt hätte, auf Abänderung eines Atteſtes hinzuwirken, da = 
dies doch nicht Sache eines Uriminalfommiſſarius iſt, und ich mit 5 
Abänderung eines Atteſtes nichts zu thun habe? Unter den hier 
vorgetragenen Umſtänden bin ich gezwungen, Ew. hochwohl· | 
geboren zu bitten, mir den Brief des betreffenden Kellners Richter : 
im Original vorlegen zu laſſen, da ich entgegengeſetzten Falls 
annehmen muß, daß der Brief verſchwunden iſt, und Schuchardt FE 
in Wirklichkeit die Sache beim Grafen Pückler totgemacht hat. 
Zu meiner Ehre iſt es geboten, um in die Sache Licht zu bringen 
und Ew. Hochwohlgeboren von der Wahrheit meiner Angaben 
zu überzeugen, mich dem Grafen Pückler ſowohl wie dem Ji 
Schuchhardt gegenüber zu ſtellen, da ich dann nur gewiß 
| daß Sie die Wahrheit erfahren werden. + will 0 


Pierau bekundet hat, daß Schuchhardt am Glückſpiel nicht eil 2 
genommen hat, ſo muß ich annehmen, daß er dies des halb nur = 
gethan, weil er Schuchhardt nicht mit hinein bringen wollte, um 
demſelben keine Unannehmlichkeiten zu bereiten. Pierau hat mir 
ausdrücklich erklärt, daß Schuchhardt am Es theilgenonnneir 
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N Pets en konne, was er So da der 5 ng 55 I 
5 nicht gegenübergeſtellt ſei. In letzterer Hinſicht muß ich darauf 


dringen, daß Pierau vereidigt und mit Schuchhardt confrontirt 


wird. Wünſchenswerth wäre es, wenn der Uellner Oottfried 
Vichter, der bekunden wird, daß Schuchhardt ſich an dem Spiele 
betheiligt hat, und ich darüber vernommen würden, da dann mit 
einem Mal die Angelegenheit ihre Erledigung finden wird. Denn 
wie kommt Richter dazu, den Schuchhardt des Glückſpiels zu 
beſchuldigen, wenn er an demſelben nicht theilgenommen hätte, 
und ich — wenn Pierau es mir nicht geſagt hätte? Ich bitte 
nochmals ganz gehorſamſt, Sich der Sache hochgeneigteſt mit 
Wärme annehmen zu wollen, da nur dann, wenn dies geſchieht, 


mir Gerechtigkeit gegeben werden kann. 
von Schwerin. 


Polizeipräſidium, Journ. Nr. 157, P. J. II. 
Berlin, den 22. Januar 1881. 
Das Polizeipraſidium muß es, wie Ihnen auf die Eingabe 
vom 19. d. Mts. erwidert wird, ablehnen, Ihnen die ſeiner Zeit 


bei der Abtheilung IV eingegangene und demnächſt an die 
Abtheilung IV abgegebene und in den Akten der letzteren be: 
findlihe Beſchwerde des Hellners Richter vom 14. Januar v. J. 
vorzulegen. Es iſt Ihnen bereits in dem Beſcheide vom 12. d. Mts. 
mitgetheilt worden, auf welche Weiſe dieſe Beſchwerde ſeiner Zeit 
ihre Erledigung gefunden hat. Die in derſelben enthaltene An⸗ 
führung von dem in dem Siebert'ſchen Cokale betriebenen Hazard: - 
ſpiele, bei welchem ſich der Hriminalpolizeiinſpektor Schuchhardt 
betheiligt haben ſoll, iſt Gegenſtand wiederholter Ermittelungen 
ſeitens des Polizeipräſidiums geweſen, deren Keſultat Ihnen eben⸗ 


falls in dem Beſcheide vom 14. d. Mts, bereits mitgetheilt 


worden iſt. Infolge Ihrer Denunziation vom 3. März und einer 
ähnlichen des Kriminalkommiſſar Laſer vom 10. Auguſt v. J. 
iſt ſodann der Uriminalinſpektor Schuchhardt über die gegen ihn 
erhobene Beſchuldigung vernommen worden, und hat nicht nur 
entſchieden in Abrede geſtellt, ſich bei dem Hazardſpiel im 


Sieberl'ſchen Tokale, in welchem er ſeit 1½ Jahren nicht mehr 3 
verkehrt habe, betheiligt zu haben, ſondern auch beſtritten und es = 39, 


von Ihnen gegen Beamte deſſelben tee Beſ 
einzulaſſen oder gar dieſelben mit Ihnen zu konfrontiren, 
Ihnen vielmehr überlaſſen, etwaige weitere Anträge an 
Hönigl. Staats anwaltſchaft zu richten, und bemerkt ſchließlich, 
Ihnen auf weitere Eingaben in dieſer Angelegenheit ein 
nicht mehr ertheilt werden kann. | 
Hönigl. Polizeipriſidium. 

Un von Madai. 
Herrn von Schwerin, 

hier. 


Berlin, den 27. Januar 1881. 
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6 Un den Ugl. Polizeipräſidenten Herrn von Madah,' 


* r 
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a — 
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gegangenen Beſcheid vom 22. d. Mis. unter Nr. 8 | 
zu antworten, trotzdem mir geſagt worden iſt, daß mir 1 
dieſer Angelegenheit kein Beſcheid mehr ertheilt werden ſoll 
Höchſt befremdend iſt es mir, daß das Polizeipräſidium es ab. : 
lehnt, die Beſchwerde des Kellners Richter vom 14. Januar v. J. 
mir vorzulegen, trotzdem Ew. Hochwohlgeboren bei meiner le 
Anweſenheit unter Handſchlag mir 1 haben, der 8 

näher auf den Grund zu gehen. | | 


*: 
IR 


WPI x 
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en wenn meiner nochmaligen Bitte Gehör geſchenft | 

mich mit dem Herrn Grafen Pückler und Kommiſſar | 
konfrontiren zu wollen. Graf Pückler als Ehrenmann 
ſelbſt darauf dringen, mit mir konfrontirt zu werden, und 
dann auch meine Aus ſagen beſtätigen. Hierdurch bin ich nur 
der Cage, Ihnen beweiſen zu konnen, daß hinter meinem Rück 
Intriguen gemacht worden ſind, die meine Abſetzung zur 
eee Dieſe Beſcheide vom 12, und 22. Januar SY 24 
mir wieder aufs PH daß Ew. 


= A 


5 © nicht der Wahrheit gemäß ſind. So unter Anderem iſt in dem ö 3 


Beſcheide vom 22. die Rede, daß mir am 14. d. Mts. das TE 


Reſultat des von Schuchhardt betriebenen Hazardſpiels mitgetheilt 
worden ſein ſoll. Bis jetzt iſt mir ein ſolcher Beſcheid nicht zu⸗ 
gegangen. Wenn Schuchhardt in Abrede geſtellt hat, ſich bei dem 
Hazardſpiele im Siebert'ſchen Cokale betheiligt zu haben, und auch 
beſtritten und es für eine Erfindung erklärt hat, daß er mir gegen⸗ 
über die Aeußerung gethan, er würde die Sache beim Grafen 
Pückler zu unterdrücken ſuchen, ſo iſt dies bei ſeinem Charakter 
mir nicht befremdend und auffallend. Um ihn jedoch dieſerhalb 
der offenbaren Tüge zu zeihen, erlaube ich mir noch mitzutheilen, 
daß Schuchhardt mich am 15. Januar v. J. zu ſich rufen ließ 
und mich bat, über die ganze Spielgeſchichte zu ſchweigen, da er 
die ganze Sache beim Grafen Pückler unterdrücken würde. Ich 
habe dieſes ſofort dem UHriminalkommiſſarius Laſer, welcher an 
ſelbigem Tage den Vormittagsdienſt hatte, mitgetheilt. Der Letztere 
wird auch bekunden, daß Schuchhardt dann wie ein Wahnſinniger 
umhergelaufen iſt, und ich hoffe, daß Ew. Hochwohlgeboren 
nicht der Liige Vorſchub leiſten wird. Wenn Ew. Hochwohl⸗ 
geboren der Spielgeſchichte nicht näher treten wollen, ſo bitte ich, 
dieſelbe der Staatsanwaltſchaft zu übergeben, da dann Schuchhardt 
in dieſem Falle durch Konfrontation des Pierau als derjenige 
gekennzeichnet werden muß, der beim Hazardſpiele, wo ihm das 
viele Geld im betrunkenen Zuſtande abgenommen iſt, theilgenommen 
hat. Wollen Sie die Beſchwerde des Kellners Richter der Staats⸗ 
anwaltſchaft nicht übergeben, dann muß ich auf eidliche Vernehmung 
des Hellners Richter beſtehen, welcher dann bekunden muß, daß Schuch⸗ 
hardt in Wirklichkeit an dieſem Hazardſpiele theilgenommen und auch 
ſchon früher häufig dort Hazardſpiele betrieben hat. Ich will aber 
auch Ew. Hochwohlgeboren in der heiklen Angelegenheit noch weitere 
Aufſchlüſſe geben. Am Abende des vorangegangenen Spielabends 
haben ſich der Fabrikant Ball, welcher ſ. S. die Bank gehalten, 
Schuchhardt und noch mehrere andere von den Spielern bei Siebert 
befunden, während Pierau, ich und der Rittmeiſter Herold gleich⸗ 
falls dort in einem anderen Zimmer waren. Kurze Seit nach 
meiner Anweſenheit ſandten die Erſteren einen von Pierau während 
des Glückſpiels acceptirten Wechſel, welchen er außer der baaren 
Summe auch noch in Zahlung gegeben hatte, in unſer Simmer, 


wesen er zerriſſen Sd. Dies kann l di; Schuch 
bed mit den Spielern vereint geweſen, demſelben entgangen ſein. 
Ich kann unmoglich mich der Täuſchung hingeben, daß Ew. 
Hochwohlgeboren den Schuchhardt nach Beibringung ſo 


Beweiſe Glauben beimeſſen und mich der Tüge zeihen werden. 
H. von Schwerin. 


Berlin, den 19. April 1881. 
An den Regierungsrath Graf Pückler, 
Dirigent der IV. Abtheilung, Hochwohlgeboren, hier. 


1 e 

w. Hochwohlgeboren fordere ich hiermit auf, Sich 4 pot 
wenn 755 ein Ehrenmann ſind, gegenüberzuſtellen, um mir in 
Seugengegenwart die Wahrheit zu ſagen, aber auch dieſelbe eben- 
falls von mir zu hören und mir den am 14- Januar v. J. vom 
Kellner Richter eingegangenen Brief zu zeigen, damit ich 1 
kann, was auf die Anzeige des pp. Richter wegen Hazardſpiels 
bei Siebert, das ich geſchlichtet haben ſoll und wo Schuchhardt > 
mitgeſpielt hat, gemacht worden iſt. Denn Sie konnen doch nicht 
OT und keines Falls in Abrede ſtellen, daß Sie mich am 

5. Januar v. J. darüber gefragt, aber nicht zu Protokoll ver- 

dee haben. Mehrere Male bin ich beim Präſidium ein ⸗ 
gekommen und habe gebeten, dies zu veranlaſſen, muß N 
annehmen, wh Sie davon in Henntniß geſest worden ſind, Sich 
aber nicht . . . weil Sie ſich wohl mir vor 

a treten; auch iſt der Brief nicht gezeigt worden, 
welt derſelbe wahrſcheinlich auch nicht mehr vorhanden iſt und 
derſelbe von Schuchhardt reſpektive durch 2 
Schuchhardt mir damals ſagte, er wolle die "Save bei Ihnen 
todt machen, wirklich todt gemacht und bei Seite geſchafft iſt. 
Sollten Sie ſich mir nicht gegenüberſtellen und mir die Anzeige $ 

nicht vorzeigen, ſo erkläre ich Sie fürn denn 
der Brief iſt die Veranlaſſung, daß mir der Schurkenſtrelch gemacht 
worden iſt und ich dadurch aus meiner Stellung gekommen bin 

und meine Ehre dadurch angegriffen iſt. Ich werde nicht eher 
ruhen, bis ich Alles wieder erlangt habe, und werde auch dannn 
dem Bezirkskommando darüber Anzeige machen; denn dannn 
ſind (hier folgt eine thatſächliche ſchwere W des Brief- 


ns) und ich 8 Sie dann, wo ich Sie treffe, (folgt 

eine ſehr grobe thatſächliche Bedrohung, die faſt die ganze Strafe 
nach ſich gezogen haben dürfte). Bitte mich umgehend zu bee. 
nachrichtigen, ob, wo und wann wir uns am Sonnabend treffen 
wollen. Die Ungerechtigkeiten, die (Angabe der Stelle und Per⸗ 
ſonen) vorkommen, müſſen aufhören und unter das Publikum 
verbreitet werden.“ von Schwerin. 


An den Königlichen Polizeipräſidenten herrn von Madai, 
Hochwohlgeboren, hier, Molkenmarkt 1. 
Zur eigenhändigen Erbrechung. 

Eingeſchrieben. Berlin, den 16. Auguſt 1881. 

Euer Hochwohlgeboren geſtatten mir, die ergebene Mittheilung 
zu machen, daß ich in dem am 27. v. Mts. angeſtandenen 
Audienztermin wegen der Ihnen angeblich zugefügten Beleidigung, 
die dahin gegangen iſt, daß ich Sie beſchuldigt haben ſoll: 

„Es ſcheint mir, als wenn der Herr Polizeipräſident von 
Madai mit dem Grafen Pückler unter einer und 
den Grafen Pückler in ſeinen 
leiſtet!“ 

mit 6 Wochen Haft beſtraft bin. 

Ingleichen erlaube ich mir, Ihnen noch mitzutheilen, daß 
ich wegen der dem Regierungsrath Grafen Pückler zugefügten 
Beleidigung in einem am 17. Juni angeſtandenen Termin mit 
5 Monaten Gefängniß beſtraft worden bin. 

In beiden Audienzterminen habe ich zur Steuer der Wahr: 
heit die gegen Euer Hochwohlgeboren und gegen den p. Pückler 
ausgeſprochenen Beleidigungen aufrecht erhalten müſſen. 

Damit Sie ſehen, daß Sie in Wirklichkeit dupirt, beziehungs⸗ 
weiſe zum Erlaß der beiden an mich gerichteten Schreiben vom 
12. und 22. Januar d. J. veranlaßt worden ſind, will ich 
Ihnen jetzt Folgendes mittheilen, und zwar geſtützt darauf, daß 


Sie mir an einem Tage geſagt: „Wenn ich Ihnen den Brief 1 


des p. Richter auch wirklich zeigen würde, und Sie ſagten, daß 
es nicht der Brief des Hellners Richter, worüber Pückler Sie ge: 


Für dieſes Schreiben erfolgte am 17. Juni die Verurtheilung zu 3 Monaten Gefän 5 
ſtrafe, es ſind deshalb die inkriminirten Stellen fortgelaſſen worden, weil —_— ME 
beſtand einer erneuten Beleidigung vorlage. A 


* hart 40% . 10 1 mir 3 SS es bow bers e _ : 


Brief, den der Kellner Richter am 14. Januar v. J. geſchrieb 
und eingereicht hat, ſo muß ich dem Grafen Pückler, und nicht 
Ihnen Glauben ſchenken!“ — Wenn ich nun oben geſagt habe, Irs 
daß Sie dupirt worden ſind, ſo werden Sie mir nunmehr be} _ 
pflichten müſſen und entſchieden mir mehr Glauben ſchenken, als 8 


derjenigen Perſon, welche Ihnen zu ligenhaften Beſcheidenn 


Veranlaſſung gegeben hat. 

Der ganze Streitpunkt, um den es ſich hier handelt und der 
zu meinen Beſtrafungen Deranlaſſung gegeben hat, iſt der: 

Ich habe behauptet, daß ſeitens des Hellners Richter eine 
Anzeige dem Königlichen Polizeipräſidium unterm 14. Januar 

J. zugegangen iſt, nach deren Inhalt der Hriminalinſpektor 
Schuchhardt des Hazardſpiels beſchuldigt wird, und daß, weil ich 
angeblich die Sache geſchlichtet haben ſollte, von Pückler ge⸗ 
hört, aber nicht vernommen worden bin. 

In dem mehr erwähnten Schreiben vom 12. Januar d. J. 
iſt geſagt, daß ſich das Schreiben des Richter vom 14. Januar 
1 J. nur auf eine Abänderung eines demſelben von 

ſeinem Dienſtherrn Siebert ausgeſtellten Atteſtes bezogen 
hat und daß die Zeugen die von mir gegen den Schuchhardt 
erhobenen Beſchuldigungen nicht zu beſtätigen vermocht haben, 
und in dem Schreiben vom 22. Januar d. J. iſt behauptet, daß 
Schuchhardt beſtritten hat, ſich in dem Siebert'ſchen Tokal bei | 
einem Hazardſpiele betheiligt zu haben. 

Selbſtredend beſtreitet jeder Verbrecher, wenn er nicht in flagranti 
ertappt wird, die That. Würde man auf die Sache näher eingegangen 
ſein, ſo würde man dies ermittelt haben, was mir jetzt gelungen. 

So viel ich erfahren, iſt mit den Recherchen der frühere 
Polizeiwachtmeiſter, jetzige Uriminalfommiſſarius Feige betraut. 
geweſen. Würde dieſer ſich der Mühe unterzogen haben, die ich 
dazu angewendet, ſo würde er zu demſelben Keſultate 1 
ſein, wie ich heute. 

Ferner erlaube ich mir noch anzuführen, daß, wenn meinem 
Geſuch vom 19. Januar ſtattgegeben worden wäre, d. h. die 
Honfrontation des Pierau mit Schuchhardt, und Pückler 
wie Schuchhardt mit mir, ſo würde man ſchon auf den Grund 
gekommen ſein. Dies iſt aber nicht geſchehen, und ich habe 
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mich dadurch bewogen fühlen müſſen, meine Ehre dadurch zun 
retten, daß ich der Wahrheit näher getreten bin. Wie die 


hier abſchriftlich beigefügte eides ſtattliche Verſicherung des Kellners 
Richter; die derſelbe in Gegenwart von Seugen, die ſpäter an⸗ 
gegeben werden ſollen, abgefaßt hat, ergiebt, hat derſelbe [Euer 
Hochwohlgeboren Ende des Jahres 1879 oder Anfang Januar 
1880, nachdem er bereits vorher bei Ihnen geweſen, dieſe 
Sache Ihnen perſönlich mündlich vorgetragen und Sie 
ihn, den Richter, zur Ubfaſſung und perſönlichen Ueber⸗ 
reichung des Schreibens veranlaßt haben, angezeigt, daß 
in der Siebert'ſchen Weinhandlung Glücksſpiele getrieben werden, 
dem Kentier Pierau 3000 Mark im Spiele abgenommen ſind, 
und daß insbeſondere bei dieſem Spiele der Kriminal⸗ 
inſpektor Schuchhardt betheiligt geweſen iſt. Wie Richter 
weiter mitgetheilt, hat Schuchhardt demſelben nach Beendigung 
des Spiels 3 Mark Trinkgeld bezahlt. Daß Schuchhardt ſich 
dem Hazardſpiele geneigt gezeigt hat, trotzdem daß er mit 
Verfolgung von Bauernfängern betraut geweſen iſt, und 
ſogar in einem Cokale geſpielt hat, in welchem, wie Nichter ſagt, 
„ſtändig getempelt und luſtige Sieben geſpielt wird“, dar: 
über berufe ich mich auf das Seugniß ſeines intimſten Freundes, 
des Gummifabrikanten Unger, Ritterſtraße 2b, welcher noch be⸗ 
ſonders bekunden wird, daß Schuchhardt vor 10 bis 15 Jahren 
dem Glücksſpiele gehuldigt hat. Wenn Schuchhardt, wie mir in 
dem Schreiben vom 22. Januar d. J. mitgetheilt worden iſt, 
geſagt hat, daß er in dem Siebert'ſchen Lokale, in welchem er 
ſeit 1½ Jahren angeblich nicht mehr verkehen will, Hazard nicht 
geſpielt, und daß er mir gegenüber nicht erklärt hat, daß er 
dieſe Sache beim Grafen Pückler zu unterdrücken ſuchen 
werde, ſo beſchuldige ich ihn der offenbaren Tüge, da im 
erſten Falle die eidesſtattliche Verſicherung des Richter ihm 


entgegenſteht, im zweiten Falle, daß ich auf der Stelle dem 1 


Hriminalkommiſſarius Laſer mitgetheilt habe, daß der Schuchhardt 
mir gegenüber die Aeußerung gethan hat, daß er dieſe 
heikle Angelegenheit bei Pückler ſchon todt machen würde 
Laſer muß noch bekunden, daß er geſehen, wie kurz darauf der 9 
Schuchhardt in ſeiner Stube mit der Hand gegen den Hour. wie 
wahnſinnig auf- und abgelaufen iſt. 


5 . der Mitſpieler vom vorigen Abend antraf iy tle 4 
meinem Erſcheinen ſich ſehr verlegen gezeigt hatte, wurde dern 


Wechſel über 900 Mark, den Pierau außer dem baaren 
verlorenen Gelde von 2100 Mark beim Spiele gegeben halte, 


in meiner Gegenwart zeriſſen. Daß der von Kichter 
Euer Hochwohlgeboren perſönlich übergebene Brief 
vom 14. Januar v. J. in Wirklichkeit des Hazardſpiels 
in dem Siebert'ſchen Cokale, bei welchem Schuchhardt be⸗ 8 
theiligt geweſen, betroffen bat, daũber berufe ich mich auf 


das Seugniß des Hellners Freitag, Schornſteinfegerſtraße 1. Aus 
Vorſtehendem dürfte ich Euer Hochwohlgeboren zur Sri 8 
erwieſen haben, daß Sie auf das Gr6blichſte belogen worden "I 


ſind, und ich hoffe, E 
daß nunmehr mir das Originalſchreiben des p. Richter 8 


14. Januar v. J., nach welchem der Schuchhardt des 
Glücksſpiels beſchuldigt wird, vorgezeigt, der Sache 
näher auf den Grund gegangen und gegen Schuchhardt auf 


Entfernung vom Amte erkannt wird, und wenn der Brief nicht 
vorgefunden werden ſollte, gegen Schuchhardt und Pückler 


wegen Beſeitigung öffentlicher Urkunden nach 8 88 
des St..G.-B. vorzugehen, da ich, wenn dies nicht geſchieht, - 
ſelbſt dies thun müßte. . 
Ich erlaube mir noch, zu bemerken, daß gegen Schuchhardt 5 
eine neue, begründete und mit Beweiſen unterſtützte Anzeige wegen 
Meineides in meiner Disziplinarunterſuchung der Staats anwaltſchaft 0 
übergeben worden iſt. EM 


Daß Schuchhardt ein Mann iſt, der ſich nicht ſcheut, ſelbft 2 3 
Mitbeamte zu wie dies ebenfalls in meiner 
Disziplinarunterſuchung vorgekommen, zu veranlaſſ en, dürfte der = 


Hriminalkommiſſar Laſer näher darthun. = 
Aus allen dieſen Gründen kann ich jetzt auch annehmen, 
daß Schuchhardt, um mein Seugniß in der Pierau ſchen Spiel 


affaire zu ſchwächen, die Daten in den beiden mir zuge⸗ : 


ſchriebenen Sachen, die meiner Entlaſſung zu unde 
lagen, ſelbſt gefälſcht hat, da Schuchhardt manche Nach 


5 — Uriminalfommiſſriat ba und ihm « 


hardt ein Zeugni ablegen konnte, daß ich nicht befähigt _ 
meiner Stelle vorzuſtehen, iſt mir nicht begreiflich, da ich doch 
dieſe 10 ½ Jahre hindurch bekleidet, auch für die Poſt große 
Sachen mit Erfolg durchgeführt und dafür große Belohnungen 
erhalten habe, wie z. B., als ich den Poſtexpedienten Geil aus 
Simmern, welcher mit einer großen Summe Geldes, wenn ich 
mich nicht irre, mit 50000 Mark, durchgegangen war, in 
Condon ermittelt und denſelben faſt mit dem ganzen Gelde 
wieder zurückgebracht habe. Hierüber berufe ich mich auf das 
Zeugniß Sr. Excellenz des Oberpoſtdirektors Stephan, des Polizei⸗ 
präſidenten von Wurmb und des früheren Dirigenten der 4. Ab⸗ 
theilung Herrn Regierungsrath von Drygalsky, und bin ich der 
feſten Ueberzeugung, daß mir die beiden Letzteren das beſte 
Seugniß geben werden. 
Es mußte Schuch hardt, darauf geſtützt, entſchieden daran ge⸗ 
legen ſein, meine Entfernung aus dem Amte herbeizuführen. 
Ueber die Ceiſtungen des Schuchhardt, die meines Dafür⸗ 
haltens nicht hervorragend zu nennen ſein dürften, will ich mich be⸗ 
ſcheidenermaßen nicht äußern. 
Euer Hochwohlgeboren ſtelle ich anheim: 
„den Schuchhardt, da auch das Publikum ſich über deſſen 
Gebahren mißbilligend äußert, im Wege des Disziplinar⸗ 
verfahrens aus dem Amte zu entfernen, da er, wie aus Vor⸗ 
ſtehendem erhellt, ſich durch ſein Verhalten in und außer 
dem Umte der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, 
die ſein Beruf erfordert, unwürdig gezeigt, auch die Pflichten, 
die ihm ſein Amt auferlegt, verletzt hat! 
H. von Schwerin. 


Eidesſtattliche Verſicherung des Kellners Richter. 


Ich verſichere hiermit an Eidesſtatt und bin zu beſchwören bereit, daß 
ich dem 9 — Polizeipräſidenten von Madai Ende des Jahres 1879 der 
Anfan anuar 1880 ein Schreiben, mit meinem Namen unterſchrieben, 
übergeben habe, des Inhalts, daß in der Siebert'ſchen Wenn 
Oranienſtrage 144, zu öfteren Malen Glücksſpiele getrieben worden ſind. 
Namentlich kann ich beſchwören, daß an einem Abende der Rentier Pieran 
bei einem Glücksſpiele 3000 Mark, darunter einen Wechſel von 900 Mark, 
verloren hat. Dieſer Wechſel iſt von einem Gaſte in meinem Beiſein zer⸗ 
riſſen worden, was ich dem Pierau mitgetheilt habe. Bei dieſem Glücks 
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IS r den nfo durch mich verlo | ans ſein 
3 5 Tease hingeben 3 welches ihm die Spieler versuch haben. 
ä Berlin, den 10. Auguſt 1881. Motifried E N 


Polizeipräſidium, J.-Ur. 2168, P. J. II. | 
Berlin, den 4. September 1884... . 
Daß und aus welchen Gründen ich es ablehnen muß, übe 
die angebliche Betheiligung des Hriminalpolizeiinſpektors Se 
hardt an dem im Jahre 1878 im Siebert'ſchen Cokale enen 
Glücks ſpiele noch weitere Ermittelungen anzuſtellen, habe ich Ihnen. C2, 
bereits in wiederholten früheren Beſcheiden mitgetheilt. „ 
Das mir geſandte Schreiben vom 16. vor. Mts. babe 
ich wegen der in denſelben enthaltenen neuen Beleidigungen ee: 
Perſon, ſowie anderer Beamten des Polizeipräſidiums der Staats- 
anwaltſchaft mit dem Antrage auf Beſtrafung zugeſtellt und kann 
| | Ihnen nur überlaſſen, gelegentlich des gerichtlichen Verfahrens 
| | . den Beweis der Wahrheit für Ihre Behauptungen bezüglich ns | 
Uriminalinſpektors Schuchhardt anzutreten. „ 25 
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f Der Polizeipräſident __ 
£ Un gez. von Madai. 2 
Herrn von Schwerin, Hochwohlgeboren = 


hier. 
n 
r⸗ ad J. 2168, P. J. II. 
re Berlin, den 12. September 1881. - 
or Un den Ugl. Polizeipräſidenten Herrn von Madai, hier. 
8, Ihr Schreiben vom 4. d. Mts. habe ich erhalten, und 1 
en, ich darauf zu erwidern, daß ich Ihren Anſchuldigungen vor dem 
ordentlichen Richter mit vollſtändigſter Seelenruhe entgegenſehe ”= 
| und die von mir geforderten Beweiſe antreten werde. | < : 
F Sie haben denjenigen Brief, den Ihnen der Kellner Gottfried! 55 
. Raiichter auf Ihre ſpezielle Aufforderung perſönlich in die Hand ES 
daß gegeben hat und aus welchem die Theilnahme des Uriminab . 
3 inſpektors Schuchhardt am Hazardſpiel erſichtlich und unter Beweis 
ung, geſtellt war, trotz meiner mehrfachen Aufforderung zu produziren 5 I 
_ ſtets verweigert, außerdem haben Sie mich wiederholt W 
dark, dahin beſchieden, daß nur ein Brief anderen Inhalts des Nellners 


— -  Vichter an Sie eingegangen ſei als derjenige, den der Kellner 5 
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geſtellt. Dies iſt um ſo auffälliger, als Sie durchaus nicht be⸗ 


anſtandet haben, beſtändig andere Beamte, die ſich mit dem Straf⸗ 
geſetzbuch in Widerſpruch geſetzt hatten, dem Staatsanwalte zur 


Verfolgung zu überantworten. Ich will Ihre Beweggründe zu 
dieſer Handlungsweiſe gegen mich hier nicht unterſuchen. 

Ihre Eröffnung vom 4. September er. kommt mir gerade 
recht. In dem Disziplinar⸗Urtheil erſter Inſtanz haben Sie den 
Beweggrund für die inkriminirte Fälſchung auf Furcht vor den⸗ 
jenigen Ordnungsſtrafen, die zu verhängen Ihrer diskretionären 
Gewalt überlaſſen iſt, zurückführen laſſen. Dieſen Vorwurf der 
Furcht haben Sie mir gemacht, recht wohl wiſſend, daß ich während 
meiner 10½ jährigen Dienſtzeit zahlloſe Beweiſe meiner Furcht⸗ 
loſigkeit abgelegt habe, als Sie mich auf die Suche und in den 
Kampf von und gegen Verbrecher entſandt haben. Sie behaupten 
wiederholt, daß ich Sie perſönlich beleidigt habe. Meine Familie 
iſt unzweifelhaft der des Herrn von Rochow ebenbürtig. Durch 
Tradition wird Ihnen wohl überkommen ſein, daß Herr von 
Rochow eine perſönliche Beleidigung mit Herrn von Hinkeldey in 
kavaliermäßiger Weiſe zum Austrag gebracht hat. Dies heißt 
unter Gentleman it is setled (das heißt zu deutſch: „Es iſt bei⸗ 
gelegt.“) Bei Ihrer für höhere Polizeianſchauungen ſo erfolgreich 
geweſenen Keiſe (während des Hödel'ſchen und Nobiling'ſchen 
Attentats) wird Ihr feines Ohr gewiß durch dieſe barbariſchen 


Klänge berührt worden ſein. Verſtehen Sie mich recht, Herr e 


Polizeipräſident von Madai! Ich halte mich Ihrer geringſten 
Winke gewärtig, wenn Sie wollen, nicht unweit des Denkmals 
Hinkeldeys oder reſpektive ad libitum Wallnertheaterſtraße unter 
den Fenſtern der Pompadure Charlotte Hagen, um in kapalier⸗ 
mäßiger Weiſe, ſei es auf Stich und Hieb, auch durch Piſtolen⸗ 
feuer, die Differenz zu begleichen, die Ihre Anſchauungsweiſe allen 


denjenigen gegenüber geſchaffen hat, die im preußiſchen Lande bis | 


jetzt Sitte war, nämlich, daß der Edelmann den Edelmann res 
ſpektirte. So viel ich weiß, iſt dies auch in Ungarn üblich. Ich 


— 


RNichter zu beſchwören ſich bereit erklärt hat, Ihnen perſönlich 
nach vorhergegangener eingehender mündlicher Erörterung über: 
geben zu haben. Sie haben mich außerdem in Verbindung mit 
anderen Ihnen unterſtellten Beamten der Fälſchung offizieller . 

Dokumente beſchuldigt, mich aber nicht vor den geſetzlichen Richter 
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1 inklinire für blanke Waffe. 35 8 RS "Ss viten, d een 
nicht dieſen Brief dem Grafen Püͤckler zu übergeben. Dem 
glück der Verlegung vorzubeugen, werde ih denſeben 6 io 


gelangen.*) 
Ich habe die Ehre Hugo von Shwerin.._ 


Wegen des vorſtehenden Briefes wurde folgender H f 8 

befehl gegen Herrn von Schwerin erlaſſen: Eg 

Der frühere Kriminalfommiſſarius Hugo von SN 

Sionskirchſtraße 41 hierſelbſt wohnhaft, welcher dringend e 
iſt, zu Berlin im Jahre 1881 

1. den Polizeipräſidenten von Madai beleidigt, 

2. denſelben zum Sweikampf mit tödtlichen Waffen heraus- 
gefordert zu haben, nach den 88 185, 201, 202 des 
Strafgeſetzbuches iſt zur Unterſuchungshaft zu b 5 

Die Unterſuchungshaft wird verhängt, weil der Angeſchuldigte 

mit Kückficht auf die zu erwartende hohe Strafe und da derſelbe : 
erwerbslos, der Flucht verdächtig iſt, & 112 Strafprozeßordnung 


zuläſſig. 
Berlin, den 16. September 1881. 
Der Uner c e bei dem Ugl. Landgericht 1 
gez. Bailleu. 


ſchluß der 4. Strafkammer vom 27. September die Unt 
haft aufgehoben, die Sache aber zur Aburtheilung der 3. Straf⸗ 
kammer überwieſen. Vor dieſer wurde ſie am 21. 10. 81. ver · 5 
handelt und gab Herrn von Schwerin zu einer umfaſſenden Ver» 5 
theidigung Gelegenheit, die darin gipfelte, daß Herr von Maden 
weder beleidigt noch zum Zweikampf herausgefordert ſei, daß ihm 
vielmehr nur anheim geſtellt wurde, von Herrn von Schwerin nz 
kavaliermäßiger Weiſe Genugthuuns zu verlangen, falls er ſich _ 
beleidigt fühlen ſollte. Im Uebrigen ſei Herr von Schwerin dureh 


) Dieſer Brief iſt hier M Apes ii eben — obgleich Schwerin für denſelb 
auch zu 4 Wochen Haft 28 8 ſt; er enthält nach meiner Os 
ficht jedoch keinerlei Beleidigu eden d davon, daß die rr Behaup 
gen Herrn von Madai | ' im Verlaufe der weiteren 12 77 als poſ 3 Wah f 
5 ten herausgeſtellt haben und gerichtsſeitig feſtgeſtellt ſin D. H. 2 


Gegen dieſen Haftbefehl iſt das Rechtsmittel der Bee 2 
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viel Freundſchaft für Herrn Schuchhardt empfinde, daß er ihm 
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1 
Pia”, 


den Polizeipriſidenten in unzähligen Briefen geradezu provozirt 


worden, in der Form einen Ton anzuſchlagen, der vielleicht als 
beleidigend aufzufaſſen ſein würde, wenn die Motive nicht derart 
wären, daß ſie eine Beleidigung von vornherein ausſchlöſſen. 
Er habe durchaus in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ge⸗ 
handelt, denn er ſei einzig und allein auf Grund des Shuchhardt” 
ſchen Eides hin aus dem Dienſte entlaſſen, für die Beweiskraft 
eines Eides iſt es aber ungeheuer weſentlich, zu wiſſen, ob er aus 
unlauteren Motiven geleiſtet ſei, dieſe Wiſſenſchaft bezüglich des 
Schuchhardt'ſchen Eides könne jedoch nur gegeben werden durch 
volle Hlarſtellung des perſönlichen Verhältniſſes zwiſchen Schuch⸗ 
hardt und Schwerin, und zu dieſem Swecke wäre es unbedingt 
nöthig geweſen, die Spielaffaire dieſes Herrn, von der Schwerin 
ohne Wunſch Mitwiſſer geworden, ordnungsmäßig nach den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze, die doch auch für Hriminalbeamte gelten, 
zu unterſuchen und eventuell mit voller Strenge beſtrafen zu laſſen. 
Statt deſſen habe das Polizeipräſidium den Eingang der hierauf 


bezüglichen Denunziation des Kellners Kichter einfach abgeleugnet, 


Herr von Madai habe wiederholt die Unwahrheit geſagt und 
dadurch nicht nur Schwerin zum Cügner zu ſtempeln getrachtet, 
ſondern es ihm direkt unmöglich gemacht, von dem Schuchhardt'⸗ 
ſchen Eide nachweiſen zu können, daß ihm Beweiskraft nicht ge⸗ 
bührt, weil der Zeuge ein eminentes perſönliches Intereſſe an der 
Amtsenthebung Schwerins hatte, da dieſer wußte, daß gegen 
Schuchhardt eine Strafanzeige erfolgt war, die mit deſſen 


Kaſſirung und Beſtrafung enden mußte. Schwerin wußte, daß 


der Polizeipräſident jene Anzeige gegen Schuchhardt perſönlich. 
aus der Hand des Denunzianten empfangen hatte, er wußte, 
daß dieſelbe dem Grafen Pückler vorgelegen — mußte ſich da 


nicht ſein Ehr⸗ und Gerechtigkeitsgefühl empören, als man die 


Stirn hatte, ihm auf all' ſeine Fragen die Antwort zu geben, 
von einer ſolchen Anzeige ſei nichts bekannt? Mußte er nicht 
aus dieſen wahrheitswidrigen Antworten ſchließen, daß thatſächlich 
jene Urkunde zum Vortheil Schuchhardts und Swecks ſeiner 
eigenen endgiltigen Vernichtung bei Seite geſchafft ſeid Mußte 
er nicht endlich zu der Annahme kommen, daß Herr von Madai 
eine perſönliche Feindſchaft gegen ihn hege oder aber doch ſo 


falten Blutes einen Fo We Mann tad 
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zu beantragen für gut fand, zu 2 Jahren Feſtung und 1 


2 Monaten Feſtung und wegen der eee zu 4 


Aus dieſen Gefühlen heraus habe er den inkrimini Bri 
geſchrieben, weil ihm thatſächlich ein anderer Aus weg nicht me 
zu Gebote ſtand; er habe damit eine letzte Appellation an de 
Menſchen von Madai gemacht und dabei daran erinnert, daß 
der Schreiber jenen Geſellſchaftskreiſen entſtamme, bei denen « 
Tradition ſei, perſönliche Differenzen kavaliermäßig zu begleichen. 
Dieſer Hinweis könne doch nur geſchehen ſein, weil angenommen 
wurde, Herr von Madai miiſſe perſsnliche Gründe gegen Schwer 
haben, denn in amtlicher Beziehung durſte Madai gegen Schwer 
ja nicht ſo verletzend ſein, wie er thatſächlich geweſen iſt, weil 
Schwerin das volle Recht hatte, von ihm eine wahrhaftige Aus⸗ 
kunft zu verlangen., Er bleibe dabei, die Abſicht der Be | ung 
nicht gehabt zu haben, auch fehle ihm jetzt noch das Bewußtſein, 
den p. von Madai thatſächlich beleidigt zu haben, denn was er 
ihm geſchrieben, ſei die reine Wahrheit, und die Wahrheit könne 
doch unmöglich beleidigend ſein. Herr von Madai würde niemals 
die Ehre gehabt haben, von ihm einen Brief zu empfangen, 
wenn der Polizeipräſident von Berlin auf den erſten ſchriftlichen 
Antrag ſeine Pflicht erfüllt und eine wahrheitsgemäße Anwort 1 
ertheilt hätte. Erachte der Gerichts hof trotzdem eine Beleidigung N 
für vorliegend, ſo ſei dieſelbe zu kompenſiren, weil der Angeklagte „ 
zuerſt beleidigt worden ſei dadurch, daß man ihn zum Cügner 
ſtempeln wollte, dieſer Verſuch ſei aber gleichzeitig eine Provofa: - 
tion, die um ſo mehr in's Gewicht falle, als fie von amtlich — 
Stelle ausgegangen ſei gegen Jemanden, der lediglich in Wahr⸗ 25 
nehmung berechtigter Intereſſen handelte, dem man aber ſein 
Recht zu verkümmern trachtete, wie die Thatſachen überzeugend 
bewieſen haben. „ 
Herr von Schwerin wurde trotz ſeiner recht energiſchen per: 8 
ſoͤnlichen Vertheidigung verurtheilt, aber nicht wie der Staats anwalt 


Gefängniß, ſondern wegen der Heraus forderung zum Duell 5 


Haft. 5 
Aus der Vertheidigung bezüglich der Pückler⸗ Beleidig t 
mit Brief vom 19. April iſt bemerkenswerth, daß Schwerin di | 
Behauptung aufſtellte, die Denne gegen ion 0 ti 3 


= 


nicht feſtzuſtellen vermocht, wer die Fälſchung der beiden Zahlen 
vorgenommen hat, im mündlichen Verfahren ſei ihm nicht das 

Geringſte bewieſen, ſeine Entlaſſung vielmehr nur in der An⸗ 
nahme ausgeſprochen, daß er ſie begangen habe. Er ſei jedoch 
feſt davon überzeugt, daß Herr Schuchhardt wiſſe, wer thatſächlich 
jene Zahlen verändert habe; aber nach dieſer Kichtung hin ſei 
eine Unterſuchung gar nicht beliebt worden, vielmehr Herr Schuch⸗ 
hardt als Alleinzeuge gegen ihn vereidigt. Gegen die ganze 
Zeugenausſage jenes Herrn habe er jedoch ſo ſchwere Bedenken 
gehabt, daß er ſich bewogen fühlte, dieſelben der Staatsanwalt- 
ſchaft mitzutheilen; dieſe gab die Angelegenheit zur weiteren 
Recherche der Uriminalabtheilung, bei der der Angeſchuldigte be: 
dienſtet iſt, und hier erhielt ſie zur Bearbeitung ein dem p. Schuch⸗ 
hardt unterſtellter und perſönlich befreundeter Beamter. Nach 
einiger Zeit empfing Schwerin von der Staatsanwaltſchaft den 
Beſcheid, „daß die angeſtellten Ermittelungen Anhaltspunkte für 
einen Meineid des p. Schuchhardt nicht ergeben hätten!“ (Das 
ſoll wohl wahr ſein, aber es iſt anzunehmen, daß der Staats⸗ 
anwaltſchaft gar nicht bekannt wurde, wie dieſe ſogenannte 
„Recherche“ vor ſich gegangen iſt!) 

Ferner beſtand Schwerin auf Herbeiſchaffung des Richter' ſchen 
Briefes, der Vorſitzende frug dieſerhalb den Zeugen Pückler, welcher 
nunmehr zugab, daß „ſeines Wiſſens ein ſolcher vorhanden ſei.“ 

Schwerin wurde in dieſer Sache zu 3 Monaten Strafe verurtheilt. 

In der Verhandlung am 21. November, die der Brief vom 
16. Auguſt an den Polizeipräſidenten gezeitigt hatte, wurde 
Folgendes feſtgeſtellt: 

Zeuge Graf Pückler bekundete unter ſeinem Eide, „daß die 
Moglichkeit nicht ausgeſchloſſen ſei, auch ein Anderer als von 
Schwerin habe die Fälſchung der beiden Daten, welche deſſen 
"Entlaſſung herbeiführten, begangen.“ . 

Zeuge Kellner Richter beſchwor, „daß er die ſchriftliche 
Anzeige über Hazardſpiel im Siebert'ſchen Lokale dem Polizei⸗ 
praſidenten von Madai perſönlich in die Hand gegeben 
und darin beſonders hervorgehoben, daß Schuchhardt mitgeſpielt 
hat, auch gebeten habe, daß die Sache gegen Schuchhardt wegen 
gewerbsmäßigen Hazardſpiels unterſucht und verfolgt werden ſollte. 
Ferner, daß bei Siebert wöchentlich mehrere Male 


Hazardſpiele, als wie „luſtige Sieben“ und _gctempalt 
getrieben wurden und Schuchhardt gewöhnlich mit: 
geſpielt und er Schuchhardt für einen 1 5 ts 
gehalten hat. Auch habe er Siebert auf das Spiel aufmerkſam 8 
gemacht und zu ihm geſagt, er werde doch einmal wegen Duldens 

von Hazardſpiel Unannehmlichkeiten haben. Siebert habe darauf 
geantwortet: „Schuchhardt ſei kein Bauernfänger, ſondern Kriminal- 
kommiſſarius, und ſolange der mitſpielt, geſchehe ihm S #5 
nichts!“ (Hiernach hat Schuchhardt dem Reſtaurateur Siebert als 
Beamter zum Dulden gewerbsmäßigen Hazardſpiels Dorſdjub- 
geleiſtet.) Endlich hat Richter noch mit aller Beſtimmtheit bekundet, 7 2 
daß Schuchhardt auch an dem Abende, an welchem dem Pierun 
5000 Mark im betrunkenen Zuſtande im Hazardſpiel abgenommen 
wurden, mitgeſpielt und ihm (Richter) an dieſem Abende 5 Mark 
Trinkgeld gegeben habe. Pierau hat mit ſeiner Zeugenausſage 
ſehr zurückgehalten und nur eidlich bekundet, daß Schuchhardt ihm 
bekannt vorkäme, doch es auch moglich ſei, daß Schuchhardt an 
dem Abende mitgeſpielt habe, nur könne er ſich deſſen nicht mehr 
genau entſinnen, da er an dem Abende zu betrunken geweſen ſei. 

Trotz alledem wurde der Angeklagte auch in dieſem Termin 
wiederum wegen Beleidigung zu längerer Freiheitsſtrafe ver⸗ 
urtheilt. Der amtirende Staatsanwalt führte ſogar aus, „gegen 
dieſen Angeklagten müßten die höchſten Strafen in Anwendung 
gebracht werden, weil er die Geſetze kenne und wiſſe, daß 
wir in einem gerechten Staate lebten!“ Herr von Schwerin 
beſtritt zwar das Letztere ganz energiſch, es nützte ihm aber nichts, 
ſondern er wurde — wie ſchon geſagt — verurtheilt. Glück. 
licherweiſe legte er diesmal Reviſion ein und hatte damit Erfolg. 

Das Reichsgericht wies die Sache zur nochmaligen Aburtheilung 
an das Candgericht II, und hier wurde ſie im Sommer 1892 £9 ED 
verhandelt und endete mit der koſtenloſen e = 
Schwerins. Und das ging ſo zu: Der Vorſitzende dieſer Straf- 
kammer ordnete an, daß der Richter*{he Brief als durchaus 
weſentlich für die Vertheidigung des Angeklagten herbe: 
geſchafft wurde. Herr von Schwerin hatte den Kellner Richter 

mit zur Stelle of Rr und ging mit Herrn Schuchhardt ſehr 5 
ſcharf ins Gericht, indem er ungefähr Folgendes ausführt: »Es 
iſt vorgekommen, daß Fremde am hieſigen Orte im Hazardſpiel 
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bedeutende Summen verloren haben, die Mitſpieler aber nicht er ⸗ 
mittelt wurden; Schuchhardt hatte damals die Bauernfänger unter 
ſich, und ſeine Aufgabe beſtand darin, dieſelben zur Beſtrafung zu 
bringen. Ich habe erfahren, daß Schuchhardt in ſehr vielen 
Cokalen Hazard geſpielt hat; es iſt daher nicht unmöglich, daß 
er mit den feineren Bauernfängern gemeinſame Sache machte, denn 
es iſt erwieſen, daß er viel mit den Spielern Reuter und Wolf 
verkehrt hat. Auch muß ich annehmen, daß Schuchhardt, um 
mein Jeugniß in der Pierau'ſhen Spielaffaire zu ſchwächen, die 
beiden Daten gefälſcht haben kann, da er manche Nacht das 
Hriminalkommiſſariat beſucht und ihm dadurch Gelegenheit ge⸗ 
geben iſt, zu den Sachen zu gelangen.“ Graf Pückler war als 
Zeuge geladen und mußte Wort für Wort der Schwerin' ſchen 
Behauptungen: 

„daß er auf die bloße Annahme hin, zwei Daten gefälſcht 
zu haben, aus dem Amt entlaſſen worden ſei,“ 

„daß die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, jene Fälſchung 
habe ein Anderer begangen,“ 

„daß in dem Richter ſchen Brief thatſächlich der Kriminal⸗ 
inſpektor Schuchhardt wegen Hazardſpiels denunzirt worden ſei,” 

„daß gegen den p. Schuchhardt trotz der Schwere des Ver⸗ 
gehens eine Strafverfolgung nicht eingeleitet, ſondern die ganze 
Sache „todtgemacht“ wurde,“ 

„daß der Polizeipräſident v. Madai von dieſer Strafanzeige 
wußte, als er ſchreiben ließ, ein ſolcher Brief ſei nicht eingegangen“, 
als zutreffend und der Wahrheit entſprechend anerkennen. 
Auf die verwunderte Frage des Herrn Vorſitzenden an den Grafen 
Pückler, warum der p. Schuchhardt nicht ſtrafrechtlich verfolgt 
worden ſei, entgegnete dieſer, das ſei deshalb nicht geſchehen, 
„weil das Gericht die Verfolgung des Wirthes Siebert wegen 
Dulden des Hazardſpiels ausgeſetzt hatte.“ | 

Schwerin erklärte die letzten Bekundungen des Herrn Grafen 
für wahrheitswidrig und wies nach, daß der p. Siebert thatſächlich 
zu 500 Mark Geldſtrafe verurtheilt worden iſt. Ueber dieſen 
Widerſpruch in ſeiner Ausſage vom Vorſitzenden befragt, räumte 
Graf Pückler ein, „daß er dann von ſeinem Kommiſſarius falſch 
unterrichtet ſein müſſe.“ Merkwürdig bleibt dann nur, wie auf 
das Original der Kichter'ſchen Anzeige das handſchriftliche 
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N . des Grafen pace, mie; Fi: 8 nach ſein 
jetzigen Ausſage konform iſt, kommen konnte, zwei u rd 
ein halb Iahr vor dieſer Zeit! Der Richterſ{he Brief + 
iſt nämlich vom Januar 1880; einzig in Folge dieſes by 


Briefes wurde der Wirth Siebert beſtraft, aber dieſer Brief ent ⸗ 
hielt gleichzeitig die Anzeige gegen den p. Schuchhardt! Es 1 


alſo gegen einen der Denunzierten dieſes Briefes in ein⸗ und 


derſelben Sache von der Uriminalpolizei vorgegangen worden 


gegen den zweiten aber überhaupt nichtl! denn Herr 8 8 | 
Pückler ſpricht nur davon, daß das Gericht die Verfolgung des 


Wirthes Siebert wegen Duldens von Hazardſpiels ausgeſetzt habe, ZE], 
was nebenbei nicht mal wahr iſt! Auch die Bekundung des 
Herrn Grafen, er müßte von ſeinen Kommiſſaren dann falſch 


berichtet ſein, iſt geeignet, ſtarken Zweifeln zu begegnen, denn wenn | 


das Gericht eine Verfolgung ausſetzt, ſo empfängt die betreffende 
Nachricht nicht irgend ein Kriminalkommiſſar, ſondern der Diri⸗ 


gent der Kriminalpolizei direkt, in dieſem Falle alſo Herr - . 


Graf Pückler! Da der Herr Graf — wie ſchon geſagt — per⸗ 
ſöͤnlich das irrthümliche Referat auf den Kichter' ſchen Brief geſetzt 
hat, ſo müßte ihm dazu eigentlich doch ein Schreiben des Gerichts 
vorgelegen haben! Irgend ein Schreiben in dieſer Sache iſt aber 
vom Gericht überhaupt nicht ergangen, denn der angeſchuldigte 
Siebert wurde ja sans fagon verurtheilt! Aus der Logik all“ 


dieſer Thatſachen zog dieſer hohe Gerichtshof den Schluß, 5 


der Angeklagte unbedingt freizuſprechen ſei, denn er habe den 
Beweis der Wahrheit für all' ſeine Behauptungen — die vom 


Dorderrichter als Beleidigungen aufgefaßt ſeien — geliefert. und 8 
hierbei blieb es auch. — Obwohl der Dorſigende jenes Richter. 
Hollegiums vom Landgericht II, welches Herrn von Schwerin E 
ſprach, obgleich er ſchon dreimal in analogen Fällen mit genau 
denſelben ſtrafrechtlichen Unterlagen verurtheilt worden war, nur 


ſeine Pflicht that, als er den Anträgen des Angeklagten ſtattgab, 5 


den Kichter'ſchen Brief zur Stelle zu ſchaffen, ſo muß doch an 


erkannt werden, daß das Verfahren dieſes Herrn recht vortheil “ 
haft abſticht von dem derjenigen Strafkammer ⸗Vorſitzenden des | 
| ty I, die die dreimalige Verurtheilung Schwerins 5 
herbeigeführt hatten, denn bei dieſen hatte er ebenfalls ſtets be⸗ 


antragt, den in Rede ſtehenden 1 der ſeine angeblich . a 
von Schwerin und e : 1 
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den Schreiben an von Madai und Graf Pückler veranlaßt, herbei = 
Jjſchaffen, man hatte dies jedoch gegenüber den eidlichen Bekundungen 

der angeblich Beleidigten für überflüͤſſig erklärt, damit aber, 
wie nun feſtgeſtellt iſt — den Angeklagten ganz bedeutend in 

ſeiner Vertheidigung beſchränkt; es iſt ſogar nicht ausgeſchloſſen, 
daß er jedes Mal freigeſprochen worden wäre oder aber ganz 
bedeutend geringere Strafen erhalten hätte, wenn die betreffenden 
Vorſitzenden mit Energie von der Polizei die Vorlegung des 
Kichter ſchen Briefes verlangt haben würden! Einzig dieſem Briefe 
verdankt Schwerin ſeine Freiſprechung, ebenſo aber auch ſeine mehr⸗ 
fachen empfindlichen Beſtrafungen! Dieſe charakteriſiren ſich ſonach 
als ein ſehr bedauerlicher Juſtizirrthum, als was ſich aber die 
Thatſache charakteriſirt, daß der Polizeipräſident von Madai die 
Kichter ſche Denunziation überhaupt verleugnet, dann aber eine 
eventuelle Auskunft darüber an Schwerin rundweg verweigert hat, 
obwohl des Mannes Wohl und Wehe davon abhing — denn 
er würde nie vom Disziplinarhofe ſeines Amtes ohne 
Penſion enthoben worden ſein auf das Seugniß des 
p. Schuchhardt, wenn dieſem bekannt geweſen wäre, daß 
Sch. dringend verdächtig iſt, perſönliche Motive zu der 
Entfernung Schwerins zu haben! — läßt ſich ſchwer ent⸗ 
ſcheiden, und deshalb ſei lieber ganz darauf verzichtet! Aber 
konſtatirt ſei ſie hiermit öffentlich, denn ſie allein trägt die 
Schuld an der vollen Vernichtung eines Mannes, an 
dem man weiter kein Fehl finden konnte, als daß er vielleicht 
verdächtig iſt, einer 4 und einer 5 je eine 1 ohne jeden Sweck 
und ohne jeden Grund, ja direkt in widerſinniger Weiſe, vorgeſetzt 
zu haben! Ein denunzirter Hazardſpieler, dem amtlich die Ueber⸗ 
wachung und Aufhebung der Berliner Spielhöllen oblag, iſt jedoch 
weder ſtrafrechtlich verfolgt, noch abgeurtheilt oder ſeines Amtes 
enthoben worden, im Gegentheil: ſeine hohen Vorgeſetzten hielten 
es mit ihrem Amt und ihrer Pflicht für vereinbarlich, die wegen 
ſtrafbarer Handlungen gemachte Anzeige zu unterdrücken und der 
Königl. Staatsanwaltſhaft überhaupt nicht vorzulegen, ſo daß 
der dem Strafgeſetz ſeit mehr als 12 Jahren verfallene Herr 
Schuchhardt noch heute Uriminalinſpektor von Berlin iſt und 
andere Geſetzesübertreter als Wächter des Geſetzes zur Anzeige 
bringt, verhört und für deren Beſtrafung ſorgt. 
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: A hatte ſich jener let Vorſitzende 
nicht ſeiner erbarmt und den ſeit 2½ Jahren bbc rief 
an's Tageslicht bringen laſſen, liegt auf der Hand: man hätte 
ihn fort und fort bis an ſein Cebensende immer wieder wen 5 
Beleidigung der Herren von Madai und Graf Pückler beſtraft, 
denn es iſt ſo ſicher, wie 22 , daß Schwerin ſtets aufs New 2 


um jenen Brief geſchrieben haben und in ſeinen Ausdrücken eher 1 . 
gröber als feiner geworden ſein würde. Sollte man dies vielleichet 


beabſichtigt haben, weil der Charakter des Schwerin nach dieſer 
Richtung ſeinen ehemaligen Vorgeſetzten nicht unbekannt war ? 
Oder war die blaſſe Furcht wegen des falſchen Referates auf 
jener Anzeige die Urſache, daß man fie nicht vorzeigen wollte? 
Eins von Beiden, wenn nicht gar einfach im Kathe der Götter 
beſchloſſen worden war: Dieſer Mann wird vernichtet, 
koſte es, was es wolle! — wird zutreffen oder aber auch + 
Beide zuſammen, denn eine andere faßbare Erklärung fiir dieſe 
ganze Sachlage giebt es nicht! Warum man gerade Schwerin 
beſeitigen mußte, weiß vielleicht Herr Schuchhardt, ſicherlich aber 
Herr von Madai, dem er zweifelsohne zu weit in der Mitwiſſen⸗ 


ſchaft intimſter Verhältniſſe — z. B. in Bezug auf den Baron = 2 : : 
Bleichrsder — vorgedrungen war, wie die nachfolgenden 1 
zeigen werden. 


Frau Groner und die Polizei. 


Es wurde eingangs erwähnt, daß dieſe Dame Ende 1872 5 5 0 
durch die Berliner Polizei nach Kopenhagen abgeſchoben worden 


war und daß hierbei Herr von Schwerin eine bedeutſame Rolle 


geſpielt hatte im Auftrage ſeiner Behörde. Frau Croner geſiel 
es jedoch in Kopenhagen nicht, deshalb entwiſchte ſie der dortigen 
Polizei und kam wieder nach Berlin. Hier ſetzte ſie es durch, 
daß Herr von Bleichröder ihren Unterhalt beſtritt. Ohne nennen? 


werthe Zwiſchenfalle geſchah das mehrere Jahre, die Dame 
wechſelte zwar ab und zu das Domizil, kehrte aber immer wieder 
nach Berlin zurück, und Herr von Bleichröder bezahlte durch 
Mittels perſonen die ſämmtlichen Unkoſten. Da ſtarb im Jahre 1875 
Herr Dr. Kaliſh, und von nun ab wurde Baron Bleichrsder in 


ſeinen ZHahlungen ſchwieriger und ſtellte " {liefch one ein. 


wg 


— 


Darauf kam es zwiſchen den Parteien zu Prozeſſen, in deren 
Verlauf Herr von Bleichröder zwei Eide leiſten mußte, damit die 
Klagerin abgewieſen werden konnte. Frau Croner behauptete 
nun, dieſe „Schwüre“ des Herrn Baron ſeien falſch, ſie fand aber 
in Berlin keinen Menſchen, der es wagen wollte, ihr eine De⸗ 
nunziation gegen Herrn von Bleichröder zu ſchreiben. (Sie perſönlich 
war des Schreibens überhaupt unkundig!) Die verſchiedenſten 
Rechtsanwälte hatten ſie ſofort abgewieſen, ſobald ſie den Namen 
des Herrn von Bleichröder nannte. Solchen Reſpekt vor einem LS 
Allgewaltigen haben ſicherlich die R5mer unter Nero und Diocletian 15 8 
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nicht gehabt, wie die heutigen Berliner vor von Bleichröder und 9951 2 
ſeinen Stammesgenoſſen. Zu derſelben Zeit ſpielte ſich die von = 


> 3 Schwerin' ſche Tragödie ab, Frau Croner hatte jedoch keine Ahnung, 
= 4g daß Schwerin der Beamte geweſen, der ſie ſeiner Zeit nach Kopenhagen 
ſpedieren mußte; ſie hatte ſich bei dem Polizeipraſidium und allen moͤg⸗ 
lichen Perſonen nach dem betreffenden Kriminalkommiſſar erkundigt, 
aber ſein Name war ihr nicht bekannt. Ueberall war ihr geſagt 
worden, daß dieſer Mann längſt nicht mehr in Berlin ſei. 
Da ging ſie eines Tages mit einem Hriminalbeamten auf der Straße, 
als Herr von Schwerin, ohne ſie zu erkennen, an ihr vorüberging. Sie 
aber hatte ihn wohl erkannt und ſagte zu ihrem Begleiter! 
„Den Mann habe ich ſchon geſehen, wiſſen Sie, wer das iſt 7“ 
„Ach bewahre“, ſagte dieſer, „das iſt ja der frühere Kriminal⸗ FW 
kommiſſar von Schwerin, den werden Sie wohl nicht kennen.“ „ 
Frau Croner erforſchte nunmehr die Wohnung des Herrn 
1 von Schwerin, ſuchte ihn auf und bat ihn himmelhoch, ſich ihrer 
—_ anzunehmen. Herr von Schwerin ließ ſich die Sache haarklein 
| 5 auseinanderſetzen, nahm Einſicht in alle Schriftſtücke und Kück⸗ 
| = ſprache mit den noch lebenden Zeugen des ganzen Verhältniſſes 
zwiſchen Herrn von Bleichröder und der Croner und kam hiernach 
zu der felſenfeſten Ueberzeugung, daß der bedrängten Frau genau 
wie ihm himmelſchreiendes Unrecht in unſerem angeblichen 
Rechtsſtaate geſchehen ſei und ihr Gegner thatſächlich ſich des 
Meineides ſchuldig gemacht habe. Seine Pflicht gebot ihm, der 
bedrängten Frau nach beſten Uraften beizuſtehen, ganz abgeſehen 
davon, daß er hierdurch auch Gelegenheit fand, ſeinem glühenden 
Eifer nach Genugthuung in der eigenen Sache ein Feld zu öffnen 
und vielleicht nebenbei noch ſeine finanziellen Verhältniſſe zu ver⸗ I 


8 denn Sram Croner hatte ibm von RY, a ebote 

daß er für den Fall des Obſiegens 10 Prozent der gene | 
Geldſumme erhalten ſolle. Er unterbreitete demnach die 
ganze Angelegenheit der Frau in einem eingeſchriebenen Brie 

vom 5. Februar 1883 der Usniglihen Staats anwaltſchaft bei 

Berliner Landgericht I und erhielt darauf unter dem 12. Mär 
einen ablehnenden Beſcheid. Gegen dieſen führte er bei der Ober 
ſtaatsanwaltſchaft Beſchwerde, erhielt aber darauf folgenden Brief: 7 


Der Oberſtaatsanwalt des : * N 
Kal. Kammergerichts. Berlin, den 6. April 18s. 
Ihre Vorſtellung vom 21. März 1885 gegen den abweiſenden Beſcheid 
der Staatsanwaltſchaft beim Ugl. Landgericht J, hier, in der Anzeigeſachee 
wider von Bleichröder und Genoſſen vom 12. März d. J., york mir zu 
weiteren Maßnahmen, insbeſondere zu einer Anweiſung an 
Behörde, keine Veranlaſſung. 8 
Eine weitere Beweisaufnahme bezüglich der gegen von Bleichröder 
erhobenen Beſchuldigung lehne ich ab. Die im Civilprozeß bereits ver⸗ 
nommenen Zeugen Borgwaldt, Hirſh und Frau Mohr, — 
weislich der Akten mit der Feugin Levyſohn identiſch iſt, haben das Gegen- 
theil der vom Beſchuldigten eidlich in Abrede geſtellten Thatſache nicht zu 
bekunden vermocht. Die in die Wiſſenſchaft der Feugen Schwarz, Hübener, 
KHöttener, Kaelber und Aſher geſtellten Thatſachen ſind, ſelbſt unter * 
ſetzung ihrer Kichtigkeit, bei dem Mangel anderer unterſtützender, thatſächli - 
Momente nicht ausreichend, die Verletzung der Eidespflicht, ſeitens des 
ſchuldigten, ausreichend wahrſcheinlich zu machen. 83 
h : "ay die von Ihnen ſelbſt zu bekundende Thatſache iſt hierfür uner- 5 
ebli 15 


Ebenſowenig bedarf es einer Vernehmung der Silber und der Ida : 


ie gedachte. 20 


e letztere aus- = . 


Croner, da eine Verfolgung der dem Polizei-Lieutenant Hoppe zur Laſt 


gelegten Strafthaten durch die eingetretene Verjährung ausgeſchloſſen 1 55 
Ein ſtrafrechtliches Einſchreiten gegen die Croner auf Grund des 15 : 
des Strafgeſetzbuches kann nicht erfolgen, da es an dem erforderlichen oe 
antrage ſeitens der verletzten fehlt. Dieſem Mangel abzuhelfen habe * 8 
keine Veranlaſſung. 5 
Im Uebrigen weiſe ich Sie darauf hin, daß Ihnen nach uo 170 der 
Strafprozeßordnung ein Beſchwerderecht in dieſer Sache nicht zuſteht, da e 2 
weder der Verletzte find, noch ſich als Vertreter der p. Croner oder anderer 
etwa betheiligter Perſonen legitimirt haben. 
Der Oberſtaatsanwalt 
In Vertretung 


HB 2298. gez. Lademann. 


Nunmehr richtete er für Frau Croner folgende Briefe m 5 
den Hönigl. Staats- und Juſtizminiſter Dr. Friedberg Excellenz; 
Eingeſchrieben! Berlin, den 11. April 1883. - 5 
Euer Excellenz wage ich Unterzeichnete es, mich über die 3 nf 


waltſhaft beim Landgericht I, ſowie über die Gberſtaatsanwaltſchaft beim 
. beſchwerdeführend mit folgender Anzeige zu nahen: 


Am 5. Februar d. J. iſt für mich eine Anzeige bei der Staatsanwalt So ; 


<aft beim Landgericht I wegen Meineides contra Geheimrath von 8 N 


und darin gebeten worden, 


„die Sache genau zu unterſuchen, nach der Strenge des Geſetzes 


zu Gore rei und beſtrafen zu laſſen!“ 

Die Staatsanwaltſchaft beim Landgericht I hat aber dieſe. Anzeige am 
12. März d. J. unter No. J Ib 188/883 zum ſtrafrechtlichen Einſchreiten 
abgelehnt und zwar aus folgenden Gründen: Weil ich (die Croner) nicht 
glaubwürdig erſcheine und für erhebliche Thatſachen keine Zeugen benannt 
hätte, und weil die meiſten meiner behaupteten Vergehen ſchon verjährt 
wären. Weshalb ich nicht glaubwürdig erſcheine, weiß ich nicht. 

Ich bin drei Mal in Moabit zu meiner Vernehmung geweſen und ſtets 
von einem anderen Herrn vernommen worden, die gegen mich ſehr ſcarf 
und ſchroff geweſen ſind, und es ſcheint mir, als wenn dieſe Herren gegen 
dieſe hohen und reichen Herren nicht einſchreiten und mich als arme Frau 
unterdrücken und einſchüchtern wollten, indem ſie zu mir ſagten: 

„Wie ich mich unterfangen könnte, ſo reiche und hoch⸗ 
geſtellte Perſonen ſolcher Vergehen und Verbrechen zu 
beſchuldigen!“ 

Dieſes muß doch dem Unterſuchungsrichter ganz egal ſein und er hat ſich 
doch nur durch die Unterſuchung davon zu überzeugen. 

wenn ich den Herren nicht glaubwürdig erſcheine, warum haben ſich 
die Herren dann nicht die Akten vom Stadtgericht angeſehen, die ich ihnen 
vorgelegt, woraus ſchon der Meineid zu erſehen war, und worauf ich ſie 
aufmerkſam gemacht habe? Sie hätten ſich dann von meiner Glaubwürdig⸗ 
keit überzeugen können, und hätten den Bleichröder zur Unterſuchungshaft 
einziehen müſſen, um jede verdunkelung zu verhüten und Bleichröder 
mit ſeinem vielen Gelde nicht im Stande wäre auf die Zeugen einzuwirken. 


Denn alle Leute ſagen mir: „Bleichröder mache mit ſeinem vielen Gelde- 


Alles gut, und dem wäre gar nicht anzukommen, er könne machen, was er 
wolle!) Bei einem anderen Menſchen wäre die Unterſuchungshaft längſt 
vollſtreckt. Ich weiß nicht, wie es in dem Beſcheide heißen kann: „Ich 
hätte keine Feugen anzugeben vermocht!“ Die Herren haben meine an⸗ 
gegebenen Feugen aber gar nicht angenommen und vernommen, was ſie 
doch hätten thun müſſen. Wie die meiſten meiner behaupteten vergehen 
verjährt ſein können, verſtehe ich nicht, da doch das eine Vergehen aus dem 
anderen hervorgegangen iſt, denn wenn der Polizei⸗ Lieutenant Hoppe nicht 
widerrechtlich in meine Wohnung gedrungen wäre, und mir die von Bleich⸗ 
röder innegehabten Schriftſtücke gewaltſam fortgenommen hätte, ſo hätte 
Bleichröder auch nicht ſchwören können: „er (Bleichröder) habe mir (der 
Croner) nichts Schriftliches übergeben“, da ich ja den Bleichröder dann ſo⸗ 
gleich des Meineids allein überführen konnte. 

Am 21. März d. J. iſt eine Beſchwerde über die Staatsanwaltſchaft 
beim Landgericht I an die Oberſtaatsanwaltſchaft beim Kammergericht ge- 
gangen, worin dann 10 bis 12 Seugen von mir angegeben ſind. Soviel 
wie ich weiß, iſt aber bis jetzt noch keiner der Fengen vernommen und 
weiter etwas veranlaßt worden, und ſcheint mir die Sache in die Länge 
gezogen werden zu ſollen. Ich wende mich jetzt vertrauensvoll zu Ew. 
Ercellenz, der einer armen Frau Gerechtigkeit zukommen laſſen und an⸗ 
ordnen wird: 

„daß die Angelegenheit genau, ohne Anſehen der Perſon, unterſucht 
und beſchleunigt wird, daß ſämmtliche von mir angegebenen Zeugen 
vernommen werden, damit auf die Feugen kein Einfluß aus⸗ 
geübt werden kann!“ 
denn Jedermann muß wiſſen, wenn er auch noch ſo hochgeſtellt und reich 
iſt, daß für ihn das Geſetz und die Staatsanwaltſchaft da 5 und daß Ew. 
Excellenz Jedem Gerechtigkeit widerfahren läßt. 


n 
n 


. Be 65 wohnhaft, wegen firaſbaren Mißbrauchs der Amts- 
gewalt und wegen Freiheitsberaubung in einer Privatangelegenheit eingereicht 


eingeſchrieben zugeſchickt Rove, in allen Punkten beſcheiden zu wollen 


nur vor Gericht ausſagen. 


| Berli 
ends wage id Ew. Excellenz "mi der dringe em 
beläſtig en, mich doch auf meine Beſchwerde vom At: April d. 
über die Staatsanwaltſchaft beim 8 I, ſowie über d ſtaats- 

anwaltſchaft beim Kammergericht, die ich Ew. Excellenz am 15. Ap Uprif d. OE 


daß ſämmtliche am 21. März d. J. bei der Gberſtaatsanwaltſchaft beim 
Kammergericht angeführten Zeugen eidlich vernommen werden, d 
Geheimrath von Bleichrsder einen Meineid begangen hat und dieſe ; id 
nur durch Vernehmung der Zeugen feſtſtellen läßt und bewieſen wird. 1 
Gberſtaatsanwaltſchaft beim Kammergericht hat aber auch unter dem 6. April 
d. J. auf die Vorſtellung vom 21. März d. J. ein weiteres Einſchreiten un „ 
die Vernehmung der am 21. März d. J. angeführten Feugen abgelehnt, inn 
dem ſie angiebt, „die in die Wiſſenſchaft der Feugen Schwarz, Hübener, Fang 2 
Maelber und Aſcher geſtellten Thatſachen ſind, ſelbſt unter Vorausſe der 
Kichtigkeit, bei dem Mangel anderer unterſtützender thatſächlicher omente, 
nicht ausreichend wahrſcheinlich zu machen; auch ſelbſt die von Herrn von 
Schwerin zu bekundende Thatſache iſt hierfür unerheblich“. Auf dieſen ab- 
ſchläglichen Beſcheid von der Oberſtaatsanwaltſhaft habe ich mich dann 
noch am 13. April d. J. an die Oberſtaatsanwaltſhaft gewendet und dieſele 
nochmals erſucht, „dieſe Angelegenheit genau unterſuchen und . Rs 
angegebenen Zeugen vernehmen zu laſſen, und mir mitzutheilen, was ich 
noch für Beweiſe herbeiſchaffen ſoll, wenn nach Abhörung ſämmtlicher TT, 
und wenn die Feugen bekunden, das Schriftſtück geſehen und in 
gehabt zu haben, es noch nicht ausreichend iſt, die Eidespflicht⸗Verletzu 
des Beſchuldigten zu konſtatiren.“ 9 
Auch habe ich zu gleicher Zeit in dieſem Schreiben angefragt, , warum 12 
der Herr von Normann mit Stillſchweigen übergangen und nicht vernommen — 
wird“. Habe aber ebenfalls unterm 16. April d. J. von der Gberſtaats- 
anwaltſchaft einen abſchläglichen Beſcheid hatin worin die Oberſtaats 
anwaltſchaft es ebenfalls abgelehnt hat, den Feugen Herrn von Normann 
zu vernehmen und angiebt, „daß auch die in die Wiſſenſchaft des Herrn von 
Normann geſtellten Thatſachen, mit Kückſicht auf das Sachverhältniß, 2 
heblich erſhemen”. Wenn dieſes noch nicht erheblich erſcheint, da err 
von Normann bekunden und beſchwören will, auch ſchon eine eds : 
Verſicherung abgegeben hat, „daß er das Schriftſtück nicht nur geſehen und 
geleſen hat, ſondern daß er auch das Schriftſtück beim Dr. Kaliſch a eſchrieben 1 
hat und ſehr wohl ſich noch 7 ph kann, daß ſich Bleichroder in dem 
de verpflichtet hat, der Croner monatlich 90 Mark zu geben“. 5 N 8 
ieſes Alles will auch die frühere Kaelber, jetzige Fran Malermei 
Wittnebel, bekunden und beſchwören (die p. Wittnebel hat ebenfalls 
eidesſtattliche Verſicherung abgegeben). Außerdem noch, daß ſie das Schrif . 
ſtück einige Tage vor dem Tode des Dr. Kaliſh in ein Couvert gepackt und 1 
der Dr. Haliſch das Schriftſtück fortgeſchickt hat; die Kaelber, oder jetzige 
Wittnebel, weiß auch, wer das Schriftſtück erhalten hat, will dieſes aber 


Die Staatsanwaltſchaft wie die Oberſtaatsanwaltſchaft können doch nicht 3 
nach Willkür handeln und die Einſchreitung eines ſtattgefundenen Verbrechens 
annehmen oder ablehnen, wo doch der Meineid klar zu beweiſen iſt, ſo ern. 
ſind doch dazu da, die Verbrechen zu ermitteln. Sie können mich arme Fra 
doch nicht unterdrücken weil es den reichen Herrn von Bleichröder 

und ſtrafbarer Mißbrauch der Amtsgewalt vorliegt. Dieſes wäre doch 
Gerechtigkeit im preußiſchen Staate, und deshalb wende ich Lan 7 
vertrauensvoll an Ew. Excellenz, mir armen Frau Gerech 08 | 
zu laſſen und anordnen zu wollen, daß die Angelegenheit der Staats 
anwaltſchaft genau unterſucht und beſchleunjgt wird, daß meine — e1 
Feugen vernommen werden. ; 


OS . A 3 7. . 3, Mai {ried Sem ban 10 a 2 
| ausfdheliche Beſchwerden an die Oberſtaats anwaltſchaft und außer- 
dem folgenden Brief an den Juſtizminiſter : 


: Euer Excellenz zeige ich hiermit ergebenſt an, daß ih am 27. v. ms. 
in der Jüdenſtraße, Portal 2, Simmer 71, einen Civilprozeſ zwiſchen einer 
ewiſſen Frau roner und dem Geheimrath von Bleichröder mit angehört 
| Fabe. In dieſem Prozeß wurde der p. Bleichröder vom Rechtsanwalt Sello, 
und ein gewiſſer Pollin, der für die Croner in dieſem Prozeſſe eingetreten 
war, vom Rechtsanwalt Dienstag vertreten. Der p. Sello hat in mo 
Prozeſſe Thatſachen behauptet, die nicht der Wahrheit gemäß find, ſo z. B. 
gab er an: „die Frau Croner ſei mit einem Male ſpurlos verſchwunden 
geweſen;“ ferner: „die Croner habe von Bleichröder nur Armen⸗Unterſtützungen 
in Höhe von 600 Mark erhalten, auch habe der p. Bleichröder der Frau 
Croner nichts Schriftliches übergeben!“ — Dieſes Letztere in Betreff der 
600 Mark Armen Unterſtützung und daß Bleichröder der Croner nichts 
Schriftliches übergeben hat, ſoll auch Bleichröder nach Ausſage der Croner 
beſchworen und ſich dadurch des Meineides ſchuldig gemacht haben, weshalb 
auch ſchon am 5. Februar d. J. Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft beim 
Landgericht I eingereicht iſt. Die Croner iſt nicht ſpurlos verſchwunden ge⸗ 
weſen, ſondern durch die hieſige Kriminalpolizei im Auftrage von Bleichröder 
* Kopenhagen transportirt worden, und Bleichröder hat für den Beamten, 
ſowie für die Croner, ſämmtliche Reiſekoſten bezahlt. Wie kommt das 
Präſidium dazu, eine Fran wegen einer Privat-Angelegenheit außer Landes 
u transportiren und auszuweiſen. Dies iſt doch ein ſtrafbarer Mißbrauch 
er Amtsgewalt nach 8 339 bis 341 des Strafgeſetzbuches. Dieſes iſt eben⸗ 
falls am 5. Februar d. J. in der Anzeige an die Staatsanwaltſchaft an- 
egeben. Auch iſt durch Feugen zu beweiſen, daß die Croner bedeutend 
obere Summen wie 600 Mark von Bleichröder erhalten hat, und daß dies 
keine Armen⸗Unterſtützungen waren, ſondern Bleichröder ſoll die Croner durch 
ſein vieles Geld zur Vollziehung des Beiſchlafes verleitet und zum Ehebruch 
veranlaßt haben. Ebenſo auch, daß etwas Schriftliches, ein ſogenanntes 
Dokument, zwiſchen der Croner und Bleichröder exiſtirt hat, worüber ich auch 
ſchon zwei eidesſtattliche Verſicherungen in Händen habe. Der p. Pollin 
wollte gegen die Behauptungen des p. Sello in dem Termine etwas ein⸗ 
wenden, wurde aber vom Yorſttzenden zur Ruhe verwieſen und bedroht, im 
Falle der Nichtbefolgung aus dem Sitzungsſaale herausgebracht zu werden. 
Der Rechtsanwalt Dienstag beantragte Hengen- Vernehmungen. Hierauf 
wurde aber nicht reflektirt, und der Pollin wurde für die Croner mit dem 
Prozeß abgewieſen und zu den Koſten verurtheilt, trotzdem die Croner in ihrem 
"417 cos 3 Rechte iſt. Auch hat die Croner in der Anzeige vom 5. Februar 
d. J. an die Staatsanwaltſchaft angegeben, daß der Polizei- Lieutenant Hoppe 
Gewaltthätigkeiten gegen ſie ausgeübt hat und widerrechtlich in ihre Wohnung 
eingedrungen iſt. Ge habe dann der Croner ſämmtliche von Bleichröder 
innegehabten Schriftſtücke ohne Einwilligung der Croner fortgenommen. 
Auch ſei die Croner acht bis zehn Tage lang in's Gefängniß in der Barnim⸗ 
ſtraße eingeſteckt und ihrer Freiheit beraubt geweſen, ohne einem Richter 
vorgeführt und vernommen zu ſein. Auch gab die Croner in Jeugengegen⸗ 
wart an, „daß ſich der r e von Madai in dieſe 9 
Privat- Angelegenheit gemiſcht und den Unterhändler zwiſchen der Croner 
und Bleichröder geſpielt hat,“ der doch ſonſt ſo ſtrenge gegen ſeine Unter⸗ 
beamten iſt, wenn dieſe ſich in Privat⸗ n miſchen, wozu ſie 
kein Recht haben. Dieſe Anzeige vom 5. Februar d. J. hat die Staats- 
anwaltſchaft am 12. März d. J. unter No. J Ib 188/1883 abgewieſen, weil 
die Croner nicht glaubwürdig erſcheint und für erhebliche Thatſachen Zeugen 
nicht benannt hat. Darauf iſt eine Beſchwerdeſchrift am 21. März d. J. 
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| Wer Seer nat, an die Yberſtaa 
— angegeben und hervor 3 die f 
K ernehmung in Moabit 2 . en a en * 
nicht angenommen wurden, auch wäre ſie jedes Mal Pei einem Candeven Þ 
vernommen. Dieſe Herren ſeien bei ihrer Vernehmung ſehr an. ge 
und hätten fie mit den Worten einſchüchtern wollen: wie fie ſich x | 
könnte, ſo hochgeſtellte Perſonen ſolcher Verbrechen und Vergehen zu beſch 
und wären abgeneigt geweſen, gegen Bleichröder und ö ſen vorzus 
und wollten ſie als arme Frau unterdrücken und ihr Recht nicht n 
laſſen. Dieſe Herren haben doch nur die Sache zu unterſuchen, un un 1 
ihnen egal ſein, gegen wen die Anzeige gerichtet iſt, denn wir find d öh 
alle dem Geſetze unterworfen und vor dem Geſetze gleich, und für ſeden 
Menſ . ob hochgeſtellt oder reich, iſt das Geſetz und die Staatsanwe 


ſchaft | 3 
Auf dieſe Beſchwerdeſchrift hat dann die Oberſtaatsanwaltſchaft im. 
6. April d. J. unter II B 2298 ebenfalls einen abſchläglichen Beſcheid ertheilt - 
und erklärt, eine weitere Beweisaufnahme bezüglich der gegen von 

roder erhobenen Beſchuldigung lehne ſie ab. Wie die Oberſtaatsanwaltſch 
eine weitere Beweisaufnahme der erhobenen Beſchuldigungen ablehnen an 
iſt mir unerklärlich, da bei einem Vergehen und Verbrechen die Be au 
nahme nicht eher abgelehnt werden kann und fortgeſetzt werden muß, ſo lan 
noch Beweiſe herbeizuſchaffen ſind, und bis das Vergehen oder D 
vollſtändig aufgeklärt iſt. Die Staatsanwaltſchaft kann doch nicht nach Win 
kür handeln und nach Gutdünken eine Sache annehmen und unterſuchen, 


ohne daß die Heugen darüber vernommen werden, was bis jetzt aber noch "Su 


nicht geſchehen, ſondern immer abgelehnt iſt, und kann auch nicht 


beurtheilen, ob die zu bekundenden Thatſachen der Heugen CRY h oder 35 | 


unerheblich ſind. Die Vernehmung der Zeugen iſt doch ſehr nothwend 
zwar ſo raſh wie möglich, um jede Verdunkelung zu vermeiden; denn Bleich 
röder ſoll ſich ja ſelbſt damit rühmen, ihm geſchähe Nichts, er könne Alles 
mit ſeinem Gelde gut machen. i 
Dann hat ſich die Croner am 15. April d. J. nochmals an die Ober- 3 
ſtaatsanwaltſhaft gewandt und dieſelbe nochmals erſucht, die Sache gegen 
Bleichröder ſo raſch wie möglich einzuleiten und die Feugen zu vernehmen, 
iſt dann aber am 16. April d. J. unter No. II B 2536 nochmals abſch: 5 
beſchieden. Die Croner hat ſich am 7. Mai d. J. wiederum an die Ober 
ſtaatsanwaltſchaft gewendet und die Abſchrift zweier 5 Ver- 
doc bag mit eingeſandt. Ein ſolches Verfahren kenne ich nicht. Es 1ſt 
haarſträubend, daß eine Frau auf eine ſolche Art und Weiſe abgewieſen 
„obwohl fie in ihrem Rechte iſt und zwei eidesſtattliche Verſicherungen 
in Händen hat, wodurch der Meineid bewieſen wird. Hierin beſteht doch 
nicht die Gerechtigkeit im preußiſchen Staate, die uns unſer Allerg 
Kaiſer und König angedeihen laſſen will. Ich erſuche Ew. Excellenz dring 
ſich der armen Frau anzunehmen und ihr Gerechtigkeit widerfahren zu laſſe1 
und anzuordnen, daß die Sache genau, ohne Anſehen der Perſon, unterſucht 


und beſtraft wird, und daß alle angegebenen Zeugen darüber vernommnm 


werden, denn dieſes fällt doch Alles in das Reſſort Ew. Excellenz, und Ew. 
Excellenz haben doch als Juſtizminiſter die Pflicht übernommen, das Recht 
2 wahren und Jedem Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen. Don den 

eſultate bitte ich mir Beſcheid zu ertheilen. _ 


Hierauf erhielt Herr von Schwerin dieſen Brief: 


8 Berlin, den 17. Mai 1885. 25 

Ihre an Se. Excellenz den Herrn Juſtizminiſter gerichtete Eingabe vom | 
8. Mai 1885, in der Anzrigeſathe wider von Bleichroder, iſt an mich * 
Prüfung und weiteren Veranlaſſung abgegeben. : 


r ich Jhuen, doh it, da die Eingabe ks We D 
neuen Thatſa oder Beweismittel enthält, keine — mi EE 8 5 
0 ung vom 6. April d. J. abzuändern. 23 
Auch der Inhalt Ihrer an mich gerichteten Vorſtellung vom 8. Mai 
EY ror en den gedachten Beſcheid, bietet aus den oben erwähnten Gründen 
aß 


hierzu. 
. 85 | ugleich bemerke ich, daß die Ihnen angeblich von der Wittwe Croner 
. AT 4 mündliche Vollmacht, da ſie kein _ ehöriger derſelben ſind, als 
ausreichende Legitimation, die p. Croner im Strafverfahren zu vertreten, 
nicht zu erachten iſt, und weitere Anträge Ihrerſeits in dieſer Angelegenheit 
daher nicht berückſichtigt werden können. 


Der Oberſtaatsanwalt 
In deſſen Vertretung 
gez. Lademann. 


Mit dieſer Abweiſung war aber Herr von Schwerin erſt recht 
nicht einverſtanden, führte deshalb direkt beim Juſtizminiſter Be⸗ 
ſchwerde über die Oberſtaats anwaltſchaft, aber dies hatte nur den 
Erfolg, daß der Herr Miniſter den bezüglichen Brief der Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft zufertigte, dieſe natürlich entſchied in eigener 
Sache, wie man es billigerweiſe erwarten kann. Schwerin ſchrieb 
dam noch in den nächſten drei Monaten nahezu ein Dutzend 
Beſchwerdebriefe an den Juſtizminiſter und die Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaft, erhielt aber keinerlei Beſcheid vom Juſtizminiſter, vom 
Oberſtaatsanwalt aber regelmäßig ablehnenden. Da ſich die 
Miniſterbriefe trotz größten Reſpektes und ruhigſter Sachlichkeit 
durch eine gewiſſe Urwüchſigkeit auszeichnen, ſo ſei es geſtattet, 
daraus einige Proben zu geben. Schwerin ſchrieb an Se. Excellenz 
Herrn Dr. Friedberg in den verſchiedenen Briefen zwiſchen Mitte 
Mai und Mitte September 1883 Folgendes: „Daß der Croner 
in jeder Beziehung das größte Unrecht geſchehen iſt, kann man ſchon 
aus den Akten erſehen; dies würde ein Blinder mit dem Urückſtock 
herausfühlen, was doch Ew. Excellenz als Juſtizminiſter beim erſten 
Blick herausfinden müßte.“ „Ew. Excellenz haben die Croner 
gefragt, wie ſie zu mir gekommen ſei, und ſich die Aeußerung 
erlaubt, ich hätte doch wohl genug mit mir allein zu thun. 
Darauf muß ich Ew. Excellenz ſagen, daß ich weder Ew. Excellenz 
noch ſonſt Jemand um etwas Anderes gebeten habe, als um 
Gerechtigkeit, die ich aber bis jetzt noch nicht erlangt habe, daß 
ich aber im Uebrigen mit mir ebenſo viel zu thun habe, wie 
Ew. Ercellenz mit ſich zu thun hat.“ „Sehr muß ich mich 
wundern, daß Ew. Ercellenz meine Anzeige der Oberſtaats- 


| Aale zur prüfung und weiteren Ver ranlaſſung a e 
haben, da ja meine Anzeige gerade gegen die Staats- 5 D 
ſtaats anwaltſchaft gerichtet war. Ich glaubte, Ew. Excel lle 

würde ſelbſt Einſicht von den Akten nehmen und ſich ſelbſt d vi 
überzeugen, was für ein großes Unrecht der Croner, obgleich fi 
im vollen Rechte iſt, von allen Seiten zugefügt wird, und das 

N dothige veranlaſſen, yo der armen 3 Gerechtigkeit wider 


Ew. ng wenden brauchen as hätte die Sache ſelbſt gleich 
weiter verfolgt.“ „Wie kann die Oberſtaatsanwaltſchaft ohne 
Vernehmung der Seugen ſchon vorher darüber urtheilen, 
daß die Wiſſenſchaft der Zeugen nicht ausreichend wäre, die 
Eidespflicht des Beſchuldigten wahrſcheinlich zu machen, auch die 
Wiſſenſchaft des Herrn von Normann mit Kückſicht auf den 
Sachverhalt nicht erheblich erſcheine ! ?“ — „Von der Oberſtaats- — 
anwaltſchaft will ich gar keinen Beſcheid, tonberk von Ew. Ex- 
cellenz, glaube auch wohl berechtigt zu ſein, Aufklärung über die wi 
inredeſtehenden Punkte (Ablehnung weiterer Beweis aufnahmen, 
Einſchüchterung der Croner bei der Vernehmung vor dem Unter⸗ 5 
ſuchungsrichter und bei der Audienz im Miniſterium, Nichtver- z 
nehmung der vorgeſchlagenen Zeugen 2c.) verlangen zu können. 
Ueber deren Beſcheid führe ich ja gerade bei Ew. Excellenz Be- 
ſchwerde, weil ich dieſelben für ungeſetzlich halte, und Ew. Excellenz 
dieſes als Juſtizminiſter nicht mit Stillſchweigen übergehen dürfen 
und können, da ja ſonſt die ganze Gerechtigkeit untergraben würde, 
Ew. Excellenz aber Jedem Gerechtigkeit widerfahren laſſen 1 E : ” 
„Jede Behörde iſt verpflichtet, Beſcheid zu ertheilen.“ — 
"Ew. Ercellenz haben die Croner zu Sich kommen laſſen wk 
mit derſelben privatim verhandelt, um fie zu beſtimmen, von 
weiteren Verfolgungen Abſtand zu nehmen, damit die Familie 
nicht unglücklich gemacht werde, auch weil die Zeugen vor Gericht 
ganz anders ausſagen! Dies Letztere muß doch erſt abgewartet 
werden! Der Croner muß Gerechtigkeit widerfahren. Um Ges 
rechtigkeit hat kein Preuße zu bitten. Gerechtigkeit muß jedem 8 
Preußen gewährt werden. Dieſes hat ſchon Friedrich der Große : 
geſagt und dieſes will auch unſer Allergnädigſter Kaiſer 
Hönig.“ 


 Endlich liefen folgende Schreiben bei Herrn von Schwerin ein: _ 


: 5 . Berlin, den 15. September 1885. 
Auf Ihre an Se. Excellenz den Herrn Juſtizminiſter gerichtete und 
von Sr. Excellenz an mich zur Prüfung und weiteren Veranlaſſung abgegebene 

Eeingabe vom 9. Auguſt d. J. eröffne ich Ihnen, daß ich die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft beim Landgericht I, hierſelbſt, veranlaßt habe, die gerichtliche Ver- 

nehmung des Kanzleirath von Normann, nach Maßgabe der von Ihnen ab- 

8 eingereichten und eidesſtattlichen Verſicherung deſſelben vom 31. Juli 
. J., herbeizuführen. 
RG Ueber die ſpäter zu treffende Entſchließung werden Sie weiteren Beſcheid 
erhalten. 


tis. Der Oberſtaatsanwalt 


gez. von Luck. 


Der Oberſtaatsanwalt 
des Kgl. Kammergerichts. 


Auf Ihre hier am 20. September eingegangene, vom 19. September 
datirte Eingabe in der Ermittelungsſache wider von Bleichröder wird Ihnen 
hiermit eröffnet, daß weitere Erhebungen veranlaßt ſind. 

Der Oberſtaatsawalt 
In Vertretung 
gez. Cade mann. 


Berlin, den 29. September 1885. 


Staatsanwaltſchaft 
beim Kal. Landgericht. 
In der Unterſuchungsſache gegen von Bleichröder benachrichtige ich Sie 
auf das Geſuch vom 25. d. M., daß Ermittelungen veranlaßt ſind. 


Berlin, den 29. September 1885. 


Dieſe Erhebungen, Ermittelungen und Vernehmungen zogen 
ſich wieder längere Zeit hin, wurden noch durch mehrere Ein⸗ 
gaben Schwerins unterſtützt, ergänzt und angefeuert, bis ſie folgende 
Briefe zeitigten: 


"IR e cht 1. Berlin, den 15. November 1883. 
Auf die Strafanzeige wider den Geheimen Kommerzienrath Baron 
Gerſon von Bleichröder vom 28. Auguſt d. J. gereicht Ihnen zum Beſcheide, 
auch die von Neuem veranlaßten Ermittelungen zu einem die Erhebung N 
einer Anklage wegen Meineides begründenden Ergebniſſe nicht geführt haben 
und deshalb die Einſtellung des Verfahrens von mir verfügt iſt. 2 
Der Beſchuldigte hat am 29. November 1881 in Ihrer Prozeßſache 
wider ihn folgenden ihm auferlegten Eid geleiſtet: | 
| „Ich, p. p., ſchwöre, die Thatſache iſt nicht wahr, daß ich eine 
„Urkunde des Inhalts, daß ich der Klägerin für Geheim- 
„haltung ihres behaupteten Verhältniſſes zu mir vor 
„meiner Ehefrau lebenslänglich in monatlichen Raten von 30 
„Thaler und an jedem der vier jüdiſchen Hanptfeiertage 25 Thaler, 
„ſowie eine Abfindung für ihre Kinder zu zahlen verſprochen habe, 
„unterzeichnet habe.“ 


| Dieſen Eid, ſowie ferner den in 1 g ed. e am 30. Df 
1880 in Beziehung auf jene Urkunde geleiſteten dif onseid“) ſoll v. von? 
röder wiſſentlich falſch geſchworen haben. 
Derſelbe hat zwar anerkannt, Ihnen Jahre lang Un 
ſehr erheblichen Geldbeträgen durch Vermittlung ſeines Bevollmäch 
Dr. Kaliſh und nach deſſen Tode durch Andere gewährt zu haben, dagege 
auch jetzt in Abrede geſtellt, jemals eine Urkunde a 
haben, inhalts deren er ſich zu Leiſtungen irgend wel 
verpflichtet habe. Wollte man nun auch dieſe Angabe, mit Rü 
die Hengnißß e der Frau Mohr und Wittnebel, ſowie des Sattlermei 
Borgwald und des Kanzleiraths von Normann als irrige at 55 
hat doch durch deren Ausſagen ſo wenig als durch die übrigen Ermi 3 
genügend aufgeklärt werden können, welchen Inhalt die angeblich von dem 
Beſchuldigten Ihnen ausgeſtellte Verpflichtungsurfunde gehabt hat. > 
Nach Angabe der in dem gedachten Zivilprozeſſe vernommenen Feugin N 
Mohr iſt in die Wohnung des Dr. Kaliſh in Gegenwart eines rn 
der als der Beſchuldigte bezeichnet worden, den die Feugin indeß bei den 
Vorſtellung im Zivilprozeſ nicht hat refognosciren können, von dem Dr. Kaliſ<h - -- 
mit Ihnen über gewiſſe Fahlungen verhandelt worden, welche für den Fall, 8 
daß Sie Ihr Verhältniß zu dem Beſchuldigten vor deſſen Familie 
verſchweigen würden, Ihnen zu gewähren ſeien; es ſoll darauf ein dritten 
Mann ein Schriftſtück aufgeſetzt haben, inhalts deſſen der Beſchuldigte für 
dieſen Fall monatliche Zahlnngen von 30 Thaler und weitere Beträge an 
jüdiſchen Feiertagen an Sie, ſowie eine Ausſtattung an Ihre Kinder zun 
leiſten habe und dies Schriftſtück in der Feugin Gegenwart von dem Bes 1 
ſchuldigten und dem Dr. Kaliſ< unterſchrieben ſeien. 5 
Dagegen hat der Kanzleirath von Normann bekundet, daß er im 

Jahre 1869 von dem Dr. Kaliſch, von welchem er vielfach mit ace, 
Arbeiten beſchäftigt worden, ein Schriftſtück mit dem Auftrage es abzuſchreiben 
ausgehändigt erhalten habe, welches bereits mit dem Namen des Bese uldigten 
unterzeichnet geweſen und das Verſprechen deſſelben an Sie enthalten habe, 

eine Kapitalszahlung, deren Betrag er nicht mehr wiſſe und monatlich 

30 Thaler für den Fall zu zahlen, daß Sie Berlin ſofort verließen 

und darüber eine polizeiliche Beſcheinigung beibrächten. Dieſen Inhalt des 
Schriftſtückes kann der Feuge als genau verbürgen, wenngleich er die Möglich⸗ e 
keit zugiebt, daß das Schriftſtück noch das Verſprechen anderer Leiſtungen an . 
Sie enthalten habe, glaubt aber nicht, daß noch außerdem neben der ſofortigen 
Abreiſe Ihnen Geheimhaltung ſeiner Beziehungen zu Ihnen auf 
erlegt ſei, obwohl er die Möglichkeit auch dieſer Bedingung nicht beſtreiten 

will. Nach Anfertigung der Abſchrift, die ſich jedoch nicht auf die Unter ⸗ 
ſchrift erſtreckte, hat der Zenge die Abſchrift mit der Urſchrift ins Neben ⸗ 
zimmer getragen, in welchem er Sie, die Hengin Mohr, den Dr. Kaliſch und 
einen Herrn getroffen, von dem er als zweifellos angenommen, daß er 

der Beſchuldigte geweſen und hat noch wahrgenommen, daß beide 
Herren die Schriftſtücke durchlaſen, an einen Tiſch herantraten und je eine 
Feder ergriffen, er vermuthet, daß eine Unterzeichnung att. 
gefunden, hat aber zuvor das Fimmer verlaſſen. 


Dies ſind die einzigen Feugen, welche über die Wann 


welcher der Beſchuldigte das Fahlungsverſprechen gegeben hat, Auskunft zu 


) Dieſer lautete: „Ich, Gerſon. von Bleichröder, ſwore zu Gott dem Allwiſſenden und Kllweiſen, 
daß ich nach ſorgfältigſter Nachforſchung die Ueberzeugung erlangt habe, daß —— e, — — 
1369 angeblich unterzeichnete Urkunde, in welcher ich der — erin für 
haupteten Verhältniſſes zu mir vor meiner Ehefrau <p lich in 2 
e eine A 


mir Gott alt c. IX. 
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he: — im Stande find, der Sattlermeiſter Borgwald, welcher die angeblich 


ien ausgehändigte Abſchrift des Fahlungsverſprechens flüchtig geleſen hat, 


85 . entſinnt ſich zwar der von der Zeugin Mohr bekundeten Verpflichtungen des 


Beſchuldigten, weiß aber nicht, ob ein Grund des Fahlungsverſprechens darin 
angegeben war und die Frau Wittnebel, welche bis zum Tode des Dr. HKaliſch 
einige Jahre lang deſſen Wirthſchafterin geweſen war, hat allerdings im 
deſſelben ein Schriftſtück geſehen, welches deſſen und des Be⸗ 
chuldigten Unterſchrift trug und worin, wie ſie flüchtig las, ein 
ahlungsverſprechen an Sie, in Höhe von monatlich 30 Thaler 
und über einen an jedem Feiertage zu gewährenden Geldbetrag 
enthalten war, weiß aber über den weiteren Inhalt des Schriftſtückes 
namentlich wofür das Fahlungsverſprechen gegeben war, keine Auskunft zu 
geben. Aber gerade die Bedingung, unter welcher der Beſchuldigte die Ver⸗ 
ichtung eingegangen war, iſt für die Beurtheilung der Frage, ob der von 
ihm geleiſtete Eid objektiv ein falſcher iſt, von entſcheidender Bedeutung. 
Denn dieſer Eid iſt nicht dahin zu verſtehen, daß der Beſchuldigte 
ſich überhaupt nicht zu Geldzahlungen an ſeine Prozeßgegnerin 
verpflichtet habe, ſondern dahin, daß dies nicht für Geheimhaltung 
der beiderſeitigen Beziehungen vor ſeiner Ehefrau geſchloſſen ſei. 
Eine rechtliche Derpflichtung aber, vor Leiſtung des Eides die etwa ſtipulirte 
anderweite Gegenleiſtung anzugeben mit der Wirkung, daß im Unterlaſſungs⸗ 
falle der geleiſtete Eid ein falſcher ſei, kann nicht anerkannt werden. 

Daß nun das ZFahlunaverſprehen unter der in der Eidesnorm ent⸗ 
haltenen Bedingung urkundlich erfolgt iſt, hat nur die Feugin Mohr bekundet, 
deren Glaubwürdigkeit unterliegt jedoch den ſehr erheblichen Bedenken, welchen 
chon der Zivilrichter in dem vorgedachten Prozeſſe Ausdruck gegeben hat, 
in ſeinen Ihnen mitgetheilten Erkenntniſſen, auf welche ich Sie in dieſer 
Beziehung verweiſe. Auf deren SZeugniß allein kann alſo eine Anklage 
wegen Meineides um ſo weniger gegründet werden, als es der Ausſage des 
bedenkfreien Feugen von Normann hinſichtlich der bedungenen Gegenleiſtung 
widerſpricht, eine Ausſage, welche noch durch anderweite Erwägungen nicht 
unweſentlich geſtützt wird. Schon der Sivilrichter hatte es als höchſt un⸗ 
wahrſcheinlich bezeichnet, das der Beſchuldigte, einer der hervorragendſten 
Geſchäftsmänner der Gegenwart, ſo thöricht hätte ſein können, ſeine angeblichen 
Beziehungen zu Ihnen, deren Geheimhaltung ſein beſonderer Wunſch ſein 
ſollte, urkundlich zu machen und Ihnen ein Exemplar dieſer Urkunde mit⸗ 
utheilen. Weit eher konnte vielmehr unter den gedachten Vorausſetzungen 

hre Entfernung in ein fremdes Land ſeinen Wünſchen entſprechen, und es 
iſt auffällig, daß Sie ſpäter, wie Sie ſelbſt angeben, auf deſſen Veranlaſſung 
in Begleitung von Polizeibeamten nach Kopenhagen gereiſt ſind. 

Muß ſchon aus dieſen Gründen Ihr Antrag auf Strafverfügung wegen 
des dem Beſchuldigten im Erkenntniß auferlegten (Editions⸗) Eides zurück⸗ 
ewieſen werden, ſo erübrigt nur noch die Ausführung, daß trotz der Aus⸗ 

gen der unverdächtigen Heugen von Normann und Wittnebel die Angabe 
des Beſchuldigten nicht unwahrſcheinlich iſt, daß er ſich Ihnen gegenüber 
niemals urkundlich verpflichtet habe. Er hat nämlich als möglich zugegeben, 
daß er, wie häufig mündlich, ſo auch ſchriftlich dem Dr. Kaliſch den 
Auftrag gegeben habe, Ihnen unter gewiſſen Bedingungen wie 
bisher monatlich 30 Thaler u. ſ. w. auch ferner zu zahlen. Dieſe 
1 einer urkundlichen Willensmeinung des Beſchuldigten konnte nach Ver⸗ 
auf von 12 Jahren und darüber bei dem vorgenannten Zeugen leicht in 
1 = rainy gerathen. Bei dieſer Annahme würde ſich auch zwanglos ſowohl 
die Mitunterſchrift des Beauftragten, als die Mittheilung einer 
Abſchrift an Sie erklären laſſen, denn der Beſitz eines ſolchen Schrift 
ſtückes, das den reich begüterten Beſchuldigten als Ihren Unterſtützer nach⸗ 
wies, wäre wohl geeignet, Ihnen zumal im fremden Lande Kredit 
zu verſchaffen, daß aber die Exiſtenz einer ſolchen Urkunde den 


. Beſchuldi ten geleiſteten Eid nicht zu einem bei ge- 
ſchworenen gen kann, bart keiner weiteren he py 


Hiermit fällt auch die Beſchuldigung des falſch geſchworenen 
eides. Uebri hat der Geheime Kommerzienrath 9 


Schwager des p. p. Bleichröder), welchem Dr. Na vor 
2 Tode nach dem Jeugniß der Frau Wittneb die von be. ö 
eſchriebene Urkunde zur Aushändigung an den Beſchuldi 
egeben haben foll, in Abrede geſtellt, etwas davon zu wi 

daß event. auch jeder Beweis darüber, daß der Editionseid falſch g 
iſt, fehlen würde. | 


Dieſe nach vielen Richtungen ganz wunderbaren Entſcheidungen 
des erſten Staatsanwalts veranlaßten die Einreichung einer ſehr 
ausführlich motivirten Beſchwerde bei der Oberſtaatsanwaltſchaft, 
und hierauf lief folgende Antwort ein: 


bei . L Berlin, den 16. November 1883. 
An Herrn von Schwerin! | . 


Auf die an den Herrn Oberſtaatsanwalt gerichtete und mir 
mäßigen 8 rae Eingabe vom 8. d. Mts. gereicht It 


Ob und in welchen —— derſelbe zu der Frau Croner geſtande 1 


iſt für die Frage, ob er den ihm im Prozeſſe der Croner wider ihn L Fu 
Eid falſh geſchworen hat, ebenſo unerheblich, wie die Thatſache, ob und ** 
welchen Geldleiſtungen an die Croner er ſich urkundlich verpfli ä 
Weſentlich iſt allein der Nachweis, daß er auch unter der in der Ei „ 
enthaltenen Bedingung ſich urkundlich verpflichtet hat, und dieſer ge 

iſt in keiner Weiſe geführt, vielmehr jene Thatſache nach dem Seugniſſe eds” 
Kanzleiraths von Normann als widerlegt zu erachten.“ 


Der Erſte Staatsanwalt 

gez. Angern. 

Der Oberſtaats anwalt | ; 
beim Kal. Kammergericht. Berlin 
Ihre in der Anzeigeſache wider den Geheimen Kommerzienrath von 


, den 30. November 1888. 


Bleichröder am 29. November d. J. hier eingegangene Beſchwerde über de. 1 


ana der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts I, hierſelbſt, vom 15. Novem- 
ber d. J., wird als unbegründet zurückgewieſen. Die Erwägungen der an⸗ » 
efochtenen Entſchließung ſind zutreffend. Hieran wird durch den Umſtand, 
1 ß der Kanzleirath von Normann ſich jetzt genau erinnern will, daß in down. 
in Frage ſtehenden Dokumente ein Paſſus enthalten geweſen ſei, wel | 

die Geheimhaltung Ihres Verhältniſſes zu dem Beſchuldigten 

emacht hätte, nichts geändert. Die von der Staatsanwal aft 

der Feugin Wittnebel gemachte Bemerkung, daß dieſelbe nicht KN. 


K e. ange et 1 1 c _— 


ware, hat nur die Bedeutung, daß die 
eigener Wiſſenſchaft keine Mittheilung machen können. Die dies 


eugen in dieſer 


von der Zeugin bei ihrer 1 Vernehmung vom 8. Oktober d. „ : 


00-2" 4 und mit der jetzt abſchriftlich überreichten eidesſtattlichen in 
erſelben vom 20. November d. J. übereinſtimmenden Angaben, he 
- im Weſentlihen auf der der Feugin von dem Dr. Kante aber EO 


t des Schriftſtücks gemachten Mittheilung. Zu SE nochmali 
llligen Vernehmung der bereits als Zeugen vernommenen Perſonen 
1 der Grund umſoweniger vor, als die Authenticität der in A 
AY. — angeblich eidesſtattlichen Erklärung nicht feſtſteht. 


Selbſtverſtändlich konnte dieſe Beſcheidung Herrn von Schwerin 
erſt recht nicht genügen, deshalb ſchrieb er unter dem 18. Dez. 83 
folgenden Brief an den Juſtizminiſter: 


„Ew. Excellenz zeige ich hiermit beſchwerdeführend über die 
Staats- und Oberſtaatsanwaltſhaft Folgendes an. Die Croner 
ſowie ich haben von der Staats- ſo auch von der Oberſtaats- 
anwaltſchaft in Betreff des Bleichröder ſchen Meineides, obgleich 
derſelbe klar liegt und durch die eidesſtattlichen Verſicherungen 
bewieſen iſt, doch abſchlägliche Beſcheide erhalten. Wenn bei 
einem Andern halb ſoviele Beweiſe vorhanden wären, ſo wäre 
längſt gegen ihn eingeſchritten und ſäße derſelbe ſchon längſt hinter 
Schloß und Riegel. Dieſes habe ich aber vorausgeſehen und er⸗ 
wartet, da ja ſchon von vornherein die Unterſuchungsrichter, wie 
mir die Croner mitgetheilt hat, gegen die Croner und für Bleich⸗ 
x6der eingenommen waren und Verſuche gemacht haben, die Croner 
einzuſchüchtern. Wenn der Vertreter der Oberſtaatsanwaltſchaft, 
Herr Cademann, jetzt darauf eingegangen wäre, die Unterſuchung 
contra Bleichröder anzuordnen, ſo würde er ſich ja ſelbſt mit 
ſeinem eigenen Beſcheide ins Geſicht ſchlagen, indem er ſagt: „eine 
weitere Beweisaufnahme bezüglich der gegen von Bleichröder er- 
hobenen Beſchuldigungen lehne ich ab.“ Auch iſt es ganz un⸗ 
richtig, wie es weiter in dem Beſcheide heißt, die im Sivilprozeß 
bereits vernommenen Zeugen Borgwardt, Hirſh und Mohr haben 
das Gegentheil der vom Beſchuldigten eidlich in Abrede geſtellten 
Thatſachen nicht zu bekunden vermocht. Ferner, wie konnte Herr 
Cademann ſchon im Voraus wiſſen, daß von Bleichröder kein 
Meineid begangen iſt, ohne die angegebenen Zeugen zu vernehmen 
bezw. die Vernehmung derſelben zu verweigern, und drittens, wo⸗ 
mit will Herr Cademann meinen Irrthum in Betreff des Bleich⸗ 
roͤder ſchen Meineides begründen. Dieſe Fragen habe ich Ew. 
Excellenz ſchon mehrere Male vorgelegt, aber immer noch keinen 
Beſcheid darauf erhalten, weil hier auch ganz ungeſetzlich verfahren 
iſt. Auch haben Ew. Excellenz, wie mir von der Croner in 
Seugengegenwart mitgetheilt worden iſt, die Croner zu Sich kommen 


Bleichr * Abſtand e 3 Auch h 
wartet und geglaubt, daß der caſe Staatsanwalt, 


. iteilen würde. In dem Beſcheide vom 8. Noventes 1 hei 15 t e 
v5 Der p. von Normann giebt die Möglichkeit zu, daß wh = : 
5 {tack noch das Verſprechen anderer Leiſtungen an Sie e 
habe, glaubt aber nicht, daß noch außerdem neben der ſofe 
Abreiſe Ihnen die Geheimhaltung ſeiner Beziehungen zu 
auferlegt ſei, obwohl er die Möglichkeit auch dieſer 
nicht beſtreiten will.“ Der p. von Normann hat mir in Zeuge 
gegenwart erklärt, daß dies doch offenbare Widerſprüche ſind un 18 
der Unterſuchungsrichter ſich doch nicht mit Widerſprüchen be⸗ 
gnügen würde! Er habe nichts von „glaubt aber nicht“ geſagt, 
ſondern dies ſei aus der Luft gegriffen, und war ganz 2 2 . 
wie A etwas in dem Beſcheide geſagt werden konnte. „ es 


eingeſchickt iſt. Ferner heißt es in dem Beſcheide vom 15. Nowke's 5 vo 
Wittnebel weiß über den weiteren Inhalt des Schriftſtückes, ee, 


zu geben.“ Dieſes erklärt die Wittnebel für unrichtig und 5 
I  hauptet zu Protokoll gegeben zu haben, daß der Dr. Maliſch it 


hauptſachlich dafür Unſpriiche habe, daß das Verhältniß 2 n 
der Croner und Bleichroͤder vor deſſen- Ehefrau geheim gehalten 
werde. Hierüber iſt auch eine eides ſtattliche Verſicherung der Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft zugeſchickt. Der Ehemann Wittnebel war gang | 
entriiſtet, wie der Erſte Staatsanwalt in ſeineni Beſcheide ſo was 
ſchreiben konnte, und hat ſich deshalb mit der Bitte an denſelbex 
gewandt, ihm doch die Abſchrift der Seugenausſage ſeiner 5 ES 


Og "x l tem aber ch ; nicht gethan 9 würde. Dieſes 
wird aber Alles nichts helfen, denn daß Bleich. öder den Meineid | 

begangen, ſteht feſt, und die eidliche Zeugenausſage der Mohr 
ſteht ja jetzt durch das Seugniß des Herrn von Normann und 
durch die Mitwiſſenſchaft der Wittnebel nicht allein da. Auch 
muß doch die Croner zum Eide gelaſſen werden, obgleich dieſelbe 
zwar bei der Sache ſehr intereſſirt iſt. Der Croner ihr Eid muß 
doch eben ſo viel Gültigkeit haben, wie der Eid des Herrn von 
Bleichröder, da derſelbe doch noch mehr bei der Sache intereſſirt 
iſt wie die Croner. Oder gilt Bleichröders Eid mehr wie der 
Eid der Croner, weil Bleichröder reich und die Croner nur arm 
it? — Dann ſteht in dem Beſcheide vom 15. November v. J., 
die Croner ſei in Begleitung von Polizeibeamten nach Kopenhagen 
gereiſt. Dieſes iſt aber nicht der Fall und iſt ſehr fein ausgedrückt. 
Nein! die Croner iſt auf Befehl der Behörde durch Polizei⸗ 
beamte mit Gewalt nach Kopenhagen trans portirt worden, 
wofür Bleichröder die ganzen Reiſekoſten bezahlt hat. Und zuletzt 
heißt es noch in dieſem Beſcheide: „Der p. Schwabach hat in 
Abrede geſtellt, ein Dokument vor dem Tode des Dr. Kaliſch 
erhalten zu haben.“ Dieſes genügt doch nicht; der p. Schwabach 
kann ja ſagen was er will. Deshalb iſt bei der Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaft beantragt, den Schwabach ſowie die Seugen zu vereidigen 
und den p. Schwabach beſchwören zu laſſen, daß er kein zu⸗ 
gemachtes Houvert mit Schriftſtücken vor dem Tode des Dr. Haliſch 
erhalten hat. Die Wittnebel kann und will beſchwören, daß der 
Dr. Haliſch dem p. Schwabach vor ſeinem Tode ein zugemachtes 
Houvert mit Schriftſtücken übergeben hat, worunter ſich auch das 
Dokument, welches in Sachen der Croner und Bleichröder beſtanden, 
befunden hat, und will dies dem Schwabach auch ins Geſicht 
ſagen. Dies Alles iſt aber von der Oberſtaatsanwaltſchaft ab⸗ 
gewieſen, obgleich durch die eingereichten eidesſtattlichen. Ver⸗ 
ſicherungen vollſtändig der Nachweis geführt iſt, daß Bleichröder 
den Meineid begangen hat. Der p. Bleichröder hat anerkannt, 
der Croner jahrelang nur Unterſtützungen in ſehr hohen Geld⸗ 
beträgen gewährt und keine Gegenleiſtungen dafür erhalten zu haben. 
Dieſes iſt unwahr, denn es ſind Zeugen und Briefe vorhanden, 
die es bekunden konnen, daß Bleichröder lüderliche Unzuchten 


N mit der Croner begangen hat, wb dann ebend 5 e be 


=] ; Es iſt traurig, daß der p. Bleichröder, einer der „ = 5 
. ragendſten Geſchäftsmänner der Gegenwart, der ſo begütert iſt 
18 Z und eine ſo hohe Stellung einnimmt, ſich ſoweit vergeſſen konnte, 


eine Frau durch Spendungen von ſo großen Geldſummen, Ge⸗ 
ſchenken und Verſprehungen zu verblenden und dadurch zur 
Hurerei und dem Ehebruch zu verleiten, wodurch dann zuletzt der 
Meineid entſtanden iſt. Der p. Bleichrsder hat nicht nur der 
Croner die Ehre, ſondern auch den Ernährer, und den Hindenn 
den Vater geraubt, die jetzt verlaſſen, ohne jegliche Mittel, entehrt 5 
daſtehen. Der p. Bleichröder hat ſich dann auf eine ſo unehren 
hafte, ja elende und gewiſſenloſe Art und Weiſe, wie es kaum 
der gemeinſte Mühlendammer Judenjunge gethan hätte, nachdem 
er ſeine Wolluſt befriedigt hat, zurückgezogen. Durch Heran⸗ 
38 ziehung der Polizei, die gegen die Familie Gewaltthätigkeiten 
. ausüben mußte, iſt dieſelbe der Noth und dem Elend preisgegeben 
2 worden. Anſtatt daß die Beamten gegen dieſen reichen, hoch- 
bo geſtellten Baron wegen dieſer Vergehen hätten einſchreiten miifſen, 
Fi haben dieſelben nach Ausſage der Croner Grauſamkeiten gegen 
4 ſie ausgeübt, wofür Bleichröder die Beamten gut e und 
bezahlt haben ſoll. 
Ew. Excellenz haben dieſe Gewaltthätigkeiten für unglaublich 
gehalten, auch nicht annehmen können, daß ſo etwas noch im 
preußiſchen Staate vorkommen kann, und dennoch iſt es geſchehen. 
Man ſpricht viel über die Verhältniſſe in Rußland, aber ſchlimmere 
x; Vergehen können ſich ungeahndet dort auch nicht zutragen. | 
1 Aus meiner Anzeige vom 8. November d. J., über den 
Nachweis der von Bleichrsder gegebenen und von der Croner 
erhaltenen Gelder, geht hervor, daß dies keine Almoſengelder 
waren, ſondern Bezahlungen, zu denen Bleichröder in Folge ſeines 
Verhältniſſes zu der Croner verpflichtet war. Bei ſolchen Ver⸗ 
brechen muß man jedes Beweisſtück in Erwägung ziehen, auch 
wenn es noch ſo unweſentlich erſcheint. Die kleinſte Thatſache iſt 
bei der Unterſuchung ſehr häufig von der größten Wichtigkeit. 
In dem Prozeß contra Dickhof hat doch der Staats anwalt Otto 
in ſeinem Plaidoyer Alles contra Dickhof aufgenommen und 
hervorgehoben, wo doch die Heugenausſagen manchmal ſehr + 


Angelegenheit contra Bleichr6der. 
ſeine Anwendung finden; aber nein! Hier in der Bleichröder ſchen 
Angelegenheit geſchieht gerade das Gegentheil; hier wird Alles 
herausgeſucht und aufgeboten, den Bleichrsder vom Meineide frei 
zu machen, wo doch die Seugenausſagen ſo klar in den eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherungen von nur glaubwürdigen und ehrenhaften 
Zeugen vorhanden ſind und der Meineid dadurch bewieſen wird. 
Wenn Bleichröder glaubt, mit ſeinem Gelde Alles gut machen 
und erkaufen zu können, ſo läßt ſich das Ehrgefühl doch nicht 
erkaufen. Dieſes Ehrgefühl wird jedem Menſchen angeboren. 


Ein Jude iſt ein Jude und bleibt ein Jude, auch wenn er noch 


ſo ſehr zu Ehren kommt. Es iſt ganz richtig, wie Henrici ſagt, 
wenn ein Dieb zehn Gulden ſtiehlt, ſo muß er gehängt werden: 
ſtiehlt und raubt aber ein Jude zehn Tonnen Goldes durch 
Wucher, ſo iſt er lieber, denn Gott ſelbſt. 

Ew. Ercellenz, welcher doch Jedem ſein Recht verschaffen 
ſoll, und dieſes zu thun eidlich bekundet hat, wird keinen Unter⸗ 
ſchied in der Perſon machen, ob reich oder arm, vornehm oder 
gering, und der Croner ihr Recht verſchaffen. Ich erſuche Ew. 
Excellenz deshalb nochmals dringend, ſich die Akten und ſämmt⸗ 
liche Anzeigen, die von der Croner und von mir an die Staats⸗ 
und Oberſtaatsanwaltſchaft eingereicht ſind, kommen zu laſſen und 
ſelbſt genau zu prüfen und daun anzuordnen, daß die Unterſuchung 
gegen Bleichröder wieder eingeleitet wird. Bleichröder hat den 


Meineid begangen und wird auch des Meineids überführt, wenn 


nach der Vorſchrift des Geſetzes, ohne Unſehen der Perſon vor⸗ 
gegangen wird. Da jetzt in der Kammer des Abgeordnetenhauſes 
ſo viel über Meineid verhandelt wird, und Ew. Excellenz dem 
Rechtsanwalt Munkel gegenüber Alles acceptirt haben, ſo werde 
ich auch dieſe ganze Angelegenheit und dieſes ganze Verfahren 
dem Abgeordnetenhauſe zur Berathung und Beurtheilung über⸗ 
geben.“ 


der Gberſtaats anwaltſchaft, ſowie die ganze Sachlage bis hierher 
zu verſtehen, iſt nöthig, die Ausſagen der Hauptzeugen in großen 
Umriſſen zu kennen; wir ſetzen deshalb die den Gerichten unter⸗ 


ſchwach uno widerſprechend waren, warum de nicht 85 di 5 
Dieſes muß doch auch 4 0 EE 
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Um dieſes Schriftſtück, das des Staatsanwalts Ungern und : : 


breiteten „eidesſtattlichen Verſicherungen“, von deren thatſächlichem : ; f | 


wt, 


Be gies 


9, 4 


Inhalt die Betreffenden bei den Vernehmungen vor den Unter- | 
- ſuchungsrichtern auch nicht um Haaresbreite abgewichen ſind, 


He i > Det ob 
; . . eee 


Eidesſtattliche Verſicherungen. 


Ich Endesunterzeichneter verſichere hiermit an Eidesſtatt und bin zu 
ſchwören bereit: * ich weiß, daß zwiſchen einem Geheimrath G. von 
Bleichröder und der Frau Dorothea Croner, geb. Auerbach ein Schriftſtück 


, der p. Croner monatlich 90 Mark zu zahlen. Ich habe nicht nur 
dieſes Schriftſtück in den Händen gehabt, ſondern davon in der Wohnung 

| des verſtorbenen Dr. Kaliſh eine Abſchrift gefertigt. = 
ls Berlin, den 1. Mai 1885. 3 
Wa | gez. O. von Normann, Kanzleirath im Auswärtigen Amt, 
5 Belle ⸗Alliance Straße 77. 


a | Der Unterzeichnete kann eidesſtattlih verſichern, eventuell beſchwören, 

: daß in der Urkunde, welche von Herrn von Bleichröder unterzeichnet war 
| f und von welcher ich im Jahre 1869 eine Kopie gefertig habe, und zwar 

| im Auftrage eines Dr. Kaliſh, ausgeſprohen war, daß Frau Croner eine 
n und eine lebenslängliche monatliche Rente erhalten ſollte, 
wenn dieſelbe Berlin verließe, d. h. Niemand davon erfahre, auch ſeine 
Familie nichts von dieſer Abmachung erführe. 

Berlin, den 15. Juni 1883. 

gez. von Normann, Kanzleirath im Auswärtigen Amt. 


Unterzeichneter verſichert an Eidesſtatt, 1869 im Hauſe des Herrn 


ſogenanntes Dokument) exiſtirt hat, worin ſich der p. Bleichröder verpflichtet 5 8 


Dr. HKaliſch, wo er mit ſchriftlichen Arbeiten beſchäftigt war, ein Schriftſtück = - 


abgefaßt zu haben und geſehen zu haben, wie es Herr von Bleichröder nach 
Durchleſen in Gegenwart der Frau Croner und ihrer Tochter und der Frau 
Mohr unterſchrieben hat, — worin ſich Herr von Bleichröder verpflichtete, 
der Frau Croner eine Pauſchſumme ſofort, ferner lebenslänglich monatlich 
30 Thaler und ein Erziehungsgeld für jedes ihrer Kinder zu zahlen — 
unter der Bedingung, daß ſie Berlin verließe und zum Nachweiſe deſſen 
das Abzugsatteſt an Herrn Dr. Kaliſh überreichte. Letzterer hat mit unter⸗ 
ſchrieben. Unterzeichneter iſt bereit, obige Angabe eidlich zu erhärten. 
Berlin, den 31. Juli 1883. 
gez. O. von Normann, Kanzleirath im Auswärtigen Amt. 


von Herrn von Bleichröder für Frau Croner ausgeſtellt war, ein Paſſus 
enthalten war, welcher derſelben Geheimhaltung der darin enthaltenen Ab⸗ 
A machungen zur Bedingung machte. IS, 
1 Berlin, den 22. November 1885. 3 
= = gez. von Normann, Kanzleirath im Auswärtigen Amt. 


Ich entſinne mich jetzt ganz genau, daß in dem Dokument, Daft : 


Ich Endesunterzeichnete verſichere hiermit an Eidesſtatt und bin zu 
beſchwören bereit: daß ich weiß, daß zwiſchen dem Geheimrath von Bleichröder 
und der Frau Croner, Dorothea geb. Auerbach wenigſtens ein oder mehrere 
Schriftſtücke (ſogenanntes Dokument) exiſtirt haben und daß Kaliſh die 
Croner gefragt dat, ob fie (die Croner) auch ſchon ihre monatlichen 90 Mark 
erhalten hat. Auch habe ich einige Tage vor dem Tode des Dr. Kaliſchh 


1 
=> 


- 


dem Dr. Kaliſh ſämmtliche Papiere worunter auch das Sch 


riffii> ven 
der Croner war, übergeben. Der Dr. Kaliſch hat dann die Sqhriftſti — 


ein Couvert verpackt und dieſes Couvert mit den ieren v dem 
Kommerzienrath Schwabach mit dem Auftrage übergeben, er (Schwabach) 
ſolle das Convert dem Kommerzienrath, jetzigen Geheimrath von Bleichröder 
mit den Schriftſtücken nach ſeinem Tode Ges p. Kaliſh) erſt übergeben, 


wobei der p. Kaliſ< die Worte zu mir hat fallen laſſen, nach ſeinem Tode ſolle 


man in ſeiner Wohnung von dieſer ſchmutzigen Sache nichts mehr vorfinden! 
Berlin, den 2. Mai 1883. | ; 
gez. Frau Wittnebel, geb. Kaelber, Badſtraße 33. 


Ich Endesunterzeichnete verſichere hiermit an Eidesſtatt, daß ich im 
Jahre 1873 bis 1875 bei Herrn Dr. Kaliſch als Wirthſchafts fräulein in 
Stellung war. Während dieſer Zeit beſuchte Herr von Bleichröder Dr. Kaliſch 
ſehr oft, da beide ſehr vertraut waren. Unter Anderm fanden auch Unter⸗ 
redungen in der, Croner'ſchen Angelegenheit ſtatt, wonach Herr von Bleich- 
röder der Frau Croner eine regelmäßige monatliche Rente von 30 Thaler 
auszuzahlen hatte; außerdem bezog dieſelbe noch an jüdiſchen Feſttagen eine 
Extrarente. Ueber dieſe verpflichteten Fahlungen des Herrn von Bleichröder 
des eg bo der Frau Croner gegenüber war ein Schriftſtück, reſp. 
Urkunde zu Grunde gelegt, welches Dr. Kaliſh zur Aufbewahrung hatte, 
den Inhalt dieſes Schriftſtückes hat mir Dr. HKaliſch anvertraut, wonach die 
Frau Croner vorbenannte Rente zu beanſpruchen habe; und ſolle dieſe An⸗ 
gelegenheit gegenüber der Frau des Herrn von Bleichröder geheim gehalten 
werden, damit ſie hiervon nichts erfahre. Pp | 

Dieſes Schriftſtück habe ich am 25. Januar 1875 Dr. Kaliſch über⸗ 
reichen müſſen, welches derſelbe ſofort in ein Convert ſteckte und verſchloß 
mit den Worten: „ich möchte nicht gern, daß die Croner'ſche Angelegenheit 
nach meinem Tode in die Oeffentlichkeit käme.“ Am 24. Januar 1875 
übergab Dr. Kaliſh beſagtes verſchloſſenes Couvert Herrn Schwabach mit 
den Worten: „ſobald er ſeinen Tod erfahre, den Brief ſofort Herrn von 
Bleichröder einzuhändigen. 

Am 25. Januar Morgens 6 Uhr verſtarb Dr. Kaliſch. 

Berlin, den 20. Juni 1883. 

gez. Caroline Wittnebel, geb. Kaelber. 


Ich Endesunterzeichnete verſichere hiermit an Eidesſtatt und bin zu 
beſchwören bereit: 

Daß ich nicht bei meiner Vernehmung dem Unterſuchungsrichter zu 
Protokoll gegeben habe, wie die Staatsanwaltſchaft beim Landgericht I am 
13. November 1883 unter Nr. J. 1b 715. 1885 Nr. des Tagebuchs 7721 
in dem Beſcheide an die Croner ſagt: 

Da ich nicht den Inhalt des Schriftſtücks weiß, wofür die Croner 
den Geldbetrag erhalten hat, namentlich wofür das Fahlungsverſprechen 
gegeben war und keine Auskunft darüber habe geben können, und erkläre 
dies für unrichtig. Sondern habe dem Unterſuchungsrichter zu Protofoll 
gegeben, daß mir Dr. Kaliſh den Inhalt des Schriftſtücks, welches zwiſchen 
der Croner und dem p. Bleichröder geweſen iſt, und von Dr. Kaliſch, wie 
Bleichröder unterſchrieben war, anvertraut hat, daß die Croner haupt- 
ſächlich die Rente von 30 Thalern deshalb zu beanſpruchen habe, daß das 
Verhältniß zwiſchen der Croner und Bleichröder vor der Fran des Herrn 


von Bleichröder geheim gehalten werde, damit ſie nichts erführe. Ferner 


bleibe ich ſonſt bei meiner eigenhändig abgefaßten und niedergeſchriebenen 
eidesſtattlichen Verſicherung vom 20. Juni d. J. ſtehn. Dieſes habe ich _ 
Alles und noch viel ausführlicher dem Unterſuchungsrichter zu Protoko 
gegeben. Worauf der Unterſuchungsrichter noch zu mir geſagt hat: 


2 gedauert. 


W Sie 5s haben 5 aushalten maſſe und. = be a iel ah 
>: price al abgegeben!” - 5 
WIS Die Dernehmung bei dem Unterſuhungsrchter hat Ms. inden 


Berlin, by 20. November 1883. 
gez. Caroline Wittnebel, _ Kaelber, | 


| Ich Endesunterzeichnete verſichere hiermit an Eidesſtatt, daß wi POS. 5 
Polizei- Lieutenant Hoppe in ſeiner Wohnung, Friedenſtraße 1, ein 8 hrif bt J 
ſtück vorgelegt hat, enthaltend, „daß ich nichts mehr vom Geheimen Kommerz oy 
rath Baron von Bleichröder, Behrenſtraße 65 wohnhaft, zu fordern ern te . 
Dieſes ſollte ich unterſchreiben, und als ich dies verweigerte, hat m ur 
der p. Hoppe mit dem Säbel zu erſtechen gedroht. — Alſo eine Drohung 
mit Expreſſung — Auch erkläre ich hier, aß ich nach dem P -Burean 
gegangen bin und einen Paß nach London verlangt habe, um zu | en, Le 
mein Mann dort mache. Den Paß habe ich aber dort nicht be 15 
ſondern bin nach dem Molkenmarkt 1 zur Kriminal Abtheilung gebracht und 55 
von dort mit dem grünen Wagen nach der Barnimſtraße ins Gefüngniß 
transportirt worden, ohne daß ich vernommen bin und mir geſagt iſt, wes zalb 
ich eingeſteckt werde. Dann bin ich 10 Tage im bao niß geweſen, ohne 
vor einen Richter geführt worden zu ſein, und nach Verbüßung einer 
tägigen Gefängnißſtrafe wieder entlaſſen worden. — Alſo eine Freiheits-- 
beraubung ohne Grund, um mich blos gegen Bleichröder unſchädlich zu 
machen. Bleichröder hat auch auf dem Stadtgericht beſchworen daß i > 
nicht durch ihn und wegen ihn durch einen Polizeibeamten nach Kopengagen 
transportirt worden ſei. Dies iſt ebenfalls ein offenbarer Meineid. Ich bin 
aus freiem Antriebe und ohne jegliche Veranlaſſung zum Herrn von Schwerin, 
Sionskirchſtraße 41, gegangen und habe ihm dies zu Papier gegeben. CE. 
Berlin, den 16. Januar 1885 
gez. Dorothea Croner, geb. e : 


Hoffnungen irgend welcher Art knüpften die Betheiligten an X 
den letzten Miniſterbrief natürlich nicht, denn — wie Schwerin 
ganz richtig ſagt — ein Blinder konnte mit dem mY fahlen, 
daß es auf dieſem Wege — Staatsanwaltſchaft — | 5. 2 
anwaltſchaft — Juſtizminiſter — für Frau Croner po Recht 
gab. Deshalb ſetzte man ſich hin und ſchrieb direkt an das 
Senats ⸗Präſidium des Königlichen Kammergerichts eine ausführ⸗ 
liche Beſchwerde über alle Vorinſtanzen und deren Amtshandlungen 
in Bezug auf dieſe ganze Meineids⸗ Angelegenheit. Das Königl. 
Hammergericht hielt dieſe Beſchwerde für vollauf be⸗ 
gründet und ordnete die ſofortige PN dou? 


an! Der Erfolg dieſer einzigen Maßregel war ein ganz u und, de 
barer!! Was Dutzende von Beſchwerdebriefen an den 2 5 
miniſter und die Oberſtaats anwaltſchaft im Verlaufe eines ganze 


in (lehten Decenium mit allen erlaubten und unerlaubten Mitten 
Aunſchädlich und todt zu machen geſucht hatte, 75 000 baare Mark 5 
5 0 dafür zu zahlen, daß ſie folgendes Schriftſtück unterzeichnete: © 
| An das Königl. Kammergericht zu Berlin! 

„In der Strafſache wider den Geheimen Meme e 
Gerſon von Bleichrsder nehme ich den von mir geſtellten 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung über die Erhebung der 

a offentlichen Klage hiermit zurück, weil ich aus den neuerdings 
3 angeſtellten Ermittelungen die Ueberzeugung gewonnen habe, 
daß der Beſchuldigte die Urkunde, in welcher für mich eine 
=p monatliche Rente 'ausgeſest war, nicht ausgeſtellt hat.“ ä 
Berlin, den 28. Januar 188g. 1 
5 Frau Dorothea Croner, geb. Auerbach, that dem früheren 
: Ed Geliebten dieſen Gefallen im Bureau des Rechtsanwalts Modler 
. zu Berlin, Oranienſtrage 47 a, und empfing dagegen aus den 
0 Hunden des Oberbiirgermeiſters a. D. Weber, als General: 
beeiervollmächtigten des Geheimen Kommerzienraths Gerſon von Bleich⸗ 
kroĩder, die aus bedungenen 75000 Mark in Gegenwart mehrerer 4 
oh Zeugen! | | „ 
1 Hiermit war die Angelegenheit Croner⸗Bleichröder endgiltig ; 
* 5 erledigt; höchſt merkwürdigerweiſe Weiſe aber auch das ganze E 
Verfahren wegen der Verbrechen des Meineids! Wie Letzteres 3 
1 möglich geworden iſt, bleibt nach den geltenden Geſetzen ein — 5 
l Käthſel. — Frau Croner befindet ſich ſeit jener Zeit im Aus- 1 
land, man ſagt in England; Beſtimmtes iſt darüber nicht zu er- 
mitteln, und das iſt wegen ihres Briefes an das Kammergericht 
auch jedenfalls ſehr zweckmäßig, weiſe und gut. Aber der Herr 
Geheime Hommerzienrath Gerſon von Bleichrsder, Herr MOber. 
biürgermeiſter a. D. Weber und verſchiedene andere Herren, welche I 
in Sachen der Frau Croner betheiligt oder thätig geweſen find, "#3 


4 


befiden ſich noch heute an Ort und Stelle, haben ſogar in der X | 
Säuwiſcchenzeit noch manche „Ehre“ auf ſich zu häufen verſtanden. 
8˙˙: warum auch nicht? Ehre, dem Ehre gebühret: fiat Justitia 


5 f e gloria mundus! Jedes Volk hat das Geſetz und die Rechts ⸗ 
5 - pflege, welche es verdient! Sela. — 


- 


ind. - Bberſtaatsanwaliſchaſt von Devlin * De 
Juſtizminiſter Fviedberg. 


Wenn durch das vorige Kapitel nichts weiter b ben 
ſollte, ſo ſteht doch das Eine felſenfeſt: „Die ſämmtlichen ab⸗ = 
lehnenden Beſcheide der Staats- und Oberſtaatsanwaltſchaften in 5 
Sachen Bleichröder ſind vom Hönigl. Kammergericht als voll 
ſtändig ungerechtfertigt gekennzeichnet worden! Ob das Kammer⸗ 
gericht durch die Anerkennung, daß die Croner ſche Beſchwerde 
begründet ſei, gleichzeitig ein Urtheil gefällt hat über die reſſort 
mäßige Behandlung dieſer Sache ſeitens des preußiſchen Juſtiz 
miniſters, der die vielen Beſchwerden über den Oberſtaats anwalt 
einfach gar nicht beantwortet, ſondern dieſem zur Erledigung über ⸗ 
wieſen hat, ſo daß wir das gewiß ganz eigenthümliche Schauſpiel 
erlebten, Denjenigen die Beſchwerden beurtheilen zu ſehen, fiber WW 
man ſich bei ſeinem Vorgeſetzten beklagt hatte, bleibe dahingeſtellt; 1 
zweifellos hatte der Senat des Hammergerichts ſich jedoch eine A 
Anſicht über den vorliegenden Fall und ſeine ſtrafrechtliche Be. - 7 
handlung gebildet, die ſehr weit abwich von den Rechts anſchauungen a 
des höchſten preußiſchen Juſtizbeamten der damaligen Zeit. Es 
iſt jammerſchade, daß es noch im letzten Augenblicke gelang, dem WEE 
Kammergericht einen Strich durch die Rechnung zu machen, ſonſt 
hätten wir wahrſcheinlich einen Prozeß à la Waldeck — aber im ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne und doch luftreinigend und aufräumend mit ver⸗ : 5 
rotteten Zuſtinden und Elementen, denen der Begriff der eee 
augenſcheinlich abhanden gekommen ſein muß — erlebt und moglicher ⸗ 
weiſe das „Syſtem Friedberg“ für längere Seit aus dem dent; 
Rechts ſtaate Preußen, dem ein Friedrich der Große das Allgemeine 
Candrecht und das Hammergericht zu geben für gut fand, ver 
bannt. Für den Einſichtigen wird es nicht dem geringſten Zweifel 
unterliegen, daß die nachfolgenden Aktenſtücke eine Sprache reden, 
der man kein Wort hinzufügen braucht, höchſtens die Fragen: > 
„Warum werden ſie veröffentlicht, und warum erſt jetzt?“ Die 
Antwort iſt nicht leicht und wird deshalb erſt am Schluſſe des 
Buches gegeben, umſomehr, als es gar keiner Ausführung bedarf, 
daß dieſe Akten ebenfalls das im vorigen Kapitel gekennzeichnete 
Syſtem der „Erledigung“ ſolcher Rechtsſachen, deren wahrhaftige 


Erledigung das ganze „System“ bis in die h8chſte Spitze bloß ⸗ 
geſtellt haben würde, auf das Grellſte beleuchten. — Um unſeren 
N flührungen von Schwerins nur je ein Mal und laſſen alle Wieder- 


nicht unnöthig zu belaſten, geben wir die fachlichen Aus. 


2 
85 hholungen in ſpäteren Schreiben fort, dagegen bringen wir des 5 
5 : Derſtandniſſes halber eigene Aus führungen und die durchaus 7 
=; nöthigen Zwiſchenſätze bei ſtiliſtiſchen Unebenheiten, im Uebrigen 
5 aber genau den Urtext der Akten. Wir beginnen mit dem Schreiben 8 
+ Schwerins vom 17. Februar 84 an den Präſidenten des Land- 8 
15 5 gerichts I, Berlin: - 
| a „Ew. HBochwohlgeboren zeige ih hiermit ergebenſt an, daß mir die 
Re Wittnebel'ſchen Eheleute in Feugengegenwart mitgetheilt haben, daß in der 
8 Croner ſchen Unterſuchungsſache contra von Bleichröder wegen Meineides 
. die am 8. Oktober v. J. beim Unterſuchungsrichter Herrn Herzbruch anf- 
re genommene protokollariſche Hengenausſage der Fran Wittnebel gefälſcht 
SE worden iſt, wodurch alſo eine Urkundenfälſchung ſtattgefunden hat, die nach 
5 den 88 133 und 268 des Strafgeſetzbuches ſtrafbar iſt, da hier auch an 
: genommen werden muß, daß dieſe Handlung in gewinnſüchtiger Abſicht be- 
= gangen iſt, weil Bleichröder ſich ja immer rühmt, er könne Alles mit ſeinem 
= vielen Gelde gut machen und bewirken. In Folge dieſes gefälſchten Proto⸗ 
25 kolls hat auch die Croner vom Erſten Staatsanwalt Herrn Angern unterm 
* 13. November 1883 unter No. J IB 215/1883 des Tagebuchs 7721 einen 
3 abſchläglichen und unrichtigen Beſcheid erhalten, worauf ich hingewieſen 
5 wurde. Dieſe Urkundenfälſchung hat ſich erſt bei der nochmaligen Vernehmung Eo 
. der Wittnebel, die am 31. Januar d. J. beim Unterſuchungsrichter Gierſch Ws 
* de Köge ſtattgefunden hat, herausgeſtellt, und zwar als derſelbe der Witt⸗ 1 
85 nebel die protokollariſche Feugenausſage vom 8. Oktober v. J. vorgeleſen 2 
Se hat. Nach der in Hengengegenwart mir gemachten Mittheilung der Witt- 1 
* nebel'ſchen Eheleute ſeien alle der Wittnebel zu Protokoll gegebenen Haupt⸗ 7s 
83 angaben, welche zur Ueberführung des von Bleichröder geleiſteten Meineides "i 
20 dienen, und die Hauptpunkte, die die Wittnebel bejaht hat, verneint 23 
. geweſen, indem überall das Wörtchen nicht theils vor⸗, theils nachgeſetzt Be 
5 worden iſt, und dieſes Wörtchen „nicht“ ſei auch in dem falſchen Protokoll "8 
= überall unterſtrihen und hervorgehoben geweſen. Bei Vorleſung dieſes Wh 
Er gefälſchten Protokolls ſei die Wittnebel vor Aufregung und Wuth aufgeſprungen, 3 
28 da ihr die protofollariſhe Heugenausſage vom 8. Oktober, bevor ſie die- 2 5 
5 ſelbe unterſchrieben hat, richtig vorgeleſen iſt. Der Unterſuchungsrichter Wo 
7 Gierſh de Nege habe dann noch zur Wittnebel geſagt, jetzt würde es ihm be. - 
18 erſt klar, weshalb die Wittnebel am 20. November v. J. noch eine eides- I 
LY ſtattliche Verſicherung abgegeben und darin erklärt hat, der Beſcheid vom 3 
5 


Erſten Staatsanwalt ſei unrichtig. Die Wittnebel iſt der Ueberzeugung, daß 3 
das falſche Feugenprotokoll erſt ſpäter angefertigt worden iſt und daß zwi 
Protokolle vom 8. Oktober über ihre Hengenausſage, ein richtiges und ein 
falſches exiſtiren. Der Ehemann der Wittnebel hat auch den Erſten Staats⸗ 
anwalt Herrn Angern gebeten, ihm doch auf ſeine Koſten die Abſchrift der 
5 zu rel aufgenommenen | rs TT ac ſeiner Frau vom 8. Oftober 
Wy v. J. zukommen zu laſſen. Dieſes iſt aber demſelben, wie vorauszuſehen 
00 war, abgeſchlagen. Es iſt traurig, daß ſo etwas bei Gericht vorkommt. 

N bitte Ew. Hochwohlgeboren dringend, dies Alles genau zu unterſuchen und . 
nach der Strenge des Geſetzes wegen Urkundenfälſchung nach den 133 . 
und 268 des Strafgeſetzbuches vorzugehen und beſtrafen zu laſſen. ir i! 


. 
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wegen Beleidigung che t worden, wir leben in 1 


EE 


ſtets von dem vertreter der Stoatcanwaliſchaſt i egenheiten 
Te el angewendet werden, weil * nit ds 


dale 
beſſer wie ich mit den Geſetzen vertraut ſein müſſen. 


Hierauf lief folgende Antwort ein: 


Staatsanwaltſchaft EE 
beim Königl. rr 9 | Berlin, den 27. Marz 1998. 

Auf die -an den Herrn candgerichtspräſidenten Bardeleben 
und von dieſem an mich zur reſſortmäßigen Verfügung abgegebene Anzeig 
vom 17. v. Mts. gereicht Ew. Hochwohlgeboren zur Nachricht, daß ich keine 
Veranlaſſung gefunden habe, der gänzlich unbegründeten Beſchuldigung weiter 
nachzuforſchen, da ſowohl die Form des Protokolls, betreffend die erſte gericht 
liche Vernehmung der Frau Wittnebel, als auch der Inhalt ihrer Ausſage, 
vor dem Amtsgerichtsrath Gierſch de Röge jede Vermuthung einer fta 
gehabten Protofoll-Filſhung ausſchließen. 


Der Erſte Staatsanwalt 
gez. Angern. 


Geben dieſen Beſcheid reihte Schwerin am 8. Upeil be ds 
Oberſtaatsanwaltſhaft eine Beſchwerdeſchrift ein, in der er Folgen- 
des ausführte: * i 


. In dem Beſcheide ſagt der Erſte Staatsanwalt, er fände keine 
veranlaſſung, der gänzlich unbegründeten Beſchuldigun nachzuforſchen. Dieſes 
iſt gar nicht der Fall, denn ich habe Alles in meiner Anzeige vom 77. rage. 
ganz genau auseinandergeſetzt und beſonders hervorgehoben, daß die Witt. 
nebel zum Beweiſe des Meineides die Hauptpunkte ihrer Ausſage bejaht“ e 
hat, während dieſelben in dem falſchen Protokoll „verneint“ geweſen ED 
da iiberall das Wörtchen „nicht“ theils vor-, theils nachgeſetzt geweſen iſt. 
Auch finde ich ſchon eine Veranlaſſung dazu, dies genau zu unterſuchen, darin, 
daß ſich der Erſte Staatsanwalt hätte davon e müſſen, ob eine FED 
Fälſchung des Jeugen⸗Protokolls wirklich ſtattgefunden hat, da 
doch ein ſolcher Beamter, wenn dies wirklich geſchehen iſt, nicht länger 
Dienſte verbleiben kann; und wenn dieſe Anzeige auf Unwahr | 
ſo hätte der Staatsanwalt doch gegen die Wittnebel die Unterſuchung po iy Pl 
leiten und nach den 88 186/87 des Strafgeſetzbuches vorgehen mien, um um 
zu zeigen, daß ſo etwas vor Gericht nicht vorkommen kann. nis... 
gerichtsrath Gierſch de R6ge muß doch nicht jede Vermuthun 
gehabten Protokollfälſchung der Wittnebel gegenüber ausg sen 
da er ausdrücklich zur Wittnebel geſagt hat, jetzt würde es im 
erſt klar, weshalb die Wittnebel am 20. November v. J. noch eine eides · 3 
ng verſicherung abgegeben und darin erklärt hat, der 8 vom 
Erſten Staatsanwalt ſei unrichtig. Ich muß auch annehmen, daß ieſe Un i) 
kundenfälſchung in gewinnſüchtiger Abſicht geſhehen iſt, und hier eine 


- Beſtechung an Beamte zu Grunde liegt, denn umſonſt ſetzt fic _ . 5 - 


Gefahr aus und begeht eine Urkundenfälſchung, welche one Sees 
des Strafgeſetzbuches ſtrafbar iſt. Der Staatsanwalt muß 
ſuchen laſſen und kann es doch nicht ohne Weiteres abweiſen. 
dieſe Harde Angelegenheit Sr. Majeſtät und dem Juſtizmin t 
unterbreitet und darauf vom Wirklichen Geheimrath von [mowsfy 1 om 
21. v. Mts. den ausdrücklichen Beſcheid erhalten, 85 St * uber das 


. 
1 bs 7 
3 


{uh Ef 


on mir Ausgeſagte aus führlich Vortrag lten worden iſt, und daß Sr. 
Tajeſt * t meiner werden vollſtändig unterrichtet iſt und 
tach is der obwaltenden Verhältniſſe fic bewogen haben, 
die Herren Reſſortminiſter mit der Prüfung meiner Angelegenheit zu be⸗ 


: erſuche die Königl. Oberſtaatsanwaltſchaft ganz ergebenſt, die 
Staatsanwaltſchaft beim Landgericht I anzuweiſen, dies genau zu 
chen und die betheiligten Perſonen nach der Strenge des Geſetzes 


beſtrafen zu laſſen. 


1 Die Entſcheidung des Oberſtaatsanwalts beim Königlichen 
Hlammergericht hat nachſtehenden Wortlaut: 
3 Berlin, den 28. April 1884. 


Ihre hier am 9. d. Mts. eingegangene, eine Protokollfälſchung zum 
Gegenſtand nehmende Beſchwerde über den ablehnenden Beſcheid der Staats 
anwaltſchaft beim Königl. Landgericht I hierſelbſt vom 27. v. Mts., wird 
auf Grund des $ 170 der Strafprozeßordnung, da ſie nicht der Verletzte 
ſino, mit dem Bemerken zurückgewieſen, daß ich auch keine Veranlaſſung 
efunden habe, im Aufſichtswege das Verfahren der gedachten Staatsanwalt⸗ 
ft zu mißbilligen und weitere Ermittelungen anzuordnen, da die bisher 
5 habten Erhebungen den von Ihnen ausgeſprochenen Verdacht der 
Fälſchung des mit der Frau Wittnebel aufgenommenen Protokolls vom 
8. Oktober 1883 in keiner Weiſe beſtätigt haben und Ihre Beſchwerde 
weſentliche thatſächliche Anführungen nicht enthält. 
- 9 | gez. von Luck. 


Inzwiſchen waren von Schwerin noch folgende Briefe an 
den preußiſchen Juſtizminiſter Dr. Friedberg geſchrieben worden: 


Berlin, den 19. März 1884. 


Ew. Excellenz zeige ich hiermit contra von Bleichröder noch Folgendes 
an: Das Kammergericht hat mit einem Male Knall und Fall die Anklage 
contra von Bleichröder wegen des geleiſteten und bewieſenen Meineides auf 
eine wiſſentlich falſche Erklärung der Croner hin, wofür dieſelbe von Bleich⸗ 
röder mit 25 000 Mark bezahlt iſt, die Unterſuchung eingeſtellt, obgleich {hon 
vom Kammergericht verfügt war, die Feugen nochmals eidlich zu vernehmen, 
dieſelben auch ſchon am 31. Januar d. J. vernommen ſind und ihre eidlichen 
Feugen⸗Ausſagen zu Protokoll gegeben haben. 

Wie eine Anklage wegen Meineids zurückgenommen werden kann, 

ehe ich nicht, da dies doch ganz geſetzwidrig iſt, denn ein Meineid iſt 
kein Antragsvergehen, ſondern ein Verbrechen. Wegen Bleichröder 
kann doch nicht das Geſetz umgeſtoßen werden, denn der iſt doch eben ſo gut 
dem Geſetz unterworfen wie jeder Andere. Selbſt der Kaiſer iſt dem Geſetz 
unterworfen und würde bei ſeinem hohen Gerechtigkeitsgefühl ſolche Unge⸗ 
1 5 500 nicht dulden. Die Croner hat an's Kammergericht die wiſſentlich 


Erklärung abgegeben, deren Inl alt ungefähr folgendermaßen lautet: 
„Sie habe ſich geirrt, daß zwiſchen ihr und dem p. Bleichröder ein Dokument 
beſtanden hat.” Sie hat dem Thäter dadurch wiſſentlichen Beiſtand geleiſtet, 

um denſelben der Beſtrafung zu entziehen und ihres Vortheils wegen. Alſo 
nach 5 257 des St.⸗G.⸗B. ſtrafbar. Anſtatt die Anklage gegen e ee 
zu nehmen, 3 das Kammergericht die Unterſuchung gegen die Croner 
wegen dieſer wiſſentlich falſchen Erklärung einleiten, weil ſämmtliche engen 
dadurch 3 geworden ſind. Die Croner hat mir in Zeugengegenwart 
erklärt, daß ſie dieſe wiſſentlich falſche Erklärung gegen ihre Ueberzengnng 


abgegeben hat und vom e r Pollin { ermeiſte: 
dem Kok ten des p. Bleichröder — 5 dom Rechtsanwalt Mod 
zum Unterſ verleitet und gezwungen worden iſt, indem dieſe Ker 
damit gedroht hätten, daß die Croner wenn ſie dieſe Erklärung nicht unte 
ſchriebe und an's Kammergericht abgäbe, damit die Ho] rikgenomm 
würde, das beim Rechtsanwalt Modler niedergelegte Ze 4 
25 000 Mark nicht bekomme. Dieſes iſt nach dem trafgeſetzbuch der g 1 
159 und 257 ſtrafbar. Die Croner behauptet, dieſe Herren hätten 
eigenen Intereſſes wegen ſo gehandelt. | 

Die wiſſentlich falſche harm, der Croner ſoll nach Ausſage 

p. Pollin von Weber ſelbſt nach dem ae befördert ſein und 

bei den Akten des Kammergerichts befinden. PS 

Ferner haben die Lewinſohn' _ und die Wittnebel' ſchen Ehe ele 
mir in Zeugengegenwart mitgetheilt, 3 Pollin und die Croner bei H 
von Normann geweſen wären, um denſelben zu verleiten, daß er zu d 1 
am 31. Januar d. J. anberaumten Termin nicht erſcheinen olle, damit 2 
Konfrontation mit Bleichröder nicht ſtattfinden könne, und dem 5.2 7 
mann für Verſäumung des Termins 500 Mark geboten haben. Der | 
mann aber habe ſich hierauf nicht eingelaſſen, jondern ſei doch zum de 


gegangen. 


Nun folgt die ausführliche Darſtellung der Protofollfalf hun $ 
und dann wird fortgefahren: | 


Unterſuchungsrichter Gierſch de Rege hat der Wittnebel 9 
klärt, „jetzt hülfe dem Bleichröden Alles nichts, jetzt käme es tan 
offentlichen Verhandlung, denn jetzt ſei es bewieſen, daß TC er 
Meineid begangen hat.“ Mit welchem Recht und mit welcher Be 5 
konnte das Kammergericht die Anklage wegen des bewieſenen Meineids 
zurücknehmen, nachdem die Zeugen laut Verfügung des — 
eidlich vernommen und mit Bleichröder konfrontirt worden ſind? Aus? 
bewieſenen Bleichröder'ſchen Meineide ſind nun noch 5 v9 br . . 
entſtanden, wie Urkundenfälſchung, Verleitung zum Meineide u. f 3 

Die Wittnebel iſt der Ueberzeugung, daß das fan Protofoll ert 
ſpäter angefertigt iſt und daß zwei Protokolle vom 8. ihre 
gemachten ZHengenausſagen, ein richtiges und ein falſches, „ EE 

Ich erſuche Ew. Excellenz dringend, veranlaſſen zu wollen, daß du 
von mir hier Angeführte genau unterſucht und nach der Strenge des Geſetz⸗ 
beſtraft wird. 8 8 


Auf dieſes Schreiben wurde folgende Antwort entheilt: 3 8 . 
Juſtiz⸗Miniſterium. 5 Berlin, den 22. März —_ = 
Auf die Eingabe vom 19. d. Mts. wird Ew. Hochwo on fas: 

daß die ſeparirte Frau Croner gegen den ihr von dem Oberſte 
anwalt hierſelbſt unterm 30. November EN Beſcheid nach ! b 
des $ 170 der Strafprozeßordnung am 20. ember beim. Kon 
Kammergericht den Antrag auf gerichtliche Entihoidung geſtellt, 

jedoch demnächſt wieder zurückgenommen hat, und daß n 
des Kammergerichts vom 4. Februar d. J. der Antrag für er 4 
worden iſt. : 
Was Ihre neuerdings bei der Staatsanwaltſchaft hierſelbſt ide; | 
Croner und andere Perſonen angebrachten Anzeigen betrifft, ſo haben $ 
auf dieſelben den Beſcheid der genannten Behörde zu gewartigen. 

Der Juſtiz-Miniſter 

gez. Friedberg. 


* 5 5 5 Hiergegen ſchrieb Schwerin wie folgt: 


Berlin, den 31. März 1884. 


Mit dem mir von Ew. Excellenz zugeſchickten Beſcheide vom 22. d. Mts. 
unter No. IV 3011 bin ich nicht pin dn 

Was mir Ew. Excellenz eröffnet haben, konnte ſich Ew. Excellenz er- 
ſparen, da ich dieſes ſchon Alles ſelbſt wußte. Der Geheime Kabinetsrath 
von Wilmowsky hat mir am 21. d. Mts. auf mein letztes vom 16. Januar 
- an Sr. Majeſtät eingereichtes Geſuch, in dem ich auch die Angelegenheit 
Croner⸗Bleichröder angeführt habe, ausdrücklich erklärt, daß Sr. Majeſtät 
über das von mir Angeführte ausführlich Vortrag gehalten iſt und Se. Ma⸗ 
jeſtät über den Inhalt meiner Beſchwerden vollſtändig unterrichtet ſind. 
Se. Majeſtät haben nach Kenntniß der obwaltenden Verhältniſſe ſich bewogen 
gefunden, die Herren Reſſortminiſter mit der Prüfung meiner Wade 

u beauftragen. Obgleich ich bis jetzt immer Zweifel gehegt habe, daß Se. 
jeſtät irgend etwas über mein Geſuch erfahren hat, ſo muß ich doch jetzt 
dem Beſcheide des Herrn von Wilmowsky — eines hohen Beamten und 
Ehrenmannes — Glauben ſchenken. Sollte ich aber dennoch getäuſcht ſein, 
was ſich ja nun bald herausſtellen muß, und meine Geſuche nicht zur Kenntniß 
Sr. Majeſtät gelangt ſind, ſo werde ich es in Zukunft vorziehen, dieſelben 
perſönlich Sr. Majeſtät zu überreichen. 

Fu gleicher Zeit wende ich mich beſchwerdeführend an Ew. Excellenz 
über den Erſten Staatsanwalt beim Landgericht I, Herrn Angern, der mir 
den hier in Abſchrift beigefügten Beſcheid auf meine am 17. v. Mts. an den 
Landgerichts ⸗Präſidenten Herrn Bardeleben gerichteten Anzeige wegen Ur- 
kundenfälſchung (Fälſchung von Protokollen), die ihm zur reſſortmäßigen 
Verfügung übergeben iſt, geſandt hat. Wie der Erſte eee dazu 
kommt, in dem Beſcheide zu ſagen, „er fände keine Veranlaſſung, der gänz⸗ 
lich unbegründeten Beſchuldigung weiter nachzuforſchen“, verſtehe ich nicht, 
da ich wa ganz genau auseinandergeſetzt habe, daß die Hauptpunkte, die 
um Beweiſe des Meineids dienten, und die die Wittnebel bejaht hat, in 
dem Protokolle verneint geweſen ſind, da überall das Wörtchen „nicht“ theils 
vor-, theils nachgeſetzt iſt. Der Amtsgerichtsrath Gierſch de Röge muß doch 
der Wittnebel gegenüber nicht jede Vermuthung einer ſtattgehabten Proto- 
kollfälſchung ausgeſchloſſen haben, da er ausdrücklich zu derſelben geſagt hat, 
jetzt würde es ihm erſt klar, weshalb die Wittnebel am 20. November v. J. 
noch eine eidesſtattliche Verſicherung abgegeben und darin erklärt hat, der 


Beſcheid vom Erſten Staatanwalt iſt unrichtig. Wenn keine Protokollfälſchung 


ſtattgefunden hätte, ſo könnte dies die Wittnebel doch nicht überall frei und 
wo ausſagen, und der Herr Staatsanwalt Angern würde, wenn er ſich 
eſſen ſicher wäre und nicht befürchtete, daß die Wittnebel Recht hat, eine 
Unterſuchung gegen die Wittnebel eingeleitet haben. Ich muß annehmen, 
daß dieſe Urkundenfälſchung in . —— Abſicht geſchehen iſt und daß 
hier eine Beſtechung von Beamten zu Grunde liegt, denn umſonſt ſetzt ſich 
Keiner der Gefahr aus und begeht eine Urkundenfälſchung, die nach den 
88 331 bis 334 des St.-G.-B. ſtrafbar iſt. Der Staatsanwalt iſt doch ver- 
pflichtet, dies zu unterſuchen und kann dies doch nicht ohne Weiteres ab⸗ 
ſchlaßen. Daß ich einen abſchläglichen Beſcheid vom Erſten Staatsanwalt 
erhalten würde, habe — vorausgeſehen. 

Ich erſuche Ew. Excellenz, die Staatsanwaltſchaft anweiſen zu wollen, 
daß dies genau 1 und die für ſchuldig Befundenen nach der Strenge 
des Geſetzes beſtraft werden. 

Berlin, den 20. April 1884. 
Die Croner war zu dieſer Zurücknahme des Antrages gar nicht be⸗ 
rechtigt, da ſie denſelben auf gerichtliche Entſcheidung über Erhebung der 
offentlichen Klage gegen von Bleichroder wegen Meineids geſtellt hatte und 
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de ene ids dis eng fol und Zur 
röder 75 000 Mark erhalten hat. Bleichrsdor hats Sahlung 
: dieſer Summe immer geweigert und jetzt, da er einſc 5 oo Þ n der 
Meineid bewieſen war und ihm das Fuchthans offen ſtand, hat er vor. 
gr ce der Croner die 75 000 Mark zu zahlen, um d | das Maul 
. Der Modler hat ſtets zu Pollin in meiner art geſag 
hg das Geld deponirt war, wenn erſt beim Kammerg ict die Erhebung 
der 8 Klage bewerkſtelligt iſt, ſo iſt die Klage nicht mehr zun 
Jane men und es exiſtirt kein Geſetz, wonach das Verfahren ein 
könnte. Dieſes haben mir auch viele hochgeſtellte Juriſten Je 
aber, nachdem das Geld ausgezahlt iſt, ſoll noch ein chrode 
gefunden ſein, welches mir noch nicht mitgetheilt iſt und auch ſonſt Mie! an 
nt 8 hat dieſes Geſetz im Bleichröder'ſchen Geldſchrank gelegen 
Ew. Excellenz muß doch als Juſtizminiſter alle diesbezüglichen Geſege 
kennen und bitte ich, mir auch dieſes Geſetz mitzutheilen. Sollte Ew. & 
cellenz dieſes Geſetz aber auch nicht kennen und darüber in Verlegenheit 
erathen, ſo bitte ich, Sich bei Modler danach zu erkundigen und mich dann 
at in Henntniß zu ſetzen. Jetzt beſtätigt ſich auch die Ausſage der 
Croner, daß Bleichröder mit ſeinem vielen Gelde Alles gutmachen und be⸗ 
werkſtelligen kann. Few 
\ \Ferner ſagt die Staatsanwaltſchaft, die Strafverfolgun 1 iſt ſchon des 
halb ausgeſchloſſen, weil der Thatbeſtand des 8 257 des eſetzbuches 
das Vorhandenſein eines Verbrechens oder CORE zur CY h 
ein ſolches aber durch die neuerdings vom Kgl. Kammergericht veranſaßten 
1 dem von Bleichröder ebenſowenig nachweisbar iſt als zuvor. 
Dieſes iſt aber nicht der Fall; denn das Vorhandenſein eines Verbrechens 
— eines Meineides! — nicht einmal eines Vergehens, iſt vo 
wieſen und deshalb auch nicht die Strafverfolgung der Croner a 
Der p. Gierſch de Rege, welcher am 31. Januar d. J. laut Verfiigun 9 e 
Kgl. Kammergerichts den Herrn von Normann und die Wittnebel eidlich OY 
vernommen und den p. Normann mit Bleichroder konfrontirt hat, hat aus- 
drücklich zur Wittnebel geſagt, wie dieſelbe mir in Feugengegenwart mit⸗ 
getheilt hat, jetzt hülfe es dem p. Bleichröder Alles nichts, jetzt wird es bald _ 
ß öffentlichen Klage und Verhandlung kommen, denn jetzt iſt es bewieſen, © 
leichröder einen Meineid . der en hat. Dieſes Urtheil des Unter⸗ 
dan muß doch maßgebend und richtig ſein, da er doch die Sache unter- 
uct hat und genau kennt. Ich bin auch der feſten Ueberzeugung, daß den ; yy 
Gierſch de N6ae, als ſo hoher Ehrenmann, ſein Wort einer un . 
Frau gegenüber. wie die Wittnebel iſt, nicht zurückziehen und dies von n der - 5 
Wittnebel Ausgeſagte derſelben gegenüber auch nicht in Abrede ſtellen wird. 
Auch der Rechtsanwalt Modler, der doch auch ein Urtheil darüber fällen 
kann, uachdem er ſich von Allem genau überzeugt hat, hat zu Pollin in 
meiner Gegenwart geſagt, „wenn der Herr von Normann noch dieſe „ Bs | 
Rechtsanwalt Modler vorgeſchriebene) eidesſtattliche Verſicherung mit — e 
Gewiſſen abgeben kann, ſo iſt der p. Bleichröder vollſtindja des Meineſds 
überführt. Der p Normann hat denn auch die pon Modler aufgeſetzte 
eidesſtattliche Verſſcherung am 23. November v. J. abae gr Ke ho e 
Bleichröder der Meineid, wie der Staatsanwalt in ſeinem „ 
Fer 1 iſt, 3 _ nach 82 4 Seng 5550 e fa A 3 
nden hat oder es müßte wieder eine Protokollfälſchung g 5 
A müßte dann doch die Lewinſohn, der p. — rw — ed — 8 
welche das Gegentheil von Bleichröder beſchworen, einen Meineid begangen 
haben, dann müßte doch gegen dieſe wegen Meineids vorgegangen werden. 
Der p. Pollin hat die Lewinſohn zu einem Meineide daturs verleiten e 
daß fie entgegen ihrer beſchworenen Alzzſage einen "IO ſchreiben N e 


.... ͤß—7 d ⁰•-ͤ) ] ꝛᷣ—ᷣ— , , 


5 Are „die fie nach Aus] 
des Briefes von Weber abholen könnte. Die p. Lewin ohn mir 8 
die Verleitung zum Meineide am 26. Februar d. J. eine eid liche Ver- 

3 genen gegeben, deren Abſchrift ich der Königl. Staatsanwaltſchaft einn 


* 
N 


dafür 500 Mark geb 


% 5 
* 
* 


habe. Deſſen ungeachtet findet die Königl. Staatsanwaltſchaft doch 
f ſtrafbare Handlung darin (obgleich nach den 88 159 und 160 . 3 
r ſtrafbar iſt). Durch alles dieſes hier Angeführte iſt das Vor⸗ 
handenſein des Erforderniſſes des 8 257 des Strafgeſetzbuches erwieſen, 
ollin und 
leichroder + 


1. Weil Ew. Ercellenz ſich die Croner haben privatim kommen laſſen 


folglich können auch nicht die erhobenen Beſchuldigungen gegen 
Weber zerfallen. Man könnte wirklich glauben, daß Alle von 
beeinflußt wären, und zwar aus folgenden Gründen: 


und derſelben geſagt, ſie würde die Familie Bleichröder doch nicht un⸗ 


lücklich machen und vor Gericht gehen, denn vor Gericht ſagten die 


eugen ganz anders aus, ſte möchte davon Abſtand nehmen. Hierzu 

hatten Ew. Excellenz gar kein Recht. 

2. weil das Kammergericht die Klage hat zurücknehmen und die 
Seugenvernehmung einſtellen laſſen, da gar kein Geſetz darüber exiſtirt. 

3. Weil die Oberſtaatsanwaltſhaft mir Beſcheide ertheilt hat, wie: 
eine weitere Beweisaufnahme bezüglich der gegen von Bleichröder er⸗ 
hobenen Beſchuldigungen lehne ich ab. 

4. Weil die Staatsanwaltſchaft auf nichts eingeht und unterſucht, wie 
Urkundenfälſchung, Verleitung zum Meineide u. ſ. w. 

5. Weil die Unterſuchungsrichter im Anfange gleich für Bleichröder 
und gegen die Croner eingenommen waren. | 


| Ich erſuche Ew. Excellenz nochmals dringend, die Staats- wie Ober- 
ſtaatsanwaltſchaft anweiſen zu wollen, dies alles von mir Geſagte unterſuchen - 


und die für ſchuldig befundenen Perſonen nach der Strenge des Geſetzes 
beſtrafen laſſen zu wollen. 


Berlin, den 10. Mai 1884. 


Ew. Excellenz zeige ich hiermit ergebenſt an, daß ich auf meine Be⸗ 


ſchwerde vom 20. v. Mts. dieſen hiermit in Abſchrift beigefügten Beſcheid 
erhalten habe. Obgleich ich feſt überzeugt bin, daß Ew. Excellenz darin 
auch nichts weiter veranlaſſen wird, weil man ſich ſchon ſoweit eingelaſſen 
hat, ſo zeige ich dies Ew. Excellenz dennoch an, damit Ew. Excellenz, wenn 
es zum Hlappen kommt und zur Verantwortung gezogen wird, was nicht 
mehr lange ausbleiben kann, keine Ausreden haben. Meine Fragen ſcheinen 
Ew. Excellenz als Juſtizminiſter wirklich ſelbſt in Verlegenheit zu ſetzen. 
Ich will wiſſen, nach welchem Geſetz das Kammergericht die Klage und die 
weitere Vernehmung der Zengen einſtellen konnte. Ew. Excellenz ſcheinen 
dies Geſetz auch nicht zu kennen, denn ſonſt könnte es doch nicht ſo ſchwer 
fallen, mich auf dieſes Geſetz hinzuweiſen. Es iſt — wie ich ſchon an⸗ 
gedeutet habe — gewiß nur bei Bleichröder im Geldſchrank zu finden. In 
dem von der Oberſtaatsanwaltſchaft vom 28. April d. J. erhaltenen Beſcheide 
heißt es, „mir ſtände überhaupt nach 8 170 der Strafprozeßordnung ein 
Beſchwerderecht gar nicht zu, da ich nicht der Verletzte bin.“ Wie der Ober- 
ſtaatsanwalt darauf kommt und vorbeugt, ehe ich nur etwas von dieſem 

aragraphen erwähnt habe, verſtehe ich nicht, und muß dies doch auf eine 

ondere Veranlaſſung geſchehen ſein. 
abzuſchrecken die Sache weiter zu verfolgen, ſo befindet man ſich in großem 
Irrthum. Wenn es auch der Fall wäre, daß mir ein Beſchwerderecht nach 
$ 170 nicht zuſtände, ſo muß doch jeder Staatsbürger eine ſtrafbare Handlung, 
die zu ſeiner Kenntniß gelangt, anzeigen. Die Wittnebel bleibt dabei, daß 


Urkundenfälſchung ſtattgefunden hat und will dem Herrn Gierſch de R6ge ES. 


gegenübergeſtellt werden. 


8 von ihr gemachten Ausſagen auf einem Irrthum bernhen 
Ver⸗ 


Wenn man glaubt, mich dadurch 3 
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mann — beſtochen und zum Schweigen gebracht iſt, indem demſelben 500 No. 


daß die Urkundenfälſchung nicht unterſucht und auf Nichts eingegangen with. I 
daß 2. der Hauptzenge von Normann beſtochen iſt und 


Ew. Excellenz zeige ich hiermit zu meiner am 10. d. Mts. t nem - 
en Anzeige Folgendes an: AN pg 

45 kann ich mir auch erklären, wie die Oberſtaatsanwaltſchaft darauf 
wt, daß ſie in ihrem Beſcheide vorbeugt, mir ſtände der $ 170 der Straf- 
ordnung nicht zu: weil auch ſchon der Hauptzeuge — Herr von Nor. . 


=> 
* 


auf Veranlaſſung des p. Pollin von Bleichröder durch Weber gezahlt fin 
Dann ſoll Bleichröder auch noch zur Beſeitigung und Todtmachung der 
außer den 75 000 Mark an die Croner noch 70000 Mark gezahlt 
Wer Alles von dieſem Gelde bekommen, weiß ich nicht, aber der p. 
wird hierüber am beſten Auskunft geben können. Jetzt iſt es auch 


Trotzdem, daß mir 1. der $ 170 der yy icht Ne 5 8 


Nichts darin veranlaſſen wird, obgleich dies Alles genau pools ns ED I 
müßte, ſo werde ich dieſes doch wieder von Neuem zur Anzeige — — OD 

Anbei überſende ih Ew. Excellenz ney Seitungsausſchnitt, woraus 7 
Sie erſehen können, daß der Gerichtspräſident Drenkmann in Leipylg me 
der Unſicht iſt; die ich vollſtändig mit ihm theile — daß, wenn 
bewußt iſt, Nichts Strafbares gethan zu haben, man auch keine ae 
hat, Jemand ſolche Summen zu zahlen — und dieſes waren doch ga 
und geringe Summen, die Herr Drenkmann im Auge hatte, im pn on 
zu 7 = die Bleichröder bezahlt hat. 

w. Excellenz mögen ja anderer Meinung ſein und auch jetzt nicht 

mehr anders können. \ 


Nach Abſendung dieſes Briefes lief folgendes Schreiben von 
dem N beim Ugl. Kammergericht ein: 


Berlin, den 16. Mai 1884. 

Auf Ihre erneute an den Herrn Juſtizminiſter gerichtete, von dieſem ND 

an mich abgegebene Eingabe vom 10. Mai 1884 verweiſe ich Sie lediglich 
auf meine Beſcheide vom 28. April 1884 II B 2987 und 3055. N 
Fugleich eröffne ich Ihnen, daß etwaige weitere Vorſtellungen, welche 

die ihe Protokollfälſchung betreffen, wenn ſie nicht neue thatſächliche hs 
Anführungen und Beweismittel enthalten, unberückſichtigt bleiben werden 
und Ihnen auf dieſelben ein Beſcheid nicht ertheilt werden wird. Bo 


gez. von Luck. 


Hierauf ſchrieb Schwerin ſeinen letzten Brief in dieſer Sache | 
an Herrn Dr. Friedberg; derſelbe lautete: | 
Berlin, den 25: Mai 18646. 
Au meine an Ew. Excellenz gerichtete Eingabe vom 10. d. Mts. habe 
ich von der gl. Oberſtaatsanwaltſchaft dieſen hier in” Abſchrift e eee 
Mas Siem. In dem Beſcheide erklärt mir der Oberſtaatsanwalt von 
Luck, daß auf etwaige weitere Yorſtellungen, welche die angebliche Protokoll · 
fälſchung betreffen ꝛc., ein Beſcheid nicht mehr ertheilt werden wird. | 
Ich habe gar keinen Beſcheid vom Oberſtaatsanwalt verlangt, auch 
hätte derſelbe dieſen für mich nichtsſagenden Beſcheid für ſich behalten können 
und an mich gar nicht ſchicken brauchen. Wenn id. auch die klarſten wp 8 oY 
weismittel iiber die Protokollfälſchung liefere, ſo würde auch dann noch ni 8 
eingeſchritten, weil die Protokollfälſchung jedenfalls —— bewirkt 
iſt und ſich bei der Unterſuchung noch ſo 8 rausſtellen my 


von Schwerin und Bleichröder. 5 5 5 7258 7 
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wo; 1 ſollten 3 die 20000 Mart ebraudt i rototol 
Ex hun ng nicht ae wäre, ſo k die [Dittnebel als unbeſcholten 
rau nicht ſo etwas ſagen und darauf beſtehen, daß dies unterſucht werden 
fell. Wie die Croner öffentlich in Feugengegenwart ausſprengte, ſollen ja 
_ der Herr von-Madai und Hoppe für thre PRA, die A, p. Bleich ! 
| rdder geleiſtet haben, ant bezahlt 125 in. 1 5 


Und der letzte Brief, den Schwerin auf ſeine dortihene 
 Miniſterbriefe empfing, hatte folgenden Wortlaut: 


Der Oberſtaatsanwalt , Fi if: 
beim Kgl. Kammergericht. Berlin, den 27. Mai 1884. 
Auf Ihre erneuten an den Herrn Juſtizminiſter gerichteten, von dieſem 
an mich abgegebenen Eingaben vom 15. und 23. d. Mts. eröffne ich Ihnen, 
daß es bei meinen Beſcheiden vom 28. April 1884 II B 2987 und 3055 1 
vom 16. d. M. II B 3609 ſein Bewenden behält. 
Der Oberſtaatsanwalt 


gez. von Luck. 


. 


Wenn man ſich vergegenwärtigt, daß all' dieſe „Miniſter⸗ 
briefe“ an den höchſten Juſtizbeamten im preußiſchen Staate ge⸗ 
richtet worden ſind, daß der Empfänger ſie ſämmtlich geleſen 
hat — denn fie wurden ihm „eingeſchrieben“ und an die perſön⸗ 
liche Adreſſe zugeſandt! — und daß ſie Beſchuldigungen der aller⸗ 
ſchwerſten Art enthalten, ſo nimmt ſich die jeweilig darauf ertheilte 


Antwort — vorzüglich aber die letzte des Herrn von Lu in vier 
Seilen — doch recht — — beſcheiden aus. Einige Jahre früher 
waren lange nicht ſo hochſtehende Perſönlichkeiten wie der Juſtiz⸗ 
miniſter ſofort bei der Hand, Strafanträge gegen Herrn von 
Schwerin wegen Beleidigung zu ſtellen, wenn er ihnen in kernigen, 
echt deutſchen Worten die Wahrheit ſchrieb. Nachdem er aber 
dann mal den Beweis der Wahrheit für ſeine Behauptungen 
gegen Herrn von Madai und den Grafen Pückler mit unſäglicher 
Mühe geliefert hatte und von der angeblichen Beleidigung des 
Polizeipräſidenten in 5. Inſtanz freigeſprochen worden war, wo- 
durch gleichzeitig erwieſen iſt, daß ſeine früheren Verurtheilungen 
ganz zu Unrecht erfolgt ſind, ſcheint man in gewiſſen Ureiſen un⸗ 
geheuren Reſpekt vor der Energie und Thatkraft dieſes ehemaligen 
Uriminalfommiſſars und Kämpfers von Sebaſtopol bekommen 
zu haben, der ſoweit ging, daß man nunmehr Alles — aber 
abſolut Alles! — von ihm einſteckte und gar nicht mehr den 
Verſuch wagte, ihn wegen Beleidigungen oder dergleichen anklagen 
zu laſſen. Man konnte es erheiternd nennen, wenn es nicht ſo 
verteufelt ernſt wäre, was der — glücklicherweiſe — verfloſſene 


| Weil 3 Im Unrecht war doch 0 RR ge nicht! leibt - 
nur übrig, daß er Recht hatte! Hatte er aber Recht, ſo giebt 5 
es kein Wort in der deutſchen Sprache, welches die Art und Weiſe, 1 
wie der höchſte Juſtizbeamte im preußiſchen Staate der zwingenden 
Nothwendigkeit, dies anzuerkennen und zum Siege zu verhelfen, 
aus dem Wege gegangen iſt, richtig benennt. Komme man uns 
nicht mit Formalien und ſage, Dr. Friedberg ſei geſchãftsordnungs⸗ 155 
mäßig oder bureaukratiſch richtig verfahren, als er die perſönlichen 
Briefe dem Herrn Oberſtaats anwalt von Luck zur weiteren Ver⸗ 
anlaſſung zufertigte! Dazu iſt die vorliegende Sache — wie ſchoen 
geſagt — zu ernſt, denn entweder gehörte Herr von Schwerin 
auf die Anklagebank, oder Diejenigen, welche er in ſeinem Schreiben 
beſchuldigte. Da keines von Beiden geſchehen, ſo iſt unter allen 
Umſtänden das Anſehen der preußiſchen Juſtiz in eminentem 


Maße geſchädigt worden, Schwerin hat heute noch keine Gerechtig⸗ | 1 
keit gefunden, kann ſie aber als Preuße verlangen, denn Gerechtig - 


keit muß jedem Preußen werden! Wie ſicher Schwerin 
ſeiner Sache war gegen Herrn Dr. Friedberg, erhellt am Beſten 


daraus, daß er trotz all' dieſer — ſagen wir kernigen — Briefe 


perſönlich in's preußiſche Juſtizminiſter-Hotel gegangen iſt, ſich - 
da er als Hriminalkommiſſar a. D. von Schwerin eine Audienz 
ſicherlich nicht erhalten hätte — vom Diener als Graf CTſchiſchipanß 


bei ſeiner Excellenz anmelden ließ, vorgelaſſen wurde und nun 


ſofort erklärte, wer er ſei und was er wolle: nämlich Auge f a a 
in Auge dem Herrn Juſtizminiſter ſeine Meinung ſagen, miind- > 


lich Beſchwerde führen, da die ſchriftlichen nichts nützten, auch 
wenn ſie noch ſo gepfeffert ſeien! Was that Herr Dr. Fried- 
berg? ' Zuerſt wäre er beinahe in Ohnmacht gefallen, dann 
aber raffte er ſich zu den Worten auf: „Sie haben mich fort⸗ 
geſetzt ſchwer beleidigt, ich könnte Sie beſtrafen laſſen, wenn 
ich nicht bedächte, welcher Familie Sie angehören und was Sie 


ſich ſchon Alles eingebrockt haben.“ Hierauf erwiderte Schwerin;: 3 
„Mich zu verklagen, wagen ja Ew. Excellenz nicht, denn Sie 


wiſſen, daß ich dies wünſche, wiſſen aber auch, daß ich im 
Rechte bin und Ew. Excellenz nur die nackte Wahrheit ge⸗ 


ſchrieben habe!“ Dr. Friedberg: „So, meinen Sie? Nun, ſo. 7 


Pos en wir davon (weigen! a.” 3 Sie nun 8 ite “ 


Schwerin: „Von Ew. Excellenz wünſche ich immer daſſe be: 
p Gerechtigkeit! Die wird mir aber nicht, weder in meiner eigenen, 1 
noch in der Bleichröder' ſchen Sache. (Und nun folgten Details. 1 
die ſämmtlich ſchon brieflich behandelt waren.)“ — Ein weiterer 5 
Kommentar zu dieſem Kapitel dürfte unn8thig ſein. — | 


v. $<werin's Peſchwerden allerhöchſten Aris und 
deren „Erledigung“. 


Während die Croner'ſche Angelegenheit noch beim Hammer: _ 
gericht ſchwebte und ehe Herr von Bleichröder an Sahlung der 
75 000 Mark im Traume gedacht haben wird, machte Schwerin 
unter dem 16. Januar 84 ein Immediatgeſuch an Se. Majeſtät 
den Haiſer Wilhelm. Dieſes Schreiben iſt ſehr ausführlich gehalten, 
ſpezifizirt die ſämmtlichen Beſchwerden in eigener Sache und in 
der Croner'ſchen, bringt alles das zur Sprache, was je an Dr. 
Friedberg, von Madai, Graf Pückler ꝛc. geſchrieben worden iſt 

und welche Folgen es gehabt hat; zum Schluß beteuert Schwerin 
ſeine völlige Unſchuld und ungerechte Beſtrafung, bittet den 
Monarchen um Gerechtigkeit und um ſtrengſte Beſtrafung für 
den Fall, daß ſeinerſeits in irgend einem Punkte die Unwahrheit 
geſagt ſein und ſich herausſtellen ſollte, aber auch um rückſichts⸗ 
loſe Ahndung der ihm zugefügten Schmach an Diejenigen, welche 
ihr Amt mißbraucht und das Recht mit Füßen getreten haben 
— ohne Anſehen der Perſon. | 

Hierauf empfing Schwerin vom Geheimen Civilkabinet unter 
hors 1. März die Mittheilung, daß ſein Geſuch auf Befehl Sr. 
Majeſtät den Miniſtern des Innern und der Juſtiz zur Prüfung 
überwieſen worden iſt; dieſelbe veranlaßte ihn, am 4. März an 
den Geheimen Kabinetsrath von Wilmowsky noch einen längeren 
Brief zu ſchreiben, der folgendermaßen ſchloß: 8 

„Ich bin der feſten Ueberzeugung, daß Herren zum Thron Zutritt er⸗ 
halten, denen ſolche Geſinnungen (wie ſie der Vorfahre des Briefſchreibers 
— der Generalfeldmarſchall von Schwerin — und alle Glieder der Familie 
gehegt haben) fremd find, die feine Ehre mehr beſitzen und mit denen ich 


einen näheren Umgang pflegen möchte, die ſich ſchämen müßten, noch Sr. | 
Majeſtät vor Augen zu treten. 
Sollte ich aber erfahren, daß Seine Majeſtät von meinem Geſuche nicht 
erfahren hat und ihm die Wahrheit nicht unterbreitet iſt, fo ſchwöre ich 
Gott dem Allmächtigen und bei meiner Ehre, daß ich Sr. Majeſtät doch ein 


ſpondenz über die Angelegenheit muß ich mich übrigens enthalten. 


dee et Sue dne, dis. ee js 
ch ſo ee > eg r ee 


aſident von | Madan auch no und 
8 jo. viel . anſtellt, mich zu 4 gy ſo wake . - ZI 
ch fertig bringen.“ 0 


ven e ertheilte darauf am 21. März oy =Z 
folgende Antwort: 3 


Auf die Eingabe vom 4. d. Mts., zu welcher Sie ſich trotz meines 
Beſcheides vom 1. d. Mts. noch einmal veranlaßt geſehen haben, A ic. £ 
Ihnen zunachſt bemerklich, daß die Herren Fliigel-Adjutanten Sr. mage: 2 
des Kaiſers und Königs weder das Recht noch die Pflicht haben, Sr. Majeſ tickt 
den Inhalt geſchäftlicher Geſuche perſönlich zu unterbreiten. „ 

Wenn Sie nun Sweifel darin ſetzen, daß Se. Majeſtät Ihr Immediat · 
ys vom 16. Januar d. J. erhalten habe, jo könnte ich mich zwar darauf 
beſchränken, Sie auf meinen Beſcheid vom 1. d. Mts. zu verweiſen, 

Se. Majeſtät den Befehl ertheilt haben, daß das Geſuch den Herren 
miniſtern überwieſen werde. Ich wiederhole Ihnen aber hiermit ausd 
daß Sr. Majeſtät über daſſelbe ausführlich Vortrag gehalten worden 

Se. Majeſtät nicht nur über deſſen Inhalt, ſondern auch über Ihre 

Ihre Beſchwerden vollſtändig unterrichtet ſind. Se. Majeſtät — 
aber nach Kenntniß der obwaltenden Verhältniſſe Sich bewogen gefunden, 
die Herren Reſſort-Minjſter mit der Prüfung Ihrer Angelegenheit zu be. 
auftragen. Demgemäß beruht die Zufertigung Ihrer hen Allechocſfion: 235 
vom 16. Januar d. J. an dieſelben auf der ausdrücklichen All 9 85 
Beſtimmung Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs. Einer weiteren Korre- 


Das Ergebniß des ausführlichen Vortrags, der Sr. Majeſtat 
nach Angabe des Herrn von Wilmow sky gehalten ſein ſoll abe 5 
Herrn von Schwerin's Beſchwerden und ſeine Perſon, findet man 
in folgendem Schriftſtück: 


Miniſterium des Innern. 
Secret! | 
Des Konigs Majeſtät haben uns Ihre an Allerhöchſtdieſelben 2 
ns vom 16. Januar d. J. zur Prüfung und Verfügung 12 fertigen 
N 0 2 geruht. In Folge deſſen eröffnen wir Ihnen auf dieſelbe Nack 
ehendes: 

Was Ihre im Disziplinarwege ausgeſprochene Entlaſſung aus 
Staatsdienſte betrifft, ſo können Sie nur auf die zahlreichen Ihnen von mir, 
e Miniſter des Innern, dieſerhalb früher ertheilten Beſcheide 2 
werden. ö 
Die vor einer Reihe von Jahren zum Swecke einer Regelung der 
Verhältniſſe zwiſchen der ſeparirten Croner und dem Geheimen NKommerzien⸗ 
rath von Bleichröder und bei Ueberſiedelung der p. Croner nach — = 
von Seiten einiger Polizeibeamten geleiftete Mitwirkung hat nach 4 
darüber vorgenommenen Ermittelungen in der in Ihrer Vorſtellung e e 
16. Januar cr. dargeſtellten Art nicht ſtattgefunden und einen amtl n 
Charakter überhaupt nicht getragen. LE 

Was endlich die Anzeigeſache der p. Croner wider den 3 . 
Kommerzienrath von Bleichröder anbelamat. ſo hat die p. Croner gegen den 
ihr von dem hieſigen Königlichen Oberſtaatsanwalt unter dem 50. No- 


Berlin, den 6. April 1884. 


42 5 
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vember b. J. ertheilten Beſcheid nach maß gabe abe des g 170 der Strafprozeſ;- 
ordnung vom 20. Dezember v. J. bei dem Kgl. Kammergericht den Antrag 
f auf gerichtliche Entſcheidung geſtell, denſelben jedoch demnächſt wieder zu 
enommen, worauf dann durch Beſchluß des Ugl. Kammergerichts vom 


4. Februar d. J. der gedachte Antrag für erledigt erklärt worden iſt. 
Hiernach kann Ihrer Immediatvorſtellung vom 16. Januar cr. eine 
weitere Folge überall nicht gegeben werden. c ö 


M. d. J. II 2903 Der Miniſter des Innern. 
J. M. IV 3691 


In Vertretung: Der Juſtizminiſter 
gez. Herrfurth. gez. Dr. Friedberg. 


Schwerin antwortete darauf unter dem 22. April: 
Secret! 


Un 
das Miniſterium des Innern. 
Mit dem mir zuertheilten Beſcheide vom 6. d. M. unter No . 
3 d. M. I 


bin ich nicht einverſtanden und werde mich nicht dabei beruhigen, da der 
Beſcheid Unwahrheiten enthält und meine Vorſtellungen vom 16. Jannar er. 
der Art ſtattgefunden haben, wie ſie von mir angegeben ſind und auch auf 
Wahrheit beruhen. Auch weil der Juſtizminiſter mir nicht meine Frage, 
worum ich denſelben ſchon ſo oft erſucht habe, beantwortet hat. Mich hier 
auf weitere Erörterungen und Auseinanderſetzungen über den Beſcheid ein⸗ 
8 halte ich für erfolglos und nicht rathſam, da mir ja ſchon in dem 

eſcheide mitgetheilt wird, daß mir auf meine Immediat⸗Vorſtellung vom 
16. Januar cr. eine weitere 2 nicht gegeben werden ſoll. Dieſes hat mir der 
Miniſter des Innern, der Herr von Puttkamer, ſchon mehrere Male eröffnet, 
aber ſein Wort nicht gehalten und mich immer wieder beſchieden, wo ich 
gar keinen Beſcheid mehr von ihm, ſondern von Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
erwartet habe. Ich werde dieſes Alles nochmals Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
der Wahrheit gemäß, wie ich auch ſchon immer gethan habe, unterbreiten. 


»In Derfolg der ganzen Angelegenheit richtete Schwerin 
dann noch vier längere Schreiben de dato Berlin, 24. April, 
16. Mai, 1. September und 9. September an Se. Excellenz Herrn 
von Wilmowsky, aus denen wir folgende Stellen anführen wollen: 


a) In dieſem Beſcheide heißt es: „Die vor einer Reihe von Jahren zum 
Zwecke einer Regelung der Verhaltniſſe zwiſchen der ſeparirten Croner und 
dem Geheimen Kommerzienrath von Bleichröder und bei Ueberſiedelung der 
Croner nach Kopenhagen von Seiten einiger Polizeibeamten geleiſtete Mit⸗ | 
wirkung hat nach den darüber vorgenommenen Ermittelungen in der in £ 
Ihrer Vorſtellung vom 16. Januar d. J. dargeſtellten Art nicht ſtattgefunden, _.' 
auch einen amtlichen Charakter überhaupt nicht getragen.“ Dieſes iſt eine 
Unwahrheit; denn der Sachverhalt hat ſich genau ſo zugetragen, wie ich ihn 
am 16. Januar Sr. Majeſtät unterbreitet habe. 

Ew. Excellenz haben mir ausdrücklich in dem Beſcheide vom 21. März 
d. J. unter No. 5685 erklärt, daß Sr. Majeſtät über daſſelbe ausführlich 
Vortrag gehalten worden iſt und daß Se. Majeſtät nicht nur über deſſen 
Inhalt, ſondern auch über meine Perſon und meine Beſchwerden vollſtändig 
unterrichtet ſind u. ſ. w.“ % 

b) Ich muß dies von Ew. Excellenz, einem ſo hohen Ehrenmanne, der 
eine ſo hohe Stellung einnimmt, glauben. — Vor allen Dingen möchte ich 
wiſſen, worin die Ermittelungen und Prüfungen beſtanden haben, und den⸗ 
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: See bb „dem ich mich aber 3 will. Sie 4 


zur  Fortſaffun der Croner fommandiren welches um aha 


muß ich noch bemerken, daß ih in meinem Geſuche vom 16. Januar d. A: 7 2 
Se. Majeſtät ausdrücklich gebeten habe, mich auf's Strengſte ed zu N 


| 5 Se. ajeſtät ebenſo berichtet iſt, ſo iſt Se. Majeſtat hintergan 


iſt traurig, daß ſo etwas noch im preußiſchen Staate vorkommt und de 


„ 
r 


gr Feel eee 
esfalls auf mir ruhen laſſen, obgle man auch 
akteren vermuthen kann, daß ie genug ſind 


it, daß fie in dem Beſcheide ſagen, es hätte überhaupt einer 
— Charakter nicht getragen. Wie koennte mich dann wenn die: 
keinen amtlichen Charakter getragen hat, meine vorgeſetzte Co enſtlich 


weil es einem Beamten überhaupt nicht erlaubt iſt, ſich in Prir gelege 
eiten zu miſchen, noch dazu in eine ſchmutzige; und deſſen un zeacht t ha 
die Behörde noch dazu hergegeben, mich als Beamten zu 2 diren, 

ein liderliches, jüdiſches Hurenmenſch en einer Privatangelegenheit 
während des ſchsnen heiligen Weihnachtsfeftes. welches ein Jeder gern in 
ſeiner Häuslichkeit zubringt, aus dem Lande zu transportiren. A 


— ——— 22 


laſſen, wenn mir eine Unwahrheit nachgewieſen werden kann. | 
Sogar wird durch dieſen Beſcheid der ſchon längſt bewieſene Mem i dns 
beſtärkt, indem es in dem Beſcheide heißt, zur Regelung der 92 nifſe- © 
jor chen der Croner und dem Bleichröder u. ſ. w., da Bleichröder doch a 5 
woren hat, in keinem Verhältniß zu der Eroner geſtanden zu 


belogen. Was mögen nun wohl hinter meinem Kücken Sr. 1 
Unwahrheiten über mich hinterbracht ſein, welches auch wohl die Deranlaſſun - 
iſt, daß ich keine Stelle mehr im Staatsdienſt bekommen kann und mir 1 
keine Penſion gewährt wird. Ich gehe aber von dem Grundſatze aus 
„Traue Gott und ſcheue Niemand“, uid kann Jedem frei unter die Augen 
treten und habe bis jetzt noch nichts Entehrendes begangen. Ich will aber 
vom Juſtizminiſter wiſſen: 5 
„Nach welchem Geſetz und nach welchem Paragraphen die Croner 
den geſtellten Antrag auf richterliche Entſcheidung wegen Meineides beim 
Kammergericht zurücknehmen konnte und wie das Kammer 3 auf eine 
wiſſentlich falſche Erklärung der Croner hin, wofür Bleichröder der Croner 
75000 Mark bezahlt hat, die Unterſuchung einſtellen konnte, wo doch der 
Meineid bewieſen war.“ 


0) Ich bitte Ew. Excellenz:ganz ergebenſt, mir doch umgehend e 5 — 
ob Ew. Excellenz veranlaſſen kann und wird, daß mir Aufſchlu gegeben 
wird, worin die Ermittelungen und prüfungen über meine Vorſtellung vom 
16. Januar an Seine Majeſtät beſtanden haben; ob mir die ehrloſen un?d 
gewiſſenloſen Charaktere, die den wiſſentlich falſchen und lügenhaften Beſcheid 
ertheilt haben, damit ich dieſelben nach den 88 186 und 187 des 18 
W belangen kann, gegeniibergeftellt werden, denn ich will wen 

n. 7 
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Ew, Excellenz werden mir doch zugeſtehen müſſen, daß Männer, welche 
eine as. e500 falſche Thatſache behaupten, um einen Andern in der öffent⸗ 
lichen Meinung herabzuwürdigen und dadurch zu ſchädigen ſuchen, | 
Ehrenmänner nd. Trotzdem aber halten fie ch noch für nänn 
und haben auch noch mit wirklichen Ehrenmännern Umgang, deren Eh: 
dadurch ebenfalls auf dem Spiele ſteht. Ich würde mich eines ſolchen Ur 
gangs ſchämen. Das Miniſterium mußte die Behörde darüber zur Dan 
wortung ziehen, wie ſie einen Beamten in ſo einer ſchmutzigen Angelegenheit 
dazu kommandiren konnte. Ich werde dies keinesfalls auf ſich be eruhe 
laſſen, noch dazu da die Croner behauptet, daß Bleichröder da 
hat, und wenn auch Alle gegen mich ſind und unter einer Deike 


"he 


lügenhaften Beſcheid nur zu dem f chmutzigen 


ich, 1 ih w. 2 als e EE 


e, daſ 
Wenn ich eine ſo hohe Stellun 


Alles genau unterſucht wird, und mich des Schwachen und Unterdückten an⸗ 


2 . nehmen, und noch dazu wenn er unſchuldig leiden muß. 


Ich glaube wohl, daß es Ew. Excellenz ſchwer fällt, meine Bitte 
erfüllen. Ich hätte Ew. Excellenz auch nicht damit beläſtigt, wenn mir ni 


von allen Seiten gerathen wäre, mich gerade an Sw. Excellenz zu wenden, 
und mir die Verſicherung ertheilt worden wäre, daß ſich Ew. Excellenz als 


gerechter Mann der Sache annehmen und für die gerechte Sache eintreten 
würden. Es iſt ſehr leicht geſagt: „Die geleiſtete Mitwirkung von Seiten 
einiger Polizeibeamten bei Ueberſiedelung der Croner nach Kopenhagen hat 
nach den darüber vorgenommenen Ermittelungen in der in Ihrer Dorſtellung 
vom 16. Januar dargeſtellten Art nicht ſtattgefunden, auch einen amtlichen 
Charakter nicht getragen“ und mich 8 als Lügner hinzuſtellen und 
mich in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. Dies kann jeder elende 


Wicht. Mir aber den Beweis zu liefern und mir genau anzugeben, worin 


meine dargeſtellte Art nicht ſtattgefunden hat, kann nicht ein Jeder. 
verlange, wenn mir der Beweis erbracht wird, daß es ſich nicht ſo verhält, 
wie ich es dargeſtellt habe, auf's Strengſte beſtraft zu werden. 


d) Dieſes iſt auch das Klügſte nämlich das Nichtantworten bezw. Todt⸗ 


ſchweigen), wird mich aber doch nicht zum Schweigen bringen, da ich mich 


nicht über die niederträchtigen Schandthaten dieſer ehrloſen Herren hinwe 
ſetzen kann. Auch habe ich vorausgeſehen, daß Ew. Excellenz mir diefe 
gewiſſenloſen Herren nicht namhaft machen würde, da ſich Ew. Excellenz 
dann ja ſchämen müßte, mit ſolchen Herren zu verkehren, denn dieſe ehrloſen 
Herren, die den lügenhaften Beſcheid vom 6. April d. J. gemacht haben, 
ſind doch nicht im Stande, mir den Beweis zu 1 . daß meine dargeſtellte 
Art in meiner Vorſtellung vom 16. Januar d. J. nicht ſtattgefunden und 
einen amtlichen Charakter n nicht getragen hat, ſondern haben dieſen 
Swede benutzt, mn mich in 
der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen und mich 3 ny ot pa 
um ihre Schurkenſtreihe damit zu verdecken. Es thut mir leid, ce enz 
offen und ehrlich zugef:ehen zu müſſen, daß ich der feſten id, Ew. Exc bin, 
obgleich Ew. Excellenz mir in dem Beſcheide vom 21. März cr. unter No. 
5685 ausdrücklich verſichert haben, „daß Se. Majeſtät über meine Beſchwerden 
und über meine Perſon ausführlich Vortrag gehalten und vollſtändig unter⸗ 
richtet iſt, daß Se. Majeſtät über meine Beſchwerden ſowie über meine 
Perſon auch noch nicht das Geringſte erfahren hat, oder es müßten ihn auch 
nur Lügen hinterbracht und er damit hintergangen und betrogen ſein. D 
unſer Allergnädigſter Kaiſer, auf den ich meine ganze Hoffnung ſetze, würde 


bei ſeinem Gerechtigkeitsgefühl alles von mir Ausgeſa 85 genau unterſuchen, 


Sich von der Wahrheit überzeugen und mir Gerechtigkeit widerfahren laſſen 
und zuſehen, ob wirklich ſolche ehrloſe Herren die Dreiſtigkeit beſitzen, i th 
zu hintergehen und doch noch am Hofe verkehren. Er würde ſie dann nicht 


länger am Hofe dulden und ſie annere da ich alles von mir Ausgeſagte 


unter Beweis ſtelle. 


Aber alle ſeine Bemühungen waren vergeblich; des halb ver⸗ 


faßte er ein noch aus führlicheres Immediatgeſuch an des Kaiſers 
Majeſtät, deckte in demſelben alle Handlungen der einzelnen Perſoͤn⸗ 
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8 0 immer ZHweifel hege, daß Sr. Majeſtät 9 und 9 
Vortrag darüber gehalten in | | 
und mir ein ſolcher Fall vorkäme, ſo würde ich gewiß darauf digs wager 


* 


RT) 


_. Rronprinzen als Präſidenten des Staatsraths mit Unterſy 


5 | - "au in a eigenen I Fes © Crete Sache auf, k n 
Viele der Ungerechtigkeit, des Mißbrauchs der An alt, 


Mitwiſſenſchaft und Mithilfe bei ſtrafbaren ! ngen 
und brachte daſſelbe am 16. Dezember an den Chron,” nachder 


ihm eine Audienz bei Sr. Majeſtät vom Geheimen Zivil- (abi it 


abgeſchlagen worden war. Schwerin's Bitte ging dahin, : S os 
Majeſtät möge geruhen, Se. Haiſerlich Hönigliche Hoheit den 


all' ſeiner Beſchuldigungen gegen hohe und höchſte Beamte in 
Staate zu betrauen, nicht aber die Miniſter des Innern und der 
Juſtiz, gegen welche ſich ſeine Anklagen ebenfalls richteten; ſollt 3 
ſich auch nur eine einzige Unwahrheit in Schwerin's Darſtell nge 
ergeben, ſo wurde um die allerſtrengſte Beſtrafung des Petenten 
dringlichſt gebeten. — Dieſelbe Eingabe richtete Schwerin untern 
dem 27. Dezember mit einigen Zuſätzen an Se. Kaiſerl. Usnigl. 
Hoheit den Uronprinzen, erhielt aber darauf am 12. Januar ha: 8 

den bedauernden Beſcheid: © oO 


daß Se. Kaiſerliche und Hönigliche Hoheit der Kronprinz nicht in der £ 
iſt, in eine Prüfung der vorgetragenen Angelegenheit einzutreten, dem 
die 5 ee N beſchieden worden 1 


deuſchen Reichs und von -"Drewſten einen eingeſchriebenen 
abzulaſſen, der wortlich Folgendes ausfiihrte: 


Ich bin der feſten Ueberzeugung, daß Se. Majeſtät noch nicht eins 
meiner vielen eingereichten Geſuche erhalten hat, daß dieſelben alle unter» 
agen ſind und daß die Herren dies unter ſich a abgemacht om hn 
daß Majeſtät auch nur bis jetzt das Geringſte über meine A 
erfahren hat, indem ſie glauben, mich mit ihren lügenhaften Beſ zur 
Schweigen zu bringen. Dieſes wird ihnen aber nicht gelingen, 8 lang. 
noch ein Tropfen Blut in meinen Adern fließt, werde ich nicht ruhen, by 
mir Gerechtigkeit widerfahren und meine Angelegenheit genau ohne. Anſehe 
der Perſon unterſucht wird, denn ich bin zu ſehr in meiner Ehre gekränk 
und habe zuviel unſchuldig leiden müſſen; auch bin ich dies meiner alte 
84 jährigen Mutter, meinem Namen, der im deutſchen Lande ſo ſteh 
und meinen 3 Neffen, Söhnen meines Bruders des Majer a. D. von Schwer 
welche alle drei Offiziere in der preußiſchen Armee ſind, ſchuldig, auch wei 
ich unſchuldig aus meinem Amt und Einkommen auf eine bloße hm. 
hin ohne Penſion geſtoßen wurde und dieſe Herren ſehr wohl wiſſen, 
ich in meinem Rechte bin und Alles, was ich angegeben habe, unter | 
ſtellen kann. 8 
Graf Pückler — mein erſter Feind — hat ſelbſt gr * idl 
zugeſtehen müſſen, daß die Möglichkeit nicht n auch ein 

nderer als ich die Fälſchung der beiden 3 ann, Dieſe 
Herren ſind in dem feſten Glauben, daß Se. Majeſtat 41 doch liches 


© erfet, den fot witden fe s ict wagen, mich it ligenhaſten Br." 
ſcheiden abzufertigen, und nicht einſtecken, was ich alles Herrn ey Wit?! 
mowsky und dem Juſtizminiſter geſchrieben habe. Unter Anderem habe ich 
erklärt: „Ich würde mich ſchämen, mit ſolchen ehrloſen und charakterloſen 


Herren 3 zu haben.“ Se. Majeſtät kann hiervon keine Henntniß 
erhalten haben, denn ſonſt würde dies alles von mir Angeführte nicht mit 
Stillſchweigen übergangen und dieſe elenden Herren, die als Unterhändler 
99 2 der Kuppelei und des Meineids ſchuldig gemacht haben und die 
lügenhaften Beſcheide zu dem ſchmutzigen Zwecke benutzen, die Leute in der 
fentlichen Meinung herabzuwürdigen und dadurch zu cadigen ſuchen, nicht 
anger am Hofe geduldet werden. Dieſe Anſicht theilt jeder anſtändige 
mieenſch mit mir, mit dem ich Kückſprache hierüber genommen habe. Es iſt 
traurig, daß ſo etwas noch im preußiſchen Staate unter einem ſo gerechten 
und guten Kaiſer vorkommt. Dieſe Herren find aber alle von Bleichröder 
beeinflußt, denn er rühmt ſich ja ſelbſt damit, daß ihm nichts geſchähe, da 
ſlämmtliche Herren unter ſeinem Einfluß ſtänden. Wenn meine Angelegenheit 
von Grund auf ohne Anſehen der Perſon genau unterſucht würde, ſo würde 
Manches von dieſen Herren, die darin verwickelt ſind, ans Tageslicht kommen, 
ſodaß ſie gern von ſelbſt heimlich Berlin den Kücken kehren würden. 
Einen neuen Beweis, wie ſie mit mir verfahren und umgegangen ſind, 
will ich Ew. Kaiſerlihen und Königlichen Hoheit hier noch anführen: Graf 
ler, der Dirigent der IV. Abtheilung, mein früherer Chef, der mich von 
nfang an nicht leiden konnte und auch an meiner Entlaſſung ſchuld iſt, 
hat auf eine Anzeige, die von einem Kellner Richter wegen Hazardſptels 
| gegen den Inſpektor Schuchhardt ans Präſidium gerichtet war, ein falſches 
REY: eferat abgeſetzt, und zwar zu Schuchhardts Vortheil, welches ih dem Grafen 
. eee vor dem Landgericht II bewieſen habe. Der Graf Pückler pr xg 


damit, daß er von ſeinem Kommiſſarins falſch unterrichtet ſein müſſe. 
ieſes iſt aber nicht der Fall, ſondern weil Schuchhardt den Grafen Pückler 
gebeten hatte, die Sache todt zu machen, deshalb iſt jenes falſhe Referat 
auf den Kichter'ſchen Brief geſetzt! Aus dieſem Grunde hat der Polizei- 
präſident von Madai mir auch die Richter'ſche Anzeige auf mein vielfaches 
Erſuchen nicht vorgezeigt, wodurch ich mich dann veranlaßt ſah, dem p. von 
Madai die Wahrheit zu ſagen, ſo daß er Grund fand, mich wegen Be⸗ 
leidigung zu verklagen. Ich wurde vom Landgericht | wegen Beleidigung 
auch verurtheilt, die Richter ſche Anzeige mir aber trotz meines Erſuchens 
_ vorgezeigt. Ich legte gegen dieſes Urtheil Reviſion ein und beantragte 
in dieſer 2 viſion Vorlegung der Richter'{hen Anzeige, welches auch bewilligt 
und angeordnet wurde, ſo daß ich dann in dem neuen Termin dem Grafen 
vor dem Landgericht II bewies, daß er ein falſches Referat abgeſetzt 
hatte. Ein gewiſſer Boldes, der auch früher bei der Kriminalpolizei thätig 
war, und der Inſpektor Schuchhardt haben in meiner Angelegenheit einen 
Meineid begangen. Ich habe auch beide wegen Meineides denunzirt, bin 
aber überall abgewieſen, weil Alles beeinflußt war. Es iſt ſoweit gegangen, 
daß der p. Boldes in dem Termin beim Landgericht I, nachdem er ſchon 
vernommen und abgetreten war, aber im Sitzungsſaale verbleiben mußte, 
dem Schuchhardt bei ſeiner Vernehmung ins Wort fiel und aufmerkſam 
machte, daß er nicht zuviel ausſagte. Dieſes iſt Alles ohne, geahndet zu 
werden, geſtattet worden. Dieſer p. Boldes war vor dem Termin ſchon ſo 
abgeriſſen, daß er kaum einen Vock auf dem Leib hatte, und gleich nach 
dem Termin war er im Beſitze einer Weinhandlung. Wovon hat er dieſe 
e Dieſes würde ſich Alles bei genauer Unterſuchung herausſtellen. 
Viele der Schutzleute ſollen jetzt, um den Boldes in Nahrung zu ſetzen, von 
ihm Zigarren entnehmen und viele der Kriminalfommiſſarien in deſſen 
Weinhandlung verkehren. Dieſes iſt Alles dem Juſtizminiſter unterbreitet, 
aber Alles mit Stillſchweigen übergangen. Eine ſchöne Juſtiz! Wenn dieſe 
Herren machen können was ſie wollen, daß fie ſich von der gerechten Strafe 
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nur fur die Armen? Nein! Bie Gesetze 


ſo 8 wir ar teine Go en 


of; find ſowohl für die Armen wie 9 42 oye, Reichen, . für Hoch m 
Geſetze müſſen doch auch reſpe ao os Da ich mein 

4 ung und das Vertrauen, daß mir doch einmal Gerechtigkeit wide 

5 wird, auf Euere Kaiſerlihe und Königliche Hoheit und pon 8 
Nis geſeht habe, ſo bitte ich Ew. Kaiſerliche und Königliche eit 


Ales von mir hier Angeführte Sr. Majeſtät zu unterbreiten, 
damit Se. Majeſtät Ew. Kaiſerlichen Königlichen Hoheit Höchſtdero Auftre 
ertheilen und in die Lage verſetzen möge, dies alles von mir An the 
genau zu unterſuchen, damit meine Unſchuld an's Tageslicht kommt. 
glaube wohl, daß es Ew. Kaiſerl. — Hoheit ſchwer fällt und 
thut, Sr. Majeſtät bei dem hohen Alter noch den Kummer zu bereiten, i EEE 
ſpäter eventuell in Kenntniß davon ſetzen zu müſſen, daß ſolche elende Elemente : 
um ſeinen Thron verſammelt ſind, denen er ſein volles Vertrauen geſchenfkt;, 
die dieſes aber ſo mißbrauchen und ihn auf ſolche ſchändliche Art und ſe 
hintergehen. Auf dieſe Herren kann doch keine Kückſicht genommen werden 
denn die Gerechtigkeit, die dem Hohenzollernhauſe angeboren iſt, muß eh Ts 
die Oberhand behalten. Hier kann doch auch nicht ein hohes Alter vor- 

eſchoben werden, da ſich doch Ew. Kaiſerl. und Königl. Hoheit — Gott 
fe ei Dank — im beſten Mannesalter befinden und Sich auch einer gntnn 
Geſundheit erfreuen. Ich habe Ihrer Majeſtät der Königin von England 
10 Jahre lang gedient, und zwar während des Krimkrieges bei der Fremden 
legion und in Südafrika bei der Frontier Armid Mounted Police, und binn 
dann 10½ Jahr bei der Kriminal ⸗Polizei hierſelbſt mit großem Erfolge 
thätig geweſen, welches der Herr Regierungspräſident von Wurmb und 
Se. Excellenz der Herr Oberpoſtdireftor Stephan bekunden müſſen. 


Unter dem 2. März 1885 theilt das Geheime Sivil⸗Habinet 
Sr. Majeſtät des Deutſchen Kaiſers und Hönigs von Preußen 
an Schwerin mit, daß ſein Immediatgeſuch vom 16. Dezember 84 
auf Allerhöchſten Befehl an die Herren Miniſter des Innern und 
der Juſtiz zur Prüfung und weiteren Veranlaſſung abgegeben 
worden iſt; da aber inzwiſchen mehr als 3 Monate vergangen 
waren, ohne daß ſeitens der erwähnten Herren Miniſter E 5 
Etwas in ſeiner Sache geſchah, ſo ſchrieb Schwerin am 30. may : 
noch einmal an Se. Majeſtät und führte wörtlich Folgendes aus: 


Ich bin der feſten Ueberzeugung, daß mir der Miniſter des Innern 
nicht den Beweis liefern kann, daß meine dargeſtellte Art vom 16. Januar 2 
nicht ſo ſtattgefunden hat, wie ich ſie Ew. Majeſtät unterbreitet u. ſ. w. 
Auch wird der Juſtizminiſter mir kein Geſetz nachweiſen können, 9 


rr œ Too 
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das Königl. Kammergericht den geſtellten Antrag auf gerichtliche 2 ; 
wegen des von Bleichröder begangenen Meineides auf eine wientlit ay 644.” 
Erklärung der Croner hin und nachdem die Feugen laut Verfügung des 
Uonial. Kammergerichts ſchon eidlich darüber vernommen waren, len 
konnte, denn es exiſtirt darüber kein Geſez, weil ein Meineid nicht ein Der- bh 
gehen, ſondern ein Verbrechen iſt. Ich habe in vielen Zeitungen. die Frage 
geſtellt, ob es überhaupt zuläſſig iſt, daß eine Anzeige wegen Meineides ; 
qurlickgetommen werden kann, wenn beim Kammergericht die gerichtliche 7 
Entſ{ceidung beantragt iſt und die Zeugen auf Beſchluß des Nammergerichs | 5 
darüber eidlich vernommen find. Darauf iſt mir von allen Seiten ann „ wh. Ee. 


'5-», 


iniſt 
— on ſoll, um die Sa abs todt 
ann mich bei dieſem lügenhaften 
ſhe der . — nicht — — weil ich die Fälſchung der beiden Daten 
nicht begangen, denn dieſe iſt auch hinter meinem Kücken zu dem Zwecke 
3 worden, um einen Grund zu haben, mich aus meiner Stellung zu 
ringen. 


p. p. 

Auch mußte der Graf Pückler in einem Termin dem Staatsanwalt 
gegenüber die Frage: tft denn der Herr von Schwerin wirklich ſo ehrenhaft, 
wie ſich derſelbe in allen Schreiben rühmtd damit beantworten, daß man 
deſſen Ehrenhaftigkeit nichts Nachtheiliges nachſagen kann. 

Der Kellner Richter hat auch vor Gericht eidlich bekundet, daß er den 
Schuchhardt ſtets für einen Bauernfänger gehalten habe, weil Schuchhardt i in 
dem Weinreſtaurant von Siebert, wo er als Kellner fungirte, ſehr häuft 
Hazardſpiele betrieben hat, Richter auch jetzt noch in dem Wahne wäre, daß 
Schuchhardt ein Bauernfänger ſei, wenn Siebert nicht zu ihm geſagt hätte, 
Schnchhardt iſt kein Bauernfänger, ſondern Kriminalinſpektor, und jo lange 
der mitſpielt, geſchieht uns nichts. 

(Schuchhardt hat alſo als Beamter dem Beſtaurateur Siebert Vorſchub 
— Dulden des Hazardſpiels geleiſtet, obgleich Schuchhardt damals die 

auernfänger zu beaufſichtigen hatte.) 

Der Kriminalkommiſſarius Schulz hat ſchmutzige thieriſche Handlungen 
begangen, was ihm auch vor Gericht bewieſen iſt und was das ausgefertigte 
Urtheil beſtätigt. Der Polizeipriſident von Madai hat den früheren Kriminal- 
fommiſſarius Laſer, der in dieſer Sache wegen Beleidigung des p. Schulz 
angeklagt war, ſchriftlich unterſagt, das Erkenntniß zu irgend einem öffent⸗ 
lichen Fwecke zu benutzen. Hierzu war der p. von Madai gar nicht berechtigt 
und ermächtigt, denn dieſes Erkenntniß dient doch nur zur Rechtfertigung des 
p. Laſer und iſt doch im Namen des Königs vollzogen worden. Aber Macht 
und Gewalt gehen vor Recht. Dieſer Schulz befindet ſich jetzt noch im Dienſt 
und erfreut ſich des beſten Wohlwollens ſeiner Vorgeſetzten. So könnte ich 
Ew. Majeſtät noch ſehr viele Fälle vorführen. Nochmals bitte Ew. Majeſtät 
ich kniefällig: 

„Alles von mir Angeführte auf' s Genaueſte und Strengſte unterſuchen zu 

laſſen, damit endlich doch Senat meine Unſchuld an's Tageslicht kommt.“ 


Nach weiteren 2 Monaten vergeblichen Wartens ſchrieb 


Schwerin am 7. Juni 1885 an den Geheimen Kabinetsrath von 


Wilmowsky folgenden Brief: 


Obgleich ich auf meine an Se. Majeſtät gerichteten Geſuche vom 
16. Dezember v. J. und vom 30. März d. J. noch keinen Beſcheid erhalten 
habe, wage ich es mich an Ew. Ercellenz mit der dringenden Bitte zu 
wenden, mir doch Beſcheid zu ertheilen, ob ich von dem Miniſter des Innern 
und dem Juſtizminiſter über meine an Se. Majeſtät gerichteten Geſuche vom 
3 Dezember vorigen und 30. März dieſes Jahres Beſcheid erhalte . 
t, da mir doch Ew. Excellenz in dem Beſcheide vom 2. März d. J. zu 
5 ichert haben, daß meine Geſuche auf Allerhöchſten Befehl dieſen Miaiftzen 
Ju Prüfung und weiteren Veranlaſſung abgegeben worden ſind. 
önnen jetzt ſchon die Miniſter machen was ile wollen? daß ſie nicht mehr 
dem Befehl Sr. Majeſtät Folge leiſten. Hierbei muß ich ＋* bemerken, daß 
bet mir auf Veranlaſſung des Baron von Bleichröder eine ausſuchung ab; 
gehalten worden iſt und ich der Erpreſſung beſchuldigt bin. Es hat nämlich 


a 5 55 £ : 


E 


x 
46.3 
Js 
Ys 
9 
* . 9 
+ 
rs 
ELF 
2 
PM 
"OTIS 
bz 
9 
8 
fo 
+ 
i 
52 
; 


Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, die wir nirgends erlangen en, weil 


Laſer, der friher Sireau-Dorſicher b Fr 3 Regs t Raetz 
5 den Akten Croner contra Bleichröder, die ich 2 Le 
3 2 hatte, Material entnommen und an Weber Fa « 

Feb 2 50 


gt — weiß ich icht 
dem p. Weber mitgetheilt — da ich hiervon 9 wi $ i 
dem Laſer das Material übergeben und ihn beauftragt habe, er a 
Weber zu ſchreiben. Dieſes iſt aber nicht der Fall geweſen. Wie 2 
nun erzählt, hat Weber ſich an ihn gewandt, er möchte doch veranlaſſe 
ich meine Beweisſtücke über den Bleichröder'ſchen Meineid sgeb 
möchte. Weshalb der Herr von Bleichröder ſich dieſerhalb an einen Dritt 
, verſtehe ich nicht. Wenn der p. Bleichröder glaubt, mich durch die 
moons Hausſuchung einzuſchüchtern, ſo iſt er im Irrthum. Die Beweis. 
ſtücke kann mir Niemand nehmen, auch nicht einmal die Staatsanwa ; 
wenn ſie ſie auch wirklich bei mir gefunden hätte.“ Aber ich habe di 
wohlweislich nach außerhalb geſchickt und ſo untergebracht, daß ich ſie n 
jeder Zeit bekommen kann. Ich werde die Sache jetzt erſt recht verfolgen 
und mich nicht einſchüchtern laſſen, wenn der Juſtizminiſter mir auch meine 
bc K noch nicht beantwortet hat und die Sache für erledigt erachtet. — 


hierauf erhielt er + nachſtchends Untwort: 


Berlin, den 10. Juni 1885. 


Ew. Hocwohlgeboren erwidere ich auf das Schreiben vom 7. d. Mts. - 
daß Ihre Geſuche nach Mittheilung der Herren Miniſter des Innern und ES 
der Juſtiz durch deren ſachliche Beſheidung vom 6. April 1 1 err. 
ledigt erachtet worden ſind. „ 

Der Geheime Kabinetsrath, Wirklicher Geheimrath 


gez. von Wilmowskvy. 
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Nun kommt der letzte Brief, den Schwerin in ſeiner eigenen 0 
Sache geſchrieben hat, und den wir wortlich wiedergeben: | 


Berlin, den 6. Juli 1885. 
An das Königliche Staatsminiſterium, hier. | 
Eingeſchrieben! 


Dem Königlichen Hohen Staatsminiſterium unterbreite ich ai bs 
Beſchwerde über den Miniſter des Innern von Puttkamer und den Juſtiz . IE 
miniſter Dr. Friedberg. 3622 

Am 16. Januar 1884 hatte ih mich in einem Geſuche an Se. majeſtät PPT 
gewendet und denſelben darin gebeten, mir und einer gewiſſen Fran Croner 


reiche und hochgeſtellte Perſonen in dieſe ſchmutzige Angelegenheit verwikelt 
ſind und ihre Macht und Befngniſſe weit überſchreiten und dadurch ihre 

Gewaltthätigkeiten ausüben, um ihre Gemeinheiten dadurch zu unter⸗ 
drücken damit dieſelben nicht ans Tageslicht kommen, weshalb ich auch 
durch Intriguen auf eine bloße Annahme hin ohne jegliche Penſion aus 
meinem Amte und Einkommen geſtoßen bin, weil fie mich fürchten, da ich 
von dieſem Allen wußte. Ich habe nämlich in dieſem Geſuche beſonders 

hervorgehoben, auf welche ungerechte Art und Weiſe ich aus meinem Amte 
entfernt worden bin, und habe auch Beweiſe erbracht, oh dies wirklich der 

Fall iſt, denn der Herr Graf Pückler, mein ärgſter Feind, hat ſelbſt vor 


I eidlich bekunden müſſen, daß die Möglichkeit nicht wehe 13 Ep = 


1 eldſummen un enke zur — un 5 
1 lafs verleitet und mit derſelben lüderliche Unzuchten 75 „ 
—— ſogar Ehebruch entſtanden iſt. Nachdem er dieſes Verhä „ 

| war, hat er ſich dieſerhalb an die Polizeibehörde gewandt — 

die N wurde im ausdrücklichen Auftrage dieſer Behörde außer Landes 


cin Anderer als « is Vie ang der biden Bate bog 
der Baron 


er, 


* hatte die Polizei gar kein Recht und hat dem Bleichröder 
zu 9 i erlichen Unzuchten Vorſchub geleiſtet, welches bei andern als 
— 72 ausgelegt worden wäre. Ferner foll nach Ausſage der Croner ſich 
| olizeipräſident von Madai in dieſe ſchmutzige Angelegenheit ge; 
dae den Unterhändler dabei geſpielt haben. Die Croner iſt dann 
. nach Berlin zurückgekommen und hat ſich wieder wegen Geld 
an Bleichröder gewandt. Bleichröder hat dann der Croner aus wag x vor 
ſeiner Frau, daß dieſe von dem lüderlichen Umgange etwas erfahren könnte, 
ein Dokument übergeben, worin Bleichröder ſich verpflichtet hat, der Croner 
alle Monate bis zu ihrem Tode eine beſtimmte Summe zu zahlen. Dieſes 
Dokument iſt der Croner entwendet worden und Bleichröder hat dann die 
— "999g an die Croner eingeſtellt und iſt von der Croner darüber 
agt worden. Bleichröder hat dann vor Gericht einen Meineid begangen, 
der auch ſpäterhin vor dem Kammergericht bewieſen worden iſt. Nachdem 
der Meineid bereits bewieſen, wurde das gegen von Bleichröder ein⸗ 
geleitete gerichtliche Verfahren auf Grund einer wiſſentlich falſchen Erklärun 
ſeitens der p. Croner eingeſtellt. Für dieſe von der Croner wiſſentlich 10 
abgegebene Erklärung hat dieſelbe von dem Herrn von Bleichröder 75 000 Ma 
erhalten. Das Einſtellen des Verfahrens gegen von Bleichröder war nicht 
Ala, aber dennoch iſt es geſchehen. Meineid iſt ein Verbrechen und kein 
ntragsvergehen und es exiſtirt kein Geſetz, wonach eine Anzeige wegen 
Meineids zurückgenommen und das Verfahren eingeſtellt werden kann, wenn 
ſich in demſelben bereits der begangene Meineid herausgeſtellt hat. Wie 
mir unterm 1. und 21. März 1884 der Geheime Kabinetsrath von Wil⸗ 
mowsky mitgetheilt, hat Se. Majeſtät mein Geſuch richtig erhalten und die 
N den betreffenden Miniſtern zur Prüfung und weiteren Veranlaſſung 
befohlen. 
Dom Miniſter des Innern wie vom Juſtizminiſter habe ich dann am 
6. April 1884 einen Beſcheid erhalten, worin es heißt: „Des Hönigs Majeſtät 
haben uns Ihre an Allerhöchſt dieſelbe gerichtete Vorſtellung vom 16. Januar 
d. J. zur Prüfung und Verfügung zufertigen zu laſſen geruht. In Folge 
deſſen eröffnen mir Ihnen: Die vor einer Reige von Jahren zum Zwecke 
einer Regelung der Verhältniſſe zwiſchen der ſeparirten Croner und dem 
Geheimen Kommerzienrath von Bleichröder und bei Ueberſiedelung der 
Croner nach Hopenhagen von Seiten einiger Polizeibeamten geleiſtete Mit- 
wirkung hat nach den darüber vorgenommenen Ermittelungen in der in 
Ihrer Dorſtellung vom 16. Januar dargeſtellten Art nicht ſtattgefunden, auch 
einen amtlichen Charakter überhaupt nicht getragen.“ Dieſes iſt eine Un⸗ 
wahrheit, welches ich auch den Miniſtern gegenüber unterm 22. April 1884 
ſchriftlich erklärt habe. Hierauf habe ich keinen Beſcheid erhalten, weil ſie 
ſehr wohl einſehen, daß ſie mir den Beweis nicht liefern können, daß meine 
dargeſtellte Art nicht ſo ſtattgefunden hat und ich ſie vollſtändig lahm gelegt 
habe. Wegen des von Bleichröder begangenen Meineides heißt es in dem 
Beſcheide weiter: „Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung iſt geſtellt, der⸗ 
d jedoch demnächſt wieder zurückgenommen, worauf dann durch Beſ ſink 
= Kammergerichts vom 4. Februar 1884 der gedachte Antrag für erl "ge 
erklärt worden iſt.” — Da dieſer org e Liigen enthält und meine geſtellte 
— nämlich: nach welchem Geſetz der Meineid zurückgenommen werden 
nte, nicht beantwortet worden iſt, ſo beſchwerte ich mich am 16. Dezember 1884 
über dieſen lügenhaften Beſcheid bei Sr. Majeſtät und habe denſelben gebeten, 


GEL 


8 n ens u wollen, daß mir die 
8 werden, me diesen ligenhaften 


Ro, wie ich es angegeben habe, da ich dieſe elenden Herren nach d 


unterm 2. März or. verſichert hat, iſt auf Allerhöchſten Befehl an 


bedeutenden Sache erklärlich zu machen. Der Hern der 


gegangen aus eigenen Wahrnehmungen des dat 


Beweis erbracht wird, daß nega 4e cht ſta 


und 187 des Strafgeſetzbuches belangen wollte, weil jeder ler de w 1 
ſagen kann, es hat nicht ſo ſtattgefunden, aber den Beweis der! v 7k heit 3 
liefern iſt nicht Jeder im Stande. Wie mir der Herr von Wim 


Miniſter des Innern und der Juſtiz meine Beſchwerde 5 "ar pr rü 7 — S 
und weiteren Veranlaſſung abgegeben worden. Da i dem -von 
den Miniſtern keinen weiteren Beſcheid erhielt, — ich ic mich nochmals 
an Se. Excellenz den Herrn von Wilmowsky und erhielt von demſelden 
unterm 10. Juni den Beſcheid, daß meine früheren 5 nach Mittheilung 
der Herren Miniſter des Innern und der Juſtiz durch deren 648808 e 
ſcheidung vom 6. April 1884 für erledigt erachtet worden ſind. Da dieſe 
Beſcheid auf grober Unwahrheit beruht und mir in keiner Weiſe 
unter Beweis geſtellten Behauptu ngen widerlegt und meine Fragen 
nicht beantwortet ſind, trotzdem ich Se. Majeſtät ausdrücklich gebeten 
dies bei den Miniſtern veranlaſſen zu wollen, ſo bitte ich das K 
Staatsminiſterium ganz gehorſamſt: die Miniſter von Puttkamer und — 
berg hierüber zur Verantwortung zu ziehen, eventuell meine Beſchwerden 8 
zur Prüfung und Entſchließung ſich vorlegen zu laſſen. 5 


Eine Antwort auf dieſes Schreiben iſt nicht erfolgt, e 
wenig iſt bekannt geworden, daß das Höniglich preußiſche Staats. 5 D : 


Se ht p 


Miniſter des Jnnern und der Juſtiz naher getreten iſt oder * 
erforderlichen Erhebungen veranlaßt hat. Bekanntlich war zu 
der Zeit der Miniſter des Innern gleichzeitig Vizepräſident „ 
preußiſchen Staatsminiſteriums; ebenſo bekannt iſt, daß die erſte s 
bedeutendere Regierungshandlung des hochſeligen Kaiſer Friedrich 1 
die Entlaſſung dieſes ſelben Miniſters — des Herrn von Pun⸗ 
kamer — trotz Bismarck und allen anderen Gegenwirkungen : - 
geweſen iſt. Nan hat ſo vielfach nach den wahren Motiven 
geſucht, die Haiſer Friedrich in dieſer Angelegenheit gehabt hai; : 
man hat viel Wahres und Unwahres vorgebracht, die Unbeugs 
ſamkeit dieſes edlen Monarchen in jener relativ doch nicht ſo 


liegt in der tiefen Averſion, die der Derſtorbene ſeit vielen 


prinzen und geſchöpft aus Mittheilungen à la Schwerin, die 


edlen Manne aus weiten Kreiſen des preußiſchen Volkes : . 


gegangen ſind. Raiſer Friedrich war als Kronprinz ganz 


. 


= 2 6:0 ten! "Haw bee tiefe Widerwille gegen einen Mann, . 
der ſich unleugbar in vieljähriger Thätigkeit als Staatsbeamter 
8 Wy manches Verdienſt um -die Monarchie erworben hatte. — Wie 
geſagt, das Staats miniſterium hat in der Schwerin'ſchen Sache 
nichts von ſich hören laſſen; erklärlich iſt das ja auch, wenn man 
5 bedenkt, daß die Beſchwerde ſich mit gegen den eigenen Priſidenten 
dieſer höchſten Behörde richtete. Aber: keine Antwort iſt auch 
ws eine Antwort; konſtatiren wir deshalb nur noch, daß auch kein 
Strafantrag gegen von Schwerin ob dieſes Schreibens geſtellt 
worden iſt, weder vom Staats miniſterium, noch vom Miniſter 
des Innern, noch vom Juſtizminiſter oder ſonſt Jemand, trotzdem 3 
man in damaliger Seit doch ſehr ſchnell mit Strafverfolgungen 2 
wegen Beleidigungen ꝛc. bei der Hand geweſen iſt, auch vordem 
gegen Schwerin mit rückſichtsloſer Strenge ſogar bei Madai⸗ 
Beleidigungen vorgegangen war. Im nächſten Kapitel finden 29 
wir vielleicht eine Erklärung fiir dieſes ſonderbare Verhalten, 3 
denn es ſcheint uns unleugbar, daß ein Kauſalzuſammenhang 5 
vorhanden iſt zwiſchen dem Abſchluß des Schwerin' ſchen Dramas A: 
und ſeinen vielfachen Beſchwerden, denn es iſt Thatſache, daß 
ſowohl Herr von Bleichröder über die Immediatgeſuche Schwerin's 
an höchſter Stelle und ſeine Horreſpondenz mit dem Juſtizminiſter 
ſtets unterrichtet war — obgleich Schwerin ihn niemals davon I 
unterrichtet hatte! — ſondern, daß auch der Juſtizminiſter genaue 7 : 
Henntniß gehabt hat von den Vorgängen zwiſchen Bleichröder = 
und Schwerin privatim. Wie er zu Letzterer gekommen iſt, darf 
man billigerweiſe vermuthen und jedem Leſer die Kombination 
überlaſſen. 


Die Ralle für Perrn von Schwerin. 
Während des Bleichröder'ſchen Meineid verfahrens war Herr 
von Schwerin wiederholt zu einem Beſuch eingeladen worden, 
aber niemals erſchienen. Als die Croner die 75000 Mark für 
die Unterzeichnung der von dem Oberbürgermeiſter a. D. Weber 
L Generalbevollmichtigten des Herrn von Bleichrsder — auf- 
geſetzten Schreibens an das Hönigl. Kammergericht empfangen 
hatte, verſchwand ſie aus Berlin. Am Tage vorher traf ſie Herr 
von Schwerin und forderte ſie auf, ihm wenigſtens ſeine Unkoſten 


n 


dies Sache des Herrn von Bleichedder ſei, der ja durch ihre 
| h anerkannt habe, den Prozeß verloren zu hal 
5 = dies ein recht häßlicher Zug jenes Weibes, für w es -Schwer 
[in der größten Noth eingetreten war, als kein mensch B eiſtan 
lleiſten wollte gegen den allmächtigen Herrn von Bleichts e 
alle Zivilprozeſſe gegen fie gewonnen hatte und. dem fie di 
nichts mehr anhaben konnte! Herr von Schwerin hat u un 
Mühe während eines ganzen Jahres mit dieſer Unc 
gehabt, er hat ſämmtliche Beweiſe zum Nachweis des Meinel 
und alle eidesſtattlichen Verſicherungen herbeigeſchafft, er hat u un 
AZJiahlige Briefe geſchrieben und viele hundert Mark baare Aus 
FF lagen gemacht, um der Frau zu ihrem Rechte zu verhelfen. 
alledem hatte Herr von Schwerin mit der eigenen Sorge zu kam | 


5 Beyrelthungen pergiite, wenn fie für ihre KUaſſe Erfolg | ben 
5 würden; in dieſem Falle erbot ſie ſich freiwillig, und gab es 5 
1 ſchriftlich von ſich, Herrn von Schwerin ein Pauſchal von 10 50 


3 erſtreiten würde. Welcher Anwalt würde ſich wohl auf eine ſolche 
DPropoſition einlaſſen? In Berlin gab es damals keinen, de, 
| überhaupt gegen Bleichrsder im Wege des Meineides — des e Rs 


r 
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jede Zahlung! Der Erfolg war mehr als zweifelhaft, aber 
dem er erreicht war, hatte Schwerin nicht die geringſte Veranlaſſung, - 
dieſer Frau etwas zu ſchenken. Es ſtanden ihm rechtmäßig von 5 
den durch Bleichroͤder gezahlten 75000 Mark 10% mit 7500 M ark 
zu, die hatte er vollſtindig ehrlich verdient! Michtsdeſtoweniger > 
verweigerte fie ihm Frau Croner — ein echt jüdiſcher Jug 5 22 
weil ſie in dem Augenblick ſchon wußte, daß ſie durch Herrn von 
Schwerin nie gezwungen werden könnte, ihre Verpflichtungen * 
erfüllen, da — ſie den Auslands paß ſchon in der Taſche he „ 
und nächſten Tags ſpurlos verſchwinden würde. Undank iſt” ; E 
Welt Cohn, das hat Schwerin leider ſehr haufig erfahren ni wiſe en. 
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Schwerin nahm ſich zu ſeinem Beiſtande den Rechts anwalt R N a1 
Befriedigung konnte er aus den erwähnten Gründen jedoch 
erlangen. 


von Schwerin und Bleichrdder. 


an Herrn von 8 3 lite 
rin 5 Folge. . 

err von Bleichroͤder ſagte: „Sie haben ſich in 8 Kampfe | 
g mich als ein ſo geſchickter und aus dauernder Mann be⸗ 
vieſ n, daß ich mich freuen würde, wenn Sie jetzt in meine 
nſte treten würden!“ JFugleich a er Herrn von Schwerin, 
er nunmehr eine Forderung für ſeine Koſten und Mühe in 

der Croner ſtellen möge. Herr von Schwerin lehnte die 
Anſtellung ab und erklärte, daß er von Herrn von Bleichröder | 
5 kein Geld zu fordern habe, worauf Herr von Bleichröder ſagte: 
8 „Ich begreife Sie nicht, — betrackten Sie doch die Sache kauf, 
männiſch! Wenn Sie denn doch durchaus nicht in meine Dienſte 


27 28 eten wollen, werde ich wenigſtens dafür ſorgen, daß Sie Ihre 
Anſtellung wieder erhalten.“ Eine angebotene Zigarre und ein 


angebotenes Frühſtück lehnte Herr von Schwerin ebenfalls ab. 


N Als derſelbe fortging, erwartete ihn in der andern Stube, durch 


welche Herr von Schwerin gehen mußte, der Oberbiirgermeiſter 


= a. D. Weber und gab ihm einen verſchloſſenen Brief. Jn dieſem, 


der Schriftliches irgend welcher Art nicht enthielt, fand Herr von 
Schwerin 3000 Mark. 
LPs Dieſe 5000 Mark hat Herr von Schwerin behalten. Wer 
will, mag hierin einen Tadel finden, denn es ſoll nicht abgeleugnet 
werden, daß hierin ein Widerſpruch liegt im Hinblick auf die eben 
beendete Unterredung mit Herrn von Bleichröder. Jedenfalls hat 
man aber in Betracht zu ziehen, daß Herr von Schwerin un⸗ 
fraglich berechtigt war, dieſes Geld als eine à Conto- 
- Hahlung auf ſeine Forderung an die Croner anzuſehen, denn in 
den Argumenten dieſer Frau, Herr von Bleichröder habe als der 
perlierende Theil die Prozeßkoſten zu tragen, nicht ſie, liegt etwas 
Wahres. Schwerin hätte — ohne ſeiner Ehrenhaftigkeit auch nur 
das Geringſte zu vergeben — Herrn von Bleichröͤder ſagen können, 
daß ihm Frau Croner 7500 Mark ſchulde und ihn mit dieſer 
Forderung an von Bleichröder gewieſen habe — er ſtelle anheim, 
dieſelbe zu bezahlen. Statt deſſen blieb er auf dem Standpunkt, 


5 ſein Geld nur von der Croner verlangen zu dürfen, hat ſich 


hinterher aber jedenfalls eines Anderen beſonnen, wozu er durch 


die freiwillige und decente Uebergabe der 3000 Mark mit beſtimmt of 15 


. ſein mag, auch uch minder 2 Fo dan a 0 e pre 
Vermsgenslage. Wir ſehen in der Hingabe dieſer Geldſumme 
durch Herrn Weber, ſowie in der ganzen Unterredung des Herrn 
von Bleichrsder mit Herrn von Schwerin, die nicht der Letzte 
nachgeſucht hatte, ſondern auf die er nur widerſtrebend eingeganc 
war, einen wohldurchdachten Schachzug der Bleichröͤder ' ſchen Sei 
denn wie kommt ein derartig angegriffener Mann dazu, ſein 
argſten Feind, der ihn in unzähligen Briefen des Meineids u : 
aller moglichen ehrenrührigen Handlungen bezichtigt hat, in ſeix 


auch, daß er unentwegt ohne die Croner allein gegen ihn . 2 
geſetzlichen Wegen weiter kämpfte! Dies hat Schwerin leider : 
nicht durchſchaut, des halb ſein ſpäteres Unglück! | 

Wie Herr von Schwerin in einem Schreiben an den bern ES 


Abgeordnetenhaus abgeben und es auch veröffentlichen. Zu deſem 1 
Sweck hatte er ein Schriftſtück aufgeſetzt und verſammelte eine 7 


Anzahl ſeiner nächſten Bekannten in der Reſtauration „Zu de 2 5 = 


drei Raben“ Unter den Linden, um das Schriftſtück noch einmal 
Satz für Satz durchzugehen. Einige Abgeordnete hatten ſich ſchon © 
bereit erklärt, dieſe Sache vorzubringen. 

Herr von Schwerin kann nicht leugnen, daß in dieſer Situs 


in den drei Raben an Getränken nicht geſpart wurde. Hu Hauſe 85 1 


vermißte er ſein Manuſkript und iſt nicht im Stande zu ſagen, 


ob daſſelbe im Cokal oder auf dem Wege nach ſeiner Wohnung + 


abhanden gekommen iſt. Ein Aufruf in allen größeren Berliner 


Zeitungen blieb erfolglos, doch zeigt ſich durch folgenden Brief, =. 
wo das betreffende Manuſkript ein Ende gefunden hatte. 2 


„Berlin, den 27. Juni 1884. Sr. Hochgeboren Herrn Grafen 
von Schwerin hierſelbſt. Den anonymen Brief mit dem eigen⸗ 5 
händig von Ihnen geſchriebenen Schmähartikel gegen mich unter 
der Ueberſchrift „Extrablatt“ habe ich erhalten. Ich beſtätige 
Ihnen, dieſe Sprache zu verſiehen. Uater der Bedingung, 
daß Sie dieſen Schmähartikel unterdrücken und andere ähnlſchen 


Inhalts weder ſelbſt ſchreiben noch publiziren, 10a ane Per⸗ 3 


ſonen zur Publikation veranlajſen, überreicte i, Ihnen hrerbet” 
einen Chek über 3000 Mark, der Ih en an den eu taſſe von 
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S8. Bleichrsder, Behrenſtraße hierſelbſt, ausgezahlt werden wird. 
+5 | Die Ihnen früher baar gegebenen 3000 Mark verrechne ich 
Ihnen für denſelben Zweck. — G. von Bleichröder. — J. D. 
(gez.) Weber.“ Schwerin ſchrieb ſofort folgende Antwort: „Auf 
den von Euer Hochwohlgeboren erhaltenen eingeſchriebenen Brief 
vom 27. d. Mts. ſehe ich mich veranlaßt zu erwidern, daß ich 
den Inhalt des Briefes nicht verſtehe und wünſche deshalb mit 
Euer Hochwohlgeboren darüber perſönlich Rückſprache zu 
nehmen. — Sollten Euer Hochwohlgeboren dieſes ebenfalls wollen 
und damit einverſtanden ſein, ſo bitte ich Euer Hochwohlgeboren, 
mir eine Seit zu beſtimmen, wann ich kommen ſoll.“ Hierauf 
traf folgender Brief ein: „Berlin, 30. Juni 1884. Herrn H. 
von Schwerin hierſelbſt. Auf Ihr an Herrn Geheimrath von 
Bleichröder gerichtetes Schreiben vom 28. d. Mts. erwidere ich, 
daß Herr von Bleichröder heute für längere Seit verreiſt und 
alſo nicht im Stande iſt, Sie perſönlich zu ſprechen. Er hat mich 
erſucht, mit Ihnen zu reden, falls Sie dies für wünſchenswerth 
halten. Ich bin dazu bereit und werden Sie mich Vormittags 
zwiſchen 10 und 12 Uhr in meinem Bureau antreffen. (gez.) Weber.“ ö 
Schwerin hielt es nicht für wünſchenswerth, mit dem p. Weber = 
zu reden, gab ihm auch keinerlei Antwort. Dagegen bemühte er | 
ſich zu ermitteln, auf welchem Wege ſein Manuſfkript in die 
Bleichröder ſchen Hände gelangt ſein könne. Leider gelang es 
nicht, hier poſitive Anhaltspunkte zu finden; Schwerin vermuthet 
noch heute, daß es ihm von einem Spitzel im Dienſte Weber⸗ 
Bleichröder entwendet worden iſt und der ſogenannte anonyme 
Brief, mit dem es Bleichröder zugeſendet erhalten haben will, 
beſtellte Arbeit war. Der Oberbürgermeiſter a. D. Weber hat in 
derlei Sachen genügende Kenntniſſe bewieſen, — ſiehe das Schreiben 
der Croner an das Hammergericht, für welches 75000 Mark 
bezahlt worden ſind; das Verſchwinden der Croner'ſchen Doku⸗ 
mente von der Hand Bleichröder's; die Henntniß der Immediat⸗ 
geſuche Schwerin's an Se. Majeſtät den Kaiſer, Miniſter des 
Innern, Juſtizminiſter 2c. Auf die letzteren Punkte kommen wir 
weiter hinten noch zurück. Welchen Zweck ſollte denn Schwerin 
gehabt haben, an Bleichröder ſein Manuſkript anonym einzu⸗ 
ſenden bezw. einſenden zu laſſen? Derjenige, den 1½ Jahre 
ſpäter ein Gerichtshof angenommen hat, iſt total hinfällig, wie 


wir ebenfalls weiter 13 aus den baichlich feſtgeſtellten © 
ſachen erſehen werden, denn Geld zu fordern iſt Schwerin 
5 Bleichrsder und Weber nicht einmal, ſondern mehrmals ange 0 
if worden, aber immer abgelehnt — das hat Weber ſogar v 


f GBecericht bezeugen müſſen. Schwerin hatte eine Preſſion mit dem >; 
0 FF Manuſtript alſo gar nicht nöthig, — iſt überhaupt nur die Wah 
t ſcheinlichkeit vorhanden, daß er es in Bleichr8der's Hände hd 


Tonnen ſpielen wollen? Wozu dann anonym? Das ſtüc 
| war doch von ſeiner eigenen Hand und dieſe Bleichröder ind 5 

Weber bekannt. Außerdem enthielt es nur genau das, was 3 

Schwerin in ſeiner Immediateingabe an des Kaiſers Moajeſtat - 5 

und an die Miniſterien geſchrieben hatte, wovon Bleichröder und 

Weber volle Henntniß beſaßen, dies ſogar Schwerin mitgetheilt 

hatten! Es heißt die Vernunft auf den Kopf ſtellen und die 

. Fogik mit Füßen treten, wollte man behaupten, Jemand ſchlůge 

direkt angebotenes Geld aus, um es gleich darauf auf Umwegen 

in der allerdurchſichtigſten Art zu erpreſſen. Wäre es that⸗ 

ſächlich geſchehen, ſo hätten Bleichröͤder⸗Weber gewiß keinen Augen ⸗ 5 

1 blick gezögert, gegen Schwerin vorzugehen, wie fie es ein Jahr 

1 ſpäter gegen Caſer machten, um Schwerin damit zu treffen. 

| Für uns iſt es ſonnenklar, daß dieſe Manuſkript-Geſchichte ein 

wohlberechneter zweiter Schachzug gegen Schwerin war, dem mann 

anders nicht beikommen konnte, der aber unſchädlich gemacht 

werden mußte, wollte man endgiltig in der Meineids ſache Ruhe 

haben. Der ganze Brief des Herrn von Bleichrsder vom 27. Jum 

zeugt dafür, daß Schwerin in eine Falle gelockt werden ſollte, 

denn wozu ſonſt der Check, da man ebenſo leicht baar Geld ſenden 

konnte, wozu die Schlußbemerkung über die früheren 3000 Mark 

und wozu die genaue, ſehr ſaubere Hopie des Briefes, welche 

nach Jahr und Tag bei Gericht präſentirt wurde durch Herrn a 

Weberd Die 4 Monate früher ohne jede Bedingung Schwerin 

aufgezwungenen 3000 Mark konnten hinterher für irgend einen 

Sweck — am wenigſten für den von P jetzt angegebenen * 


dings ins Ausland ſpedirt war, ſo daß fie Schwerin nicht id 
konnte, betrachtet und nur für dieſen Zweck behalten. Unſere Un 


e 


Fe b aber die Kn is Herren Wever-Bleirdder, = 
die wir uns aus dem zur Verfügung ſtehenden Uktenmaterial _ 1 
: 5 It gebildet haben, drängt uns zu der Vermuthung, daß Herrn von | 

Schwerin bei Einlöſung des Checks am 27. oder 28. Juni bereits 


ein Malheur zugeſtoßen ſein würde; aber glücklicherweiſe ſchrieb 

Herr von Schwerin am 28. Juni erſt noch ſeinen Brief an Bleich⸗ 
kxoöder, ohne ſich weiter um den Check zu kümmern. Das ſcheint 
ein Strich durch Weber⸗Bleichröders Rechnung geweſen zu ſein, 
denn man brauchte zwei Tage, ehe man darauf erwiderte, hat 
inzwiſchen aber jedenfalls immer auf das Inkaſſo des Checks 
gewartet, um ein fait accompli zu haben. 

Außerdem: die Bedingung in jenem Schreiben iſt rechtlich voll⸗ 
ſtändig unwirkſam, das wußten Bleichröder⸗Weber! Nichts deſto⸗ 
weniger ſtellten ſie dieſelbe in ihrem Schreiben auf! Su welchem 
anderen Sweck ſoll dies geſchehen ſein, als Schwerin zu umgarnen 
und durch ihren eigenenen Brief hinterher zu beweiſen, was 
ſonſt nicht zu beweiſen war, nämlich ein niederes Geldintereſſe 
Schwerin's an der ganzen Bleichröder'ſchen Sache Der Verlauf 
der Angelegenheit giebt uns vollauf Recht; thatſächlich hat man 
Alles ſo gedreht und beleuchtet, daß dieſer eigene Brief der Herren 
Bleichröͤder Weber an Schwerin zu einem Strick für Schwerin 
geworden iſt! — Doch kehren wir nun zu dem Bleichröder'ſchen 
Check zurück. Wie ſchon geſagt, konnte Schwerin nicht ermitteln, 
wie ſein Manuſkript in Bleichröder's Beſitz gekommen war; Auge 
in Auge dies feſtzuſtellen, wurde ihm gleichfalls durch die Weber' ſche 
Mittheilung, daß Herr Bleichröder verreiſt ſei, vereitelt; mit dem 
Oberbürgermeiſter a. D. wollte er aber nichts zu thun haben, 
da ihm dieſe Perſönlichkeit noch unſympathiſcher war als deren 
Chef. Er ſtellte die ganze Angelegenheit einem Rechtsanwalt 
vor und der gab folgenden Rath: „Seien Sie kein Thor, ſondern 
ziehen Sie den Check ruhig ein. Worauf Sie das Geld verrechnen 
iſt lediglich Ihre Sache. Sie haben die früheren 3000 Mark auf 
eine rechtmäßige Forderung an Frau Croner behalten, machen 
Sie es mit dieſen ebenſo. Moraliſch müßte ja Bleichröder an 
Sie die 7500 Mark der Croner zahlen, denn auf ſeine Veran⸗ 
laſſung und mit ſeiner Unterſtützung iſt ſie Ihnen ja durchgegangen; 
außerdem kommt es gar nicht darauf an, in dieſer Sache noch 
weitere 7500 Mark zu zahlen, wenn ſchon 150000 Mark gezahl 


_ en, wie Ihre Forderung an die Croner. % erdem 
aber Ihr Manuſkript los. Wollen Sie noch ein Uebri 
ſo laſſen Sie die Abſicht, die Angelegenheit publiz | 


at . werthen, fallen, mehr verlangt ja Bleichröder für die 3 ) | X f 
, Jar nicht. Im Uebrigen behalten Sie vollſtändig freie Ha 
t EE Bleichroͤder ſche Brief verpflichtet Sie umſoweniger, als ſeine D De 


ſetzungen falſch ſind und die damit verſuchte Jmputation 
plump iſt.“ RY 
Hierauf erhob Schwerin am 9. Juli — alſo volta yt 
1 nach Empfang des Checks! — jene 3000 Mark an der 2 
 _rdder'ſhen Haſſe und gelobte dabei im Stillen, die Sache p | 
ziſtiſch nicht zu verwerthen, ſondern in derſelben nur ſtreng g e 
lich weiter vorzugehen. Dieſes Selöbniß hat e 
halten, obwohl er dazu keinerlei Verpflichtung hatte! 
Bleichroder⸗ Weber haben den Spieß umgedreht und \ 
Schwerin ein Jahr ſpäter in eine Angelegenheit verwickelt, mY 0 
er ſo unſchuldig war, wie ein neugeborenes Kind! Es iſt 6 
lich feſtgeſtellt, daß Herr von Schwerin an einem | h 
BI Erpreſſungsverſuch von anderer Seite in der Croner-Bleic D 
75 ſchen Sache weder betheiligt war, noch überhaupt davon 9 1 1 1 — 
5 hat! Aber trotzdem wurde er von Weber⸗Bleichröder dieſer a b 
denunziert. Als Vorſpann benutzte man die im 3 84 auf 
gedrungenen 3000 Mark und die Checkgeſchichte, Belaf 
war Herr Oberbürgermeiſter a. D. Weber. So wird es « 
Einem ehrlichen Manne, dem man anders nicht beten f 
ſtellt man in raffinirteſter Weiſe eine Falle, wohl wiſſend, , 
gerade ſein dem ihren ganz entgegengeſetzter 3 ih 
dieſelbe führen muß. „Der ganze Schwindel iſt ſehr d cht 
ſagte neulich mal ein Candgerichtsdirektor, wir fügen hinzu; ae 
trotzdem iſt es Bleichroͤder⸗ Weber gelungen, dem 8 FLY 
Sand in die Augen zu ſtreuen, der über Schwerin abzuux heilen 
hatte. Der Sweck dieſes Buches iſt, jene Angelegenheit ken | 
zu beleuchten und nachzuweiſen, wie in einem Rechtsſtaate e 
Manne die Ehre genommen werden kann mit Hilfe ſolcher Oy 0 
die nichts als bedeutende Geldmittel hinke i! 3 im P * 


5 2 6 der Zeuge ſagt, er habe kein Intereſſe zur Sake oder Dal | 
In den allermeiſten Fällen iſt das eine Liige, entweder zu Gumnſten - 
oder zu Ungunſten des Angeklagten. Das Wohl und Wehe ganzer 
> Familien hängt mitunter von einem einzigen Zeugen ab, dabei 
kann derſelbe x Meineide geleiſtet haben, das kümmert den Richter 
7: Sar nicht, ſobald der Betreffende nur noch nicht wegen Meineids 
im Zuchthaus geſeſſen hat. Dabei iſt es doch allen Juriſten 
bekannt, wie ungeheuer ſchwierig es iſt, einen Meineidigen in's 
N Suchthaus zu bringen, ebenſo, daß man falſch ſchließt, wenn 
7 ” man nur die Phyſiognomie eines Zeugen, ſeinen Nock und ſeine 
5 © foxiale Stellung in Betracht zieht. Warum treten hier nicht durch⸗ 
2 - greifende Reformen ein? Warum ſieht der Richter häufig nicht 
5 das Intereſſe eines Feugen zur Sache oder Perſon, das der Caie 
BE, 8 Wir ſind mit unſerem römiſchen und jüdiſchen Recht ſchon 
ſo weit gekommen, daß der Taie das wahre Recht zutreffender 
| findet als der Richter, dieſer aber recht häufig als wahrer Caie 
erſcheint. 
Dies beſtätigt das mir vorliegende gerichtliche Erkenntniß 
der III. Strafkammer des Landgerichts I Berlin, vom 30. De⸗ 
zember 1885 gegen Schwerin durch ſeine Begründung, welche 
davon ausgeht, daß durch die Annahme von zwei Mal 3000 Mark 
der Empfänger ſich einen rechtswidrigen Vermögensvortheil ver⸗ 
x ſchafft hat, bewußtermaßen verſchaffen wollte, folglich der Er: 
preſſung ſchuldig und für dieſe ehrloſe Handlung mit einem Jahr 
SGefängniß zu beſtrafen ſei, denn es iſt durch das Seugniß des 
Seneralbevollmächtigten Weber als thatſächlich erwieſen feſtgeſtellt, 
daß der Herr von Bleichrsder dieſe Gelder nur gezahlt hat, um 
das Anſehen ſeines Hauſes, den ſittlichen Ruf und die Ehre der 
eigenen Perſon durch Schwerin nicht kompromittiren zu 1 
Um dieſe Begründung würdigen zu können, führe ich aus dem 
gerichtlichen Erkenntniß folgende Ausführungen über den ne 
5 feſtgeſtellten Thatbeſtand an: 


we . — rho * im 

ob er die be ing ve mit Thus todt machen 
es foi eine Ehrenſache, und als Weber weiter . ob es 
-abzumachen ſet, ent 2 Schwerin, er habe nichts zu fordern; We 
bemerkte darauf, er i die große Geſchilichkeit S erin's kennen geler 
und es würde ihm angenehm ſein, wenn er dieſelbe ferner im 2 15 _ e d 
von Bleichröder verwenden wollte, zu welchem Ende er ihm e andge 
von 3000 Mark überreiche “). Schwerin kam dann noch wiede rholt, thei 
aus freiem Antriebe“), theils auf Einladung zu Weber; ben e at 
erfahren, daß Schwerin die Croner aufſtachelen ), ihre vor dem me 
gericht abgegebene Erklärung zu widerrufen, er hielt deshalb verin vo 
weshalb er Bleichröder noch weiter verfolge, empfing darauf aber die An 525 | 
daß Schwerin ſich dies nicht nehmen laſſe, weil die Ehre der preußiſchen I Juſti: 
dabei im Spiele ſei. Bet einer Unterredung, die demnächſt zwiſchen | 
und Bleichröder perſönlich ſtattfand, 3 Letzterer Schwerin auf 55 
Sache kaufmänniſch zu behandeln und zu fordern, was er von der Cr pt 
zu verlangen habe; Schwerin lehnte dies jedoch mit dem Bemerken ab, 
er von Bleichröder nichts zu fordern habe und nichts von ihm fordere. 


liche Erklärungen gab Schwerin auch dem Weber gegenüber ab, der de | - 8 


nächſt erfuhr, daß Schwerin zwei Immediateingaben an Se. miajeſtat 
Kaiſer und an den Miniſter gerichtet habe, welche ſchmähliche A 
Bleichröder enthalten ſollten,*) er äußerte deshalb bei einem im Juni 
ſtattgehabten Beſuche gegen Schwerin, was er eigentlich mit B 
vorhabe, ihm, Weber, ſei {hon Manches von Erpreſſung vorgekommen, — 


ob er etwa auch auf ſolchem Wege wandeled Schwerin erklärte hieronf 


entrüſtet: „Wir ſprehen uns noch,“ und entfernte ſich.“ 


. gegen dieselbe auf den bisher eingeſchlagenen Was, 2 
Schreiben an den Juſtizminiſter, Seine Majeſtät den Kaiſer. *. 2 a 
anzukämpfen und Gerechtigkeit zu erlangen, geſchrieben hat, um - 
nun mal einen anderen Weg zu gehen p Weshalb ſoll er es 
grade geſchrieben haben, um es Bleichroder einzuſenden P Bleich > 
roͤder Weber 2 ja, daß Schwerin die ganze Sache den 


hatte! Sie kannten ja merkwürdigerweiſe den Inhalt all 


) Der Schlußſatz iſt vollſtändig unwahr — ſiehe Seite 82. 
**) Schwerin iſt niemals aus freiem Antriebe zu Bleichröder gegangen! 


9 deshalb unwahr, weil die Croner ſpurtos aus Deutſchland verſwunden 
war, ſo dok y — — ſeine 3 gegen fie eintreiben konnte. 


*) Woher mag Weber wohl dieſe Nachricht erhalten haben? Nur von keen od 
Bleihriders Freund anchs — dem Ordensſchacherer = 
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chwerin's, an das Abgeordnetenhaus und eventuell an die Oeffent- _ 
lichkeit zu appelliren! Unter dieſen Umſtänden war es doch nichet 
noch nöthig, ihnen extra hiervon wiederholte Mittheilung zu machen 
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Am wenigſten, um Geld damit zu erpreſſen, denn Geld hatten 1 
5 ſie ja oft genug freiwillig angeboten, wenn Schwerin von weiteren Ml 
Verfolgungen Abſtand nehmen wollte! Endlich: eine anonyme 


= Ueberſendung in der eigenen Handſchrift, — welchen Werth 8 


; oder Zweck könnte dies haben ſollen? Aber der hohe Gerichts 


hof ſetzt ſich in ſeiner Weisheit über all dieſe greifbaren Wider 
ſprüche hinweg und folgert: : 


„Es unterliegt keinem Hweifel, daß Schwerin die Ueberſendung des 
Schriftſtücks an Bleichröder bewirkt hat, denn daſſelbe iſt ein Schriftſtück, 
dete er einen ſolchen Werth beilegte, daß er es für geboten hielt, den 
angeblichen Verluſt in dem Intelligenzblatt bekannt zu machen. Es iſt ſchwer 

glauben, daß er ein ſolches Schriftſtück ſo ſchlecht verwahrt haben ſollte, 
er es verlieren konnte; auch vermag er die Umſtände, unter denen der 
angebliche Verluſt entſtanden, in keiner Weiſe näher zu bezeichnen und glaub⸗ 
haft zu machen (nach 1½ Jahren!). Die Thatſache, daß er den Verluſt im 
Intelligenzblatt bekannt gemacht hat, iſt ebenſowenig wie der Umſtand, daß 
der anonyme Einſender des Schriftſtücks in dem Briefe vom 27. Juni 1884 
angiebt, er habe daſſelbe geſtern Abend in einem Lokale gefunden, geeignet, 
den Verluſt glaubhaft erſcheinen zu laſſen. (Dieſe Herren Juriſten ſcheinen 
keine Ahnung davon zu haben, daß gewöhnliche Sterbliche noch ganz andere 
Sachen wie Schriftſtücke verlieren, ohne hinterher glaubhaft nachweiſen zu 
können, wo ſie dieſelben verloren haben!) Gegenüber der Thatſache, wi 
Schwerin das Bewußtſein davon hatte, daß das Schriftſtück nach Form un 
Inhalt geeignet war, bei Bleichröder die Meinung zu erwecken, daſſelbe ſolle 
veröffentlicht werden, und daß er eben dieſe Meinung erwecken wollte, 
kommt es überall nicht darauf an, ob er wirklich die Abſicht gehabt habe, 
das Schriftſtück drucken zu laſſen, ob alſo ſeine Drohung eine ernſtliche war 
oder nicht. Der Bedrohte ſowohl wie ſein Generalbevollmächtigter ſahen die 
Drohung für eine ernſtliche an und überſandten deshalb den Check von 
3000 Mark unter der Bedingung, daß Schwerin dieſen Schmähartikel unter⸗ 
drücke. Es unterliegt keinem Zweifel, daß dieſe Handlung des Weber und 
des Bleichröder durch die Beſorgniß derſelben vor den ſchweren Nachtheilen 
herbeigeführt iſt, welche eine Veröffentlichung des fraglichen Schriftſtücks für 
das — 42 des Handlunashanſes des von Bleichröder und für den ſittlichen 
Ruf und die Ehre ſeiner Perſon haben konnte; fie iſt demſelben ſomit dur 
Drohung abgenöthigt. Es fragt ſich, ob Schwerin dieſen Erfolg hat herbei 
führen wollen? Auch dieſe Frage mußte bejaht werden, weil ein anderer 
vernünftiger Beweggrund für die Ueberſendung des Schriftſtücks an Bleith⸗ 
röder nicht erfindlich iſt, als die Erwartung, Bleichröder werde die Drohung 
verſtehen und ſich durch dieſelbe zu einer Geldabfindung bewegen laſſen. Es 
kann geglaubt werden, daß Schwerin von der Rechtmäßigkeit des von der 

Croner gegen von Bleichröder erhobenen Anſpruchs, ſowie davon überzeugt 
war, daß von Bleichröder durch Ableugnung der Ausſtellung einer Urkunde 
des bewußten Inhalts ſich der r e, der Eidespflicht A 
habe, daß er ſomit bei dem Betriebe 


uldig gemacht 
Ba es Strafverfahrens gegen von Bleich⸗ 
röͤder nicht den Zweck verfolgt hat, ſich oder der Frau Croner einen rechts⸗ 


reſſung von der Croner benutzt werden ſolle, und für ſoſchen F 
rafung derſelben gebeten hat. Auch das kann mit Kückſicht 
egen Vergehen gegen den Polizeipräſidenten von Madai erfol, 
ngen geglaubt werden, daß er bei der Verfolgung der Crone 

Angelegenheit zugleich auch die Blosſtellung des von Madai, weil © 
den Vermittler zwiſchen von Bleichröder und der Croner geſpielt und 
dienſtlich die Croner nach Kopenhagen habe bringen laſſen, 3 
dieſe Beſchuldigungen gegen von Madai bereits in Eingaben an die 8 
anwaltſchaft und an den Juſtizminiſter vom 21. März und 18. Dezember 
erhoben und dabei die Abſicht angedeutet hat, die Croner'ſche Angelege 
dem Abgeordnetenhauſe zu unterbreiten. Nach dem Feugniß des Weber 
Schwerin wiederholt den Wunſch ausgeſprochen, wieder im Staatsdie 
angeſtellt zu werden, es kann ihm deshalb auch geglaubt werden, daß 
die Wiedererlangung einer amtlichen Stellung als Genngthuung für 
ihm durch die Entlaſſung aus dem Staatsdienſte vermeintlich zugefügte 
bill als ein weiteres mittelbares Fiel bei dem Betriebe der Croner'ſc 


Angelegenheit erſtrebt hat. — Alle dieſe Momente ſchließen indeß micht au 5 


daß er neben dieſen idealeren Zwecken ſich zugleich von dem gemeinen 


intereſſe hat leiten laſſen. In der That hat er ſich von der Croner den 


zehnten Theil deſſen, was ſie von Bleichröder erlangen würde, zuf 
laſſen, und als der Vergleich zwiſchen von Bleichröder und der Croner 


ſein Futhun und ohne daß er etwas von der Vergleichsſumme erhielt z 


Stande gekommen war, da nahm er von Weber — als Bevollmachtiat 
des Bleichröder — ein ſogenanntes Handgeld von 3000 Mark für Dien 
welche er im Intereſſe des Bleichröder leiſten ſollte, die aber im Ernſte wede! 
von Weber gewünſcht und erwartet, noch von Schwerin beabſichtigt waren 


in Wahrheit alſo eine Abfindung dafür, daß er die fernere Verfo gung von bf, 


Bleichröder unterlaſſen ſollte. Allerdings hat Schwerin die weitere Der 
folgung von Bleichröder nicht eingeſtellt und hat derſelben ſogar dadurch, 

er die Croner'ſche Angelegenheit in Eingaben an den Kaiſer und den t 

miniſter darſtellte, einen verſchärften Nachdruck gegeben; er hat auch in den 
Verhandlungen, die hierüber zwiſchen ihm und Weber bezw. von Bleichrode 
geführt wurden, den Ehrenpunkt hervorgehoben und eine ihm in nach 
Worten angetragene Geldabfindung ſchließlich abgelehnt; eine gewiſſe Bere 
willigkeit aber, eine Geldabfindung anzunehmen, hat er nach dem Feugg 


T ; 5-7 


des Weber auch bei dieſen Verhandlungen an den rage ny und die ſchließ⸗ : 


liche Ablehnung derſelben beweiſt nur, daß er ſich ſcheute, ein förmliche 
Kaufgeſchäft in einer Sache abzuſchließen, in welcher er mit hochtonenden 
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Worten ſein unerſchütterliches Rechtsgefithl, die Ehre der preußiſchen Juſti: 


ins Feld geführt und welche er ſogar ſchon bis an den Thron gebracht haute. 


Im vorliegenden Falle aber handelt es ſich um einen verſteckten unter Ut 
ſtänden abzuleugnenden Weg, ſich einen Vermögensvortheil zu verſchaff 
ohne bindende Verpflichtungen gegenüber dem von Bleichröder 

und hierzu erſcheint Schwerin trotz der früheren 3 einer 
Abfindung wohl fähig. Wenn er angiebt, er habe den Check in dem 
Sinne empfangen, wie die im Febrnar erhaltene gleiche Summe ſo 
dient dies nach der geſammten Sachlage keinen Glauben, der Brief 
Weber vom 27. Juni 1884 ergiebt vielmehr umgekehrt, daß die früher 
gebenen 5000 Mark für denſelben Fweck verrechnet werden ſollten, zu welche 
der Check ihm zugeſandt wurde, nämlich als Schweigegeld und damit er 
Ausführung der Hromaing, den Schmähartikel zu ver ichen, unterlaſſe 
Demnach erſcheint Schwerin der ihm zur Laſt gelegten ng überführt. 
Daß der Vermögensvortheil, welchen er durch die Drohung erſtrebt 
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Wenn man i dieſe Urtheilsgründe geleſen hat, muß man {ich 
unwillkürlich an den Hopf faſſen und fragen: wie iſt es nur 
msglich, daß ein Kollegium von preußiſchen Kichtern dergleichen 
als ſeine Rechtsanſchauung verkünden kann und wähnt, verlangen 
zu dürfen, daß man dies als Rechtspflege hinnimmt! Das 
ganze Urtheil baſirt auf das Seugniß eines einzigen Mannes, 
der Generalbevollmächtigter Desjenigen iſt, gegen den ein Ver⸗ 
fahren wegen Meineids geſchwebt hat und den der angeklagte 
Schwerin bei allen Behörden und bis hinauf an den Thron laut 
und öffentlich des wiſſentlichen Meineids beſchuldigt hat! Und 
dieſer Zeuge Weber hat nachweislich durch Beſtechung eine Frau 
veranlaßt, wider beſſeres Wiſſen bei Gericht eine Erklärung ab⸗ 
zugeben, auf Grund welcher der des Meineids Beſchuldigte außer 
Verfolgung geſetzt wurde! Dieſer Zeuge Weber, ſowie ſein ſauberer 
Herr können gar kein anderes Gefühl gegen den Herrn von 
Schwerin hegen, als den grimmigſten Haß, der denkbar iſt, denn 
Schwerin war die Seele aller Verfolgungen des Baron von 
Bleichrsder wegen des geleiſteten Meineids, er ſtrebte mit allen 
Kraften darnach, dieſen Freund vieler Fürſten und einen der mäch⸗ 
tigſten Männer im preußiſchen Staate und bei Hofe ins Zucht⸗ 
haus zu bringen, er hatte ihm gewiß ſchon unzählige ruheloſe 
Nächte gemacht, nebenbei auch um mindeſtens 150 000 Mark im 
Geldbeutel erleichtert! Aber trotz dieſes klar auf der Hand 
liegenden ungeheueren Intereſſes des Denunzianten an der 
Belaſtung des Angeſchuldigten und ſeiner ſtrafrechtlichen Verur⸗ 

theilung baut der Gerichtshof auf die Ausſage dieſes einen — 
mehr wie befangenen — Mannes ein ganzes Urtheil auf, 


einen in Ehren grau gewordenen Sprößling einer um das Vater⸗ 


land ſehr verdienten Adelsfamilie in Acht und Bann thut und 
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: 0 9 in einem Pg 4 e paſ iren fam 
kann das Kichterkollegium ohne die Spur eines 3 
ſchließen, daß es keinem Sweifel unterliegt, Schwer 
die Ueberſendung des nach ſeiner Behauptung verlorenen 2 
ſkripts an Bleichröder bewirkt? Wenigſtens hätte man doe 
Schreiber des Begleitbriefes zu ermitteln ſuchen müſſen, 
dieſer führt ja ausdrücklich an, er habe das Maruſkrrt 
funden! Dann die ungeheure Eile, mit der Bleichröder 9 
am ſelben Tage den Check ſchickt! Eine Veröffentlichung die 
Manuſkripts durch Schwerin war ja ganz aus geſchloſſen, dem 
nun beſaß es ja Herr Bleichrsder! Hätte Schwerin aber Abſchr 
davon beſeſſen, ſo würde er ſid doch die Jnſertionsfoſten we e 
des verlorenen Duplikats erſpart haben, — wenigſtens muß da 
bis zum Beweiſe des Gegentheils angenommen werden, denn der 


Weiter der ſehr ausführliche und raffinirt abgefaßte Brief 
der famoſen Schlußbemerkung, daß fünf Monate früher frein 
gezahlte 3000 Mark jetzt für denſelben Sweck wie der 


kränkendſten und beleidigendſten Ausdrücken abgefaßten . = 
ſkripts nebſt der ſehr ſauberen Kopie des Bleichroder ſchen Briefes, 
um beide nach 1½ Jahren bei Gericht vorzulegen. Der 

Sachen hebt man doch nicht ohne Grund auf und denunzirt 

Jahr und Tag ohne jede Veranlaſſung Schwerin, wenn i 

ein beliebiger anderer Menſch droht, eine Broſchiire über den 

des Herrn von Bleichröder zu ſchreiben! W 
Erlangung von Geld zu thun geweſen, ſo hätte er nur den Mund 
aufmachen brauchen, denn Weber-Bleichrsder haben ihn nach dem 
eigenen Geſtändniß von Weber mehrmals dazu aufgefordert, = 
ein zehnſeitiger „Schmähartikel“ war alſo ganz unn6thig ; 

hätte er nicht elf Tage mit Einlöſung des Checks warten br 

Alle Kombinationen der Nichter in dieſer Beziehung find an 
Haaren herbeigezogen und machen den Eindruck, daß man 
Angeklagten verurtheilen wollte, es aber in der Hauptſa 

nicht konnte, weil ſeine Unſchuld klar zu Tage lag; deshalb 3 


man die 1½ Jahre alte, für ſich allein 3 8 
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Kronzeugen, der die ganze Geſchichte zu Gunſten ſeines würdigen 
hefs eingefadelt hatte, den Strick für Schwerin. Die ganze Be⸗ 
ar enthält nebenbei auch thatſächliche Nechtsirrthiimer, bei: 
pie e den, daß es für den vorliegenden Fall ohne jede B. 
IN deutung für die Entſheidung ſein ſoll, ob dem p. Bleichrsder 
der Meineid in den hierüber geführten Ermittelungsakten nach⸗ 
gewieſen iſt. Für die Glaubwürdigkeit des Zeugen Weber _ 
iſt es bei dem engen Konnex von Bleichröder und Weber bezüäg. 
lich des Meineids und der infolgedeſſen erfolgten Beſtechungen | 
fehr weſentlich, ob ſein Chef meineidig iſt oder nicht, denn 
= Schwerin hätte verlangen konnen, daß Bleichrsder als der Ge⸗ 
ſchädigte zeugt, nicht aber Weber, dieſen aber konnte er unter 
Nachweis der Beſtechungen in Sachen Croner ganz ablehnen, 
5 jedenfalls aber Beide in der Beweiskraft ſo ſchwächen, daß ſeine 
== = Derurtheilung unmöglich wurde, denn mit dem Seugen Weber 
ſiel die ganze Anklage. Ebenſo rechtsirrthümlich iſt, daß in der 
Uueberſendung des Schwerin'ſchen Manuſkripts, wenn ſie ſtatt⸗ 
gefunden hätte, ohne Weiteres der Thatbeſtand des & 253 — 
eeinen Anderen zu einer Handlung genöthigt zu haben durch 
Drohung, um ſich einen rechtswidrigen Vermsgensvortheil 
zu verſchaffen — liegt, denn das Manuſkript enthält weder eine 
Drohung, noch eine Vermögensforderung, was der Em— 
pfänger aber davon gedacht hat, oder gedacht haben will, iſt für 
5 den Abſender nicht rechtsverbindlich, ſondern nur der thatſächliche 
Inhalt deſſelben. 
. Leider fehlten Schwerin die Mittel zur Reviſion des Ur⸗ 
theils, außerdem ſaß er in Haft; er hat demnach auch dieſe 
Strafe verbüßen müſſen, wie all die übrigen wegen Be⸗ 
leidigungen von Madai ꝛc. Die ungerechteſte von allen erlittenen 
Strafen iſt aber zweifellos dieſe letzte, und wir können uns dem 
HSefühl nicht entziehen, daß bei derſelben genau dieſelben unſicht⸗ 
baren Geiſter die Hände im Spiel gehabt haben, wie bei der 
Niederſchlagung des Meineids verfahrens gegen den Baron Gerſon 
von Bleichr6der. 
: Unſere aktenmäßige Darſtellung ſoll die Rehabilitirung eines 
ehrenwerthen deutſchen Mannes von altem Schrot und Korn, der 
5 trotz ſeiner mehrfachen Beſtrafungen ein Edelmann geblieben iſt, 
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In demſelben Verlage erſchien: | 


Gedanken über Bismarck. 
Von Max Bewer. 
Sechſte unveränderte Auflage. 


Der „Deutſche Reichs anzeiger“ ſchreibt: „Treffend, überraſchend, bringt 
ganz neue Geſichtspunkte! Bewer iſt zu den treueſten Verehrern 
Bismarcks zu rechnen.“ — Der „Hamburgiſche Correſpondent” ſchreibt: 
„Voll von köſtlichem Humor, originell, anregend, bald draſtiſch und 

bald elegant, äußerſt lebendig und geiſtvoll!“ — Die „Hölniſche Zeitung“ 
nennt das Buch „ein Seugniß umfaſſenden Wiſſens und einer aus großen 
2 Geſichtspunkten gebildeten Weltanſchauung“. 

—>—— Preis 2 Mark. 


Rembrandt und Gismarck. 
Von Max Yewer. 


Dieſe Aufſehen erregende Schrift war einen Monat nach Erſcheinen 
bereits in Tauſenden von Exemplaren verbreitet. 


Preis 1 Mark. . 


Jer Ruin des Mittelſtancles. 


Don einem Mann aus dem Yolke. 


In dieſer Broſchüre wird die von der geſammten Tagespreſſe als die 
brennendſte Frage der Gegenwart bezeichnete Lage des Mittelſtandes 
auf das Allerſchärfſte in nationalem Geiſte beleuchtet. 


—>—+ Preis 60 Pfennige. 


Jer Raiſer in der Mitte. 


. Don 1 * N 


In dieſer geiſtvollen Schrift wird die Figur des deutſchen Kaiſers inmitten 
der herrſchenden Strömungen äußerſt ſcharf gezeichnet und ihm eine Ent⸗ 
ſcheidung im deutſch⸗chriſtlichen Geiſte auf das Charaktervollſte nahegelegt. 


e Preis 1 Mark. S 


Wiſfeſm II. und Alexander III. 


* * 
Von A 


Dieſe Schrift giebt die klarſten und rückſichtsloſeſten Aufſchlüſſe über das 
perſönliche und politiſhe Verhältniß der beiden Raiſer. 


Des Preis 50 Pfennige. e 
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Eine kritiſche 9 des Judenflintom#xo: 
von Rudolf Plack- Podgoͤrski. IT 
4 dieſer mit ſeltenem Freimuth geſchriebenen Broſchüre geißelt he Ver . I 
©  faſſer den Gang des Prozeſſes in derber, volksthümlicher Weiſe. 
—+ Preis 50 Pfennige. | 


Der Prozeß Polke. 


Von Rudolf any Podgorshki. L 
Der von tiefem Rechtsbewußtſein durchdrungene Verfaſſer rot +54 


* 


in dieſer Aufſehen erregenden Schrift gegen die Freiſprechung Volkes 5 : 
unter voller Darlegung der Schuld des Angeklagten. Die 1 
ſchwieg dieſe Schrift todt, der Staatsanwalt begründete auf dieſelb b 1 

ſeine Reviſion. NT 


— Preis | Mark. 


ene Verhaftung. 


Von Rektor S e 


und . Geſichtspunkte ſeiner DEI in der Inte des | 7 


ſchen Judenflinten⸗Angelegenheit. Die Verhaftung erfolgte wegen Be 
leidigung. Gegen eine Kaution von 50,000 Mark wurde Ahlwardt 
auf freien Fuß geſetzt und ſofort erſchien dieſe ungemein ſcharfe N | 
theidigungsſchrift. | 
* Preis 50 Pfennige. 


Otterngezücht. 
Von Rektor Ahlwardk. 


In dieſer Broſchüre weiſt der Herr Derfaſſer die zahlloſen koi. 
gemeinen Anſchuldigungen durch Beweiſe vollſtändig zurück. 
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Do. 1. Bismarck kommt! Preis 30 Pfennige. 


Ao. 2. Juden in Deutſchland. Preis 30 Pſennige. -» 2% 
Uo. 3. „Ferant: Sukunſisbilder, "Preis 30 ee 85 . 
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